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‚m der Notlage in der Provinz Oſtpreußen zu fteuern, ijt in den letzten Jahren eine 
Reihe von Maßnahmen ergriffen worden, die gewöhnlich unter der Bezeichnung 
„Oſtpreußenhilfe“ zuſammengefaßt werden. Zunächſt waren ſie im weſentlichen ſozialer 
und kultureller Art, bis ihr Schwergewicht ſchließlich in die Wirtſchaft verlegt wurde. 
Sie hatten anfangs die Förderung einzelner verſchiedenartiger Einrichtungen zum 
Zweck, erſtreckten ſich dann nach allgemeinen Grundſätzen, aber unter individueller 
Auswahl, auf ganze Wirtſchaftskreiſe und wuchſen ſchließlich auf einigen Gebieten 
zu einer generellen Hilfsaktion aus. Die Verbreiterung und Vergrößerung der 
generellen Hilfe iſt augenblicklich eine der ſtärkſten Forderungen, die aus der Provinz 
heraus erhoben werden. Daß die bisherigen Maßnahmen einer ſcharfen Kritik unter⸗ 
zogen worden ſind, iſt um ſo weniger verwunderlich, als es leider eine Tatſache 
iſt, daß ſie dem Niedergang der oſtpreußiſchen Wirtſchaft nicht Einhalt zu bieten ver⸗ 
mocht haben. Dieſe Kritik iſt nicht immer ſachlich geblieben. Sie iſt in der Offentlichkeit 
und in den Parlamenten oftmals ſo geführt worden, daß ſie ſowohl die Kenntnis 
der einſchlägigen Verhältniſſe wie den Wunſch nach objektiver Beurteilung vermiſſen 
ließ. Der Provinzialverband der Provinz Oſtpreußen iſt an einem Teil der Hilfs⸗ 
aktionen als Mitträger beteiligt, die Provinzialverwaltung hat bei ihnen tätig und 
zum Teil an hervorragender Stelle mitgewirkt, die Landesbank die Kreditmaßnahmen 
durchgeführt. Die Provinzialkörperſchaften haben daher das Recht und der Provinz 
gegenüber die Pflicht, über das Geleiſtete und Erreichte, über Fehler, Mängel und 
Erfolge Rechenſchaft zu empfangen und zu geben. Dieſem Ziele dient die nachſtehende 
Denkſchrift. Sie beſchränkt ſich darauf, Tatſachen zu berichten und den Gang der 
Ereigniſſe nach dem bei der Provinzialverwaltung vorhandenen Material darzuſtellen. 


Vorgeſchichte. 


Das Diktat von Verſailles mußte die Provinz Oſtpreußen wirtſchaftlich wie 
politiſch in die ſchwerſte Gefahr bringen. Schon während der Inflationszeit, als 
noch weiteſte Kreiſe in einer vollſtändig falſchen Beurteilung der wirtſchaftlichen Ver— 
hältniſſe befangen waren, erhoben oſtpreußiſche Stellen warnend ihre Stimme und 
legten es Reich und Staat nahe, der Sonderlage der Provinz durch beſondere Maß— 
nahmen gerecht zu werden. Bereits im ſogenannten erſten Oſtpreußenprogramm 
vom 15. April 1922 betonte der Oberpräſident der Provinz Oſtpreußen, „daß den 
wirtſchaftlichen, techniſchen und kulturellen Forderungen, die Oſtpreußen ſtellen müſſe, 
wenn es lebensfähig und ein Beſtandteil Preußens und des Reichs bleiben wolle, 
eine über die Behandlung des Einzelfalles hinaus geſicherte Grundlage gegeben 
werden müſſe.“ Mit der Wiederherſtellung der feſten Währung begann die bedrängte 
Lage der Provinz erſt langſam, dann immer ſchneller hervorzutreten. Bei dem ganz 
überwiegend landwirtſchaftlichen Charakter Oſtpreußens mußte das wirtſchaftliche 
Schickſal der Provinz in der Hauptſache von dem Ergehen der Landwirtſchaft ab— 
hängen. Die oſtpreußiſche Landwirtſchaft wiederum, die durch das Klima und 
vor allem durch die einzigartige, abgeſchnürte Lage der Provinz mit allen ihren 
Folgen ſo außerordentlich ſtark vorbelaſtet iſt, ging der oſtdeutſchen Landwirtſchaft 
auf dem Wege in die jetzige Kriſis voran. Welchen Umfang dieſe Kriſis in 
den Jahren ſeit Beendigung der Inflation genommen hat, offenbart u. a. die 
Statiſtik der Zwangsverſteigerungen ländlicher Grundſtücke. (Vgl. hierzu die Zahlen— 
überſicht und graphiſche Darſtellung im Statiſtiſchen Anhang). In der Zeit ſeit 1924 
hat ſowohl die Zahl der verſteigerten landwirtſchaftlichen Betriebe in Oſtpreußen 
wie deren Flächenumfang in allen Betriebsgrößenklaſſen von Jahr zu Jahr in 
wahrhaft erſchreckenden Maße zugenommen. Die Wurzeln der Kriſis ruhen in 
der ungeheuer großen und ſchnellen Verſchuldung der Landwirtſchaft, die dieſe ſeit 
der Inflation durchgemacht hat. Dem Rufe nach Intenſivierung und damit Steigerung 
der Leiſtungen in quantitativer und qualitativer Hinſicht, die dem Landwirt damals 
zur vaterländiſchen Pflicht gemacht wurde, folgte gerade der größere Beſitz. 
Den dazu benötigten Aufwendungen entſprach der Ertrag nicht. Die ungünſtige 
Geſtaltung der Preiſe für die landwirtſchaftlichen Produkte auf der einen Seite, die 
wachſenden Koſten der landwirtſchaftlichen Produktionsmittel auf der anderen Seite, 
die ſteigenden Steuern, Laſten und Abgaben zerſtörten die Rentabilität und bildeten 
den Nährboden der Verſchuldung. Denn zur Beſtreitung der Ausgaben, die in immer 
größerem Umfange aus den Einnahmen nicht mehr gedeckt werden konnten, mußten 
Schulden aufgenommen werden. Dabei führte die Belaſtung mit Roggenpfandbriefen, 
ebenſo wie diejenige mit Goldpfandbriefen in der erſten Zeit, überdies noch zu 
völlig untragbaren Verluſten, an denen wiederum der größere Beſitz hervorragend 
beteiligt war. 

Die Landwirtſchaftskammer für die Provinz Oſtpreußen machte es ſich in 
Erkenntnis der drohenden Gefahr alsbald zur Aufgabe, die Offentlichkeit über die 
Lage der oſtpreußiſchen Landwirtſchaft zu unterrichten und Wege zur Beſſerung auf— 
zuzeigen. Bereits im September 1925 gab ſie eine umfangreiche Schrift: „Bilder 
zur Entwickelung und zeitigen Lage der oſtpreußiſchen Landwirtſchaft“ heraus, in 
welcher ſie die Nachkriegsgefahr der oſtpreußiſchen Landwirtſchaft beleuchtete, auf die 
Sonderlage der Provinz Oſtpreußen hinwies und entſprechende Behandlung verlangte. 


Bereits in diefer Schrift wird als Kernpunkt gefordert, „jenes erträgliche Ver— 
hältnis zwiſchen Produktionskoſten und Preiſen wieder herzuſtellen, das 
jedem Wirtſchaftszweig ſeine wirtſchaftlich notwendigen Renten verheißt.“ 
Um dieſen Gedanken rankten ſich alle übrigen Forderungen, die unter rechtzeitigem 
und ausreichendem Einſatz von Mitteln eine Herabſetzung des Schuldenzinsſatzes, 
Förderung der Kapitalneubildung, erträgliche Geſtaltung der Steuerbelaſtung, Aus— 
gleich der für Oſtpreußen beſonders ungünſtigen Frachtenlage, ſowie Milderung der 
ſozialen Laſten verlangten. Im Dezember 1925 folgte eine Denkſchrift der Land— 
wirtſchaftskammer „Zur Lage der Provinz Oſtpreußen“, in der beklagt wurde, daß 
die Notwendigkeit einer Sonderbehandlung der abgetrennten Provinz noch immer 
nicht erkannt oder aus der Sorge heraus, einen Berufungsfall für andere Reichs- und 
Landesteile zu ſchaffen, unbeachtet geblieben ſei. Die Voranſchläge für landwirtidaft: 
liche Betriebe zeigten mit erſchreckender Deutlichkeit, wie ſchnell es bergab gegangen 
ſei und weiter gehen werde, „wenn nicht durch eine ſtarke, zielbewußte Wirtſchafts⸗ 
politik der Sonderlage der Provinz Oſtpreußen Gerechtigkeit und Berückſichtigung 
widerführe.“ In dieſer Denkſchrift werden bereits zwei Maßnahmen grundſätzlich 
unterſchieden: 

1. diejenigen zur Überwindung der Augenblickskriſe, 

2. diejenigen zur dauernden Geſundung der Wirtſchaft. 

Als Kernpunkt der erſtgenannten Maßnahmen wurde die Konſolidierung der 
kurzfriſtigen Schulden durch Hergabe billiger Kredite vorgeſchlagen. Zur dauernden 
Geſundung der oſtpreußiſchen Landwirtſchaft ſollten aber vor allen Dingen Maß⸗ 
nahmen zur Hebung der Preiſe für landwirtſchaftliche Produkte einerſeits und zur 
Laſtenſenkung andererſeits getroffen werden, damit den Betrieben wieder eine ange— 
meſſene Rente verſchafft würde. Bewußt wurde dieſes Programm zu einem unlöslichen 
Ganzen zuſammengeſchloſſen. Die Folgen einer verfehlten Wirtſchafts⸗ und Steuer⸗ 
politik könnten, ſo heißt es in dieſer Denkſchrift, in der unter ungünſtigen Ver⸗ 
hältniffen arbeitenden Provinz fic) am ſchnellſten und ſichtbarſten auswirken, deshalb 
ſei Oſtpreußen ein Menetekel für Regierungen und Parlamente und für alle, die ſehen 
wollten; denn darin könne man wie in einem Spiegel die zukünftige Entwickelung 
der deutſchen Landwirtſchaft erkennen. Somit lag bereits am Ende des Jahres 
1925 den zuſtändigen Zentralſtellen ein umfaſſendes, nicht nur auf einzelnen Teil⸗ 
vorſchlägen beruhendes Geſamtprogramm zur Sanierung der oſtpreußiſchen Land» 
wirtſchaft vor. In einem Schreiben des Präſidenten der Landwirtſchaftskammer an 
den Reichskanzler vom 14. April 1926 iſt auch bereits auf das Bedenkliche der Haft⸗ 
verflechtung in der Landwirtſchaft hingewieſen. Es heißt dort: „Es iſt naturgemäß, 
daß die Zuſammenbrüche immer weitere Kreiſe ziehen, da einer für den anderen 
gutgeſagt hat. Als eine Geſundungskriſe können dieſe Zuſammenbrüche nicht angeſehen 
werden; ſie bedeuten vielmehr ein allmähliches Hinſterben der oſtpreußiſchen Land— 
wirtihaft." Im März 1927 wandte ſich die Landwirtſchaftskammer erneut in einer 
Denkſchrift „Die zeitige Lage der oſtpreußiſchen Landwirtſchaft und Anträge derſelben 
zur Oſtpreußenhilfe“ an die maßgebenden Zentralſtellen. Auch das in dieſer Denk⸗ 
ſchrift entwickelte Programm iſt abgeſtellt auf den Grundgedanken einer umfaſſenden 
Wiederherſtellung der Rentabilität der oſtpreußiſchen Landwirtſchaft. Kurz danach, 
nämlich im Mai 1927, verfaßte das Kuratorium der Bank der Oſtpreußiſchen Land⸗ 
ſchaft eine Eingabe, in der es die kataſtrophale Schuldenzunahme der oſtpreußiſchen 
Landwirtſchaft in den letzten drei Jahren beleuchtete. Das Kuratorium wies darauf 
hin, daß für den Durchſchnitt einer großen Anzahl oſtpreußiſcher Betriebe nach den 
Buchführungsergebniſſen am Schluſſe des Wirtſchaftsjahres 1926/27 eine Verſchuldung 
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erreicht fein werde, die nicht mehr vergrößert werden könne, und daß damit bei dieſen 
Betrieben die letzte Möglichkeit, durch Subſtanzopferung ſich zu helfen, erſchöpft ſei. 
Wenn das Wirtſchaftsjahr 1927/28 eine gleiche Unterbilanz brächte, ſo könnte ſie 
durch Schuldenaufnahme nicht mehr gedeckt werden, und die betreffenden Betriebe 
müßten zum Erliegen kommen. Auch von der Beſitzzerſchlagung und der Siedlung 
ſei eine Beſſerung nicht zu erwarten. Die Unrentabilität ſei unabhängig von der 
Betriebsgröße. Sie richte ſich vielmehr nach der Intenſität der Betriebe. Je größer 
dieſe geweſen ſei, um ſo ſchneller ſei die Verſchuldung erfolgt. Da in Oſtpreußen der 
größere Beſitz dem kleinen Grundbeſitz betriebstechniſch vorangehe, ſo erkläre es ſich, 
daß er vorweg in Verſchuldung geraten ſei. Es folge aber der bäuerliche Beſitz 
genau fo nach, und der Zwergbeſitz erkämpfe ſich fein Daſein nur durch Verzicht auf 
den Wert ſeiner Arbeitskraft, indem er ſchwerer und ſchlechter lebe als ein Landarbeiter. 
Das Aufholen des bäuerlichen Beſitzes in der Verſchuldung wird in dieſer Denk— 
ſchrift durch folgende Zahlen kraß beleuchtet. Danach betrug das erſtſtellige Durch— 
ſchnittsdarlehn des Landwirts, der Déi voll beliehen hatte, in den Jahren 
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1927, I. Quartal .. 10000 2%. 

Es find aljo vom Beginn des Jahres 1927 an in der Hauptſache faſt nur noch 

bäuerliche Betriebe erſtſtellig beliehen worden. Es heißt dann in der Denkſchrift weiter: 
„Bisher waren alle dieſe Darlegungen für den Staat bis zu einem ge: 
wiſſen Grade theoretiſch, inſofern nämlich die Beſitzer immer noch trotz 
Unrentabilität ſich durch Schuldenmachen halten konnten. Jetzt iſt das zu 
Ende, und wenn die Reichsregierung nicht endlich für eine andere Wirt⸗ 
ſchaftskonjunktur in Oſtpreußen ſorgt, dann beginnen im Jahre 1927/28 
umfangreiche Zuſammenbrüche mit ihren wirtſchaftlichen und politiſchen 
Folgeerſcheinungen.“ 

Die Eingabe fordert beſchleunigte und beſondere Maßnahmen für Oſtpreußen, 
um vor allen Dingen die unerträglichen Laſten zu ſenken und auch nach der Ein⸗ 
nahmeſeite hin die Rentabilität wiederherzuſtellen. 

Gelegentlich einer außerordentlichen Vollverjammlung der Landwirtſchaftskammer 
vom 8. Juli 1927 wurden die oſtpreußiſchen landwirtſchaftlichen Wirtſchaftsforderungen 
nochmals unterſtrichen, eine Sonderbehandlung Oſtpreußens beanſprucht und beſtimmte 
Maßnahmen zur Wiederherſtellung der Rentabilität gefordert, um den wirtſchaftlichen 
Niedergang und Zuſammenbruch der Provinz mit allen ſeinen, nicht nur für ſie 
ſelbſt, ſondern für ganz Deutſchland verhängnisvollen Folgen zu vermeiden. In 
demſelben Sinne wandte ſich der Präſident der Landwirtſchaftskammer im Juli 1927 
in einem vor dem Präſidium und dem Vorſtande des Reichsverbandes der deutſchen 
Induſtrie gehaltenen Vortrage dagegen, daß man Oſtpreußen einfach unter die Grenz⸗ 
provinzen einrangiere und mit dieſen gleich behandele. Am 5. September wies die 
Oſtpreußiſche Generallandſchaftsdirektion in einer Denkſchrift noch einmal auf den 
ungeheuren Ernſt der Lage hin. Es heißt darin eingangs: 

„Die agrariſche Provinz Oſtpreußen hat infolge von Lage und Klima von 
jeher ſich in einem ziemlich engen Rahmen der wirtſchaftlichen Rentabilität 
bewegen müſſen, der für Konjunkturſchwankungen nur wenig Raum bot. 
Immerhin hatte die Provinz ihr wirtſchaftlich geſichertes Daſein und hob 
ſich durch Produktionsſteigerung und Erzeugung von landwirtſchaftlicher 
Qualitätsware. 
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Dieſe Situation hat durch den Friedensſchluß eine völlige Änderung 
erfahren. Seit 1918 iſt für Oſtpreußen alles das fortgefallen, was früher 
in ſeiner Situation durch die Berührung mit Rußland günſtig war, und 
auf der anderen Seite ſind die Schädigungen der Abtretung zugetreten. 


Das Ergebnis iſt, daß die oſtpreußiſche Landwirtſchaft heute den Be⸗ 
darf 10 — 12 0% teurer kauft und ihre Erzeugniſſe 10 — 12 0% billiger 
verkauft, als das übrige Deutſchland. Solche Wirtſchaftslage iſt ſchon an 
ſich unhaltbar. 


Wenn nun gleichzeitig von einem ſolchen Wirtſchaftsgebiet ohne Rück— 
ſicht auf fehlendes Einkommen in derſelben Weiſe Realſteuern und Laſten 
erfordert werden wie im Reich, fo wirkt das zerſtörend auf das Wirtſchafts— 
vermögen dieſes Gebietes. Eine ſolche Wirkung iſt denn auch tatſächlich 
eingetreten; die Ausgaben und Leiſtungen der oſtpreußiſchen Landwirtſchaft, 
die nur durch Verſchuldung zu decken waren, betrugen in den letzten Jahren 
jährlich über 100 Millionen 24. Allein bei der Landſchaft ijt die Ver⸗ 
ſchuldung Oſtpreußens in dieſen Jahren um 280 Millionen geſtiegen. 
Infolgedeſſen überſchreitet heute der Zinſendienſt der Verſchuldung Oſtpreußens 
bereits die Vorkriegszinslaſten, im Gegenſatz zu allen anderen deutſchen 
Landesteilen. 


Damit iſt die Möglichkeit, ein weiteres Defizit durch Schulden zu 
decken, erſchöpft, und wenn nicht in dieſem Wirtſchaftsjahre die Rentabilität 
der oſtpreußiſchen Landwirtſchaft hergeſtellt wird, ſo beginnen in großem 
Umfange die Zuſammenbrüche, insbeſondere im kleineren Beſitz.“ 


Schließlich unterbreitete unter dem 15. Dezember 1927 auch der Landwirt: 
ſchaftsverband Oſtpreußen den maßgebenden Regierungsſtellen nochmals ausführliche 
Vorſchläge über die erforderlichen Hilfsmaßnahmen für Oſtpreußen. Auch hieraus 
ſeien einige Sätze angeführt. Es heißt dort u. a.: 


„Wenn die Verſchuldung, Verluſte und Verſteigerungen von Betrieben weit 
über den Reichsdurchſchnitt von Jahr zu Jahr zunehmen, die Viehweiden 
nnd Hutungen ohne entſprechende Vermehrung des Viehbeſtandes ſich ver: 
größern, der Minderverbrauch künſtlichen Düngers einen Erzeugungsausfall 
an Brot für 400 000 Menſchen zur Folge hat und die Zahl der Land— 
arbeiter immer mehr zurückgeht, ſo decken alle dieſe in Oſtpreußen zutreffenden 
Vorgänge einen Extenſivierungsprozeß auf, der ſchleunigſt und gründlichſt 
abgeſtellt werden muß. Je ſpäter die Gegenmaßnahmen einſetzen, 
um fo teurer und weniger wirkſam fino ſie .. ... 


An der Erhaltung Oſtpreußens iſt das Reich wirtſchaftlich und politiſch 
intereſſiert. Wirtſchaftlich deswegen, weil Oſtpreußen die Aufgabe hat, außer 
ſeiner eigenen Einwohnerſchaft für drei Millionen Menſchen Nahrung zu 
erzeugen. Politiſch deswegen, weil das Herausbrechen der am weiteſten nach 
Often vorgeſchobenen Provinz aus der Kette deutſcher Gebietsteile das Zer⸗ 
reißen der ganzen Kette zur Folge haben müßte. Wenn es wirklich der 
ernſte Wille des Reiches iſt, zu helfen, ſo iſt jetzt der letzte Augen— 
blick gekommen Es liegt daher eher noch im Reichsintereſſe als 

im Intereſſe Oſtpreußens ſelbſt, daß den Verſprechungen endlich die 
Erfüllung folgt.“ 


Nicht vergeſſen werden dürfen in dieſer Verbindung auch die Entſchließungen 
des oſtpreußiſchen Provinziallandtages, die, wenn ſie auch naturgemäß mehr von 
allgemeinen Geſichtspunkten ansgingen, auch ihrerſeits ebenfalls der Reichsregierung 
und der Preußiſchen Staatsregierung den ganzen Ernſt der Lage eindringlichſt vor 
Augen führten. 

So kann man rückſchauend ſagen, daß es weder an rechtzeitigen Warnungen, 
noch an Vorſchlägen für geeignete Hilfsmaßnahmen gefehlt hat, daß gerade von oſt— 
preußiſcher Seite aus jahrelang mahnend auf die Gefahren hingewieſen iſt, die der 
Niedergang der oſtpreußiſchen Wirtſchaft nicht nur für Oſtpreußen, ſondern für ganz 
Deutſchland mit ſich bringen mußte. Die Vorausſagen, die von den oſtpreußiſchen 
Wirtſchafts vertretungen gemacht wurden, find, man kann faft jagen, Mort für Wort, 
eingetroffen. 


Die Hilfsaktion. 


Dem tätigen Eingreifen des Herrn Reichspräſidenten war es zu verdanken, 
daß die Reichsregierung und die Preußiſche Regierung an die Löſung des Oſtpreußen— 
problems herangingen. Am 21. Dezember 1927 und am 7. Februar 1928 fanden 
gemeinſame Sitzungen beider Kabinette unter dem Vorſitz des Herrn Reichs— 
präſidenten ſtatt, in denen man ſich mit der Sonderlage Oſtpreußens und den zu 
ergreifenden Hilfsmaßnahmen beſchäftigte. In der amtlichen Verlautbarung über die 
Sitzung am 7. Februar heißt es: 


„Mit Rückſicht auf die durch die Friedensverträge geſchaffene einzigartige wirt- 
ſchaftliche Notlage Oſtpreußens war in der unter dem Vorſitz des Herrn 
Reichspräſidenten Ende Dezember vorigen Jahres abgehaltenen gemeinſamen 
Sitzung des Reichsminiſteriums und des Preußiſchen Staatsminiſteriums die 
Notwendigkeit von Hilfsmaßnahmen für dieſe Provinz grundſätzlich anerkannt 
worden. Über die Durchführung dieſer Hilfsmaßnahmen find in der Zbwiſchen— 
zeit eingehende Beratungen unter den Reſſorts und mit den Vertretern der 
oſtpreußiſchen Wirtſchaft in Königsberg und Berlin gepflogen worden. Das 
Ergebnis dieſer Verhandlungen bildete heute den Gegenſtand erneuter gemein— 
ſchaftlicher Beratungen der beiden Kabinette unter dem Vorſitz des Herrn 
Reichspräſidenten. Dabei wurde ein volles Einverſtändnis über die Hilfsaktion 
erzielt. Dieſe zerfällt in ein Syſtem von einzelnen Maßnahmen, zu denen ins— 
beſondere auch die Erleichterung der Aufnahme einer größeren Anleihe gehört. 
Aus Mitteln des Reichs und Preußens wird für das laufende Jahr ein Betrag 
von 75 Millionen Reichsmark vorgeſehen, von denen 60 Millionen vom Reiche, 
15 Millionen von Preußen bereitgeſtellt werden ſollen. Die Wege, die zur 
Herbeiführung der Geſundung der oſtpreußiſchen Wirtſchaft beſchritten werden 
ſollen: Die Eröffnung neuen erſtſtelligen Realkredits zu günſtigen Bedingungen, 
die Umwandlung der drückenden hohen Perſonalſchulden der Landwirtſchaft in 
einen langfriſtigen zweitſtelligen Hypothekenkredit, beſondere Kreditmaßnahmen 
für kleinbäuerliche Beſitzer, Pächter, Siedler uſw. und weitere Maßnahmen zur 
Erhaltung des Beſitzes ſowie zur Stützung der oſtpreußiſchen Induſtrie, fanden 
allſeitige Billigung. Zur Senkung der öffentlichen Laſten wird das Reich durch 
Entgegenkommen bei den Reichsſteuern und andere Entlaſtungsmaßnahmen, 
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Preußen durch Erleichterung der Schullaſten und der Realfteuern beitragen. 

Schließlich wurden die Vorſchläge für eine beſondere Berückſichtigung Oſtpreußens 

auf dem Gebiete des Eiſenbahngüterverkehrs geprüft und anerkannt. Die Hilfs⸗ 

maßnahmen werden unverzüglich verwirklicht werden.“ 

Der Beſchluß der beiden Kabinette ſtellte ſomit zunächſt ein Programm dar, 
deſſen Verwirklichung im Einvernehmen mit der oſtpreußiſchen Wirtſchaft erfolgen 
ſollte. Die Verhandlungen mit dieſen Stellen ſetzten alsbald ein. Daß ſie nicht den 
erwünſchten ſchleunigen Fortgang nahmen, lag wohl an der Schwierigkeit der ganzen 
Materie und auch an der Beteiligung überaus zahlreicher Behörden. Trotz der auf- 
opfernden Bemühungen des Leiters der neu errichteten Oſtverwaltungsſtelle im Reichs⸗ 
miniſterium des Innern, Miniſterialdirektor Dr. Dammann, war es oft nicht leicht, 
die erforderliche Übereinitimmung herbeizuführen, waren doch von Reich und Preußen 
nicht weniger als je 3 Miniſterien an der Durchberatung der Aufgabe beteiligt. 

Die von den oſtpreußiſchen Stellen immer wieder mit Nachdruck vertretene und 
auch allſeitig anerkannte Forderung ging dahin, daß in erſter Linie die Rentabilität 
der Landwirtſchaft hergeſtellt werden müſſe, da von dem Ergehen der Landwirtſchaft 
alle Berufsſtände in Oſtpreußen im weſentlichen abhängig wären. Selbſtverſtändlich 
war man ſich darüber klar, daß auf dieſem Gebiet von heute auf morgen Ergebniſſe 
nicht erzielt werden könnten. Aber ebenſo klar war auch die Erkenntnis, daß ohne 
dieſe Herſtellung der Rentabilität eine nachhaltige und endgültige Hilfe für die 
Provinz Oſtpreußen nicht möglich wäre. Die Reichsreſſorts glaubten damals, dieſe 
Aufgabe in einem Zeitraum von etwa 2 Jahren löſen zu können. Dieſen Zeitraum 
unter den damaligen wirtſchaftlichen Verhältniſſen zu überdauern, waren zahlreiche 
oſtpreußiſche Beſitzer nicht mehr in der Lage. Es mußte daher ſofort etwas geſchehen, 
um noch möglichſt viele Betriebe den Anſchluß an die allmähliche Rentabiliſierung 
der Landwirtſchaft finden zu laſſen. Das Hauptergebnis der dahingehenden Beratungen 
war neben anderen Maßnahmen die Beſchlußfaſſung über die Durchführung der 
ſogenannten Umſchuldung landwirtſchaftlicher Betriebe. Die Umſchuldung erſtreckte 
ſich ſowohl auf den erſtſtelligen, wie auf den zweitſtelligen Kredit. Die erſtſtellige 
Beleihung mit Hilfe von Disagiozuſchüſſen verblieb der Landſchaft und wird 
im allgemeinen in den Begriff „Amſchuldung“ nicht einbezogen. Die eigentliche 
Umſchuldung zerfiel in die Gewährung zweitſtelliger Hypotheken in Verbindung 
mit Beihilfen aus dem Betriebserhaltungsfonds, ferner in die ſogenannten Klein⸗ 
bauern= und Bauernkredite, die auf bäuerliche Beſitzungen gegeben wurden und nicht 
unbedingt hypothekariſch geſichert zu ſein brauchten, und in die Kredite für Pächter 
und Kleinpächter. Dazu traten noch die Fiſcherkredite. An der Gewährung der Bauern-, 
Kleinbauern- und Kleinpächterkredite war der Provinzialverband nicht beteiligt. Die 
Ergebniſſe dieſer Aktionen ſind daher in dieſer Denkſchrift nur zahlenmäßig verwertet, 
um das Bild der Umſchuldung zu vervollſtändigen. Bei der Begebung der Umſchul⸗ 
dungshypotheken, ſowie der Pächter⸗ und Fiſcherkredite aber hat der Provinzialverband 
auf verſchiedene Weiſe mitgewirkt. Hierüber ſoll in den folgenden Abſchnitten berichtet 
werden. Dabei wird die Vergebung der Umſchuldungshypotheken eine beſonders ein- 
gehende Behandlung erfahren müſſen, nicht nur, weil es ſich hier um eine Aktion von 
gewaltigem Ausmaß handelt, ſondern weil die Kritik der Offentlichkeit ſich mit ihr ſo 
ſtark und ſo leidenſchaftlich beſchäftigt hat, wie mit keinem anderen Teile der Oſt⸗ 
preußenhilfe. Den Schluß ſoll eine kurze Darſtellung der von der Landesbank ver- 
gebenen Induſtriekredite bilden, die mit der eigentlichen Amſchuldung nicht im Zufammen- 
hang ſtehen. 


Der Zweck. 


Die Geldmittel. 


Der Oſtpreußen⸗ 
ſonderfonds. 
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Die hypothekariſche Umſchuldung. 


Der Zweck der hypothekariſchen Umſchuldung ging dahin, die Landwirte von 
loſen, hochverzinslichen Krediten durch Gewährung langfriſtiger und möglichſt billiger 
zweitſtelliger Hypotheken zu befreien. Es ſollte alſo die mit dem Vorhandenſein loſer 
Schulden verbundene Anſicherheit beſeitigt und zugleich eine Senkung der Zinſen, die 
damals 12% und mehr betrugen, herbeigeführt werden. Der Gedanke war durd)- 
aus richtig und verſprach, die Wirtſchaftsführung von einem Gefährdungsmoment 
zu entlaſten und die laufenden Ausgaben zu verringern. Auf der anderen Seite 
ſollten durch die Umjhuldung die Perſonalkreditinſtitute, denen die Landwirte Geld 
ſchuldeten, und die im Geſchäftsverkehr mit der Landwirtſchaft ſtehenden Kaufleute, 
Gewerbetreibenden und Handwerker zu ihren Außenſtänden kommen und auf dieſe 
Weiſe wieder liquide werden. Die Valuta der Umſchuldungshypotheken floß unmittelbar 
den Gläubigern der Landwirte zu. Der Landwirt ſelber erhielt alſo, was entgegen hier 
und da zutage getretenen irrtümlichen Auffaſſungen hervorgehoben werden muß, von 
dem Gelde ſelber nichts. Dieſe Umſchuldungsaktion war übrigens nicht nur für Oſt⸗ 
preußen, ſondern für alle Provinzen und Länder vorgeſehen, bei denen ein entſprechender 
Bedarf vorlag. Wie aber ſpäter näher gezeigt werden wird, war Oſtpreußen hieran 
in mehrfacher Hinſicht ganz vorzugsweiſe beteiligt. 

Während die Geldmittel ſonſt nur durch Auslandsanleihen beſchafft werden 
ſollten, ſtellten Reich und Staat für Oſtpreußen gleich anfangs einen Sonderfonds 
von 18,05 Millionen Reichsmark zur Verfügung. Dieſer Betrag bildete einen Teil 
der ſogenannten eigentlichen „Oſtpreußenhilfe“ von 1928, die ſich bereits mit all den 
am Schluß des vorhergehenden Abſchnitts erwähnten Kreditmaßnahmen befaßte und 
außerdem noch Laſtenſenkung und Frachterſtattungen einbegriff. An der Hergabe der 
Kreditſummen dieſer „Oſtpreußenhilfe“ im Geſamtbetrage von 28 Millionen Reichs- 
mark beteiligte ſich das Reich mit 23 Millionen und Preußen mit 5 Millionen. 
Von den 18,05 Millionen Reichsmark für die zweitſtelligen Umſchuldungshypotheken 
entfielen daher im Verhältnis 23: 5 auf das Reich 14 826 785,71 Ai und auf 
Preußen 3 223 214,29 /. Später wurde es üblich, die Bezeichnung „Oſtpreußenhilfe“ 
allgemein auf alle nach Art oder Umfang beſonderen Hilfsmaßnahmen für Oſtpreußen 
anzuwenden. Wie die Verwendung der Zinſen der aus dem Sonderfonds herzugebenden 
Hypotheken geregelt wurde, ſoll nachher gezeigt werden. Hier ſei nur noch mit Rückſicht 
auf den ſpäteren Verlauf der Angelegenheit erwähnt, daß in den für die Verwendung 
der 18,05 Millionen Reichsmark ausgegebenen Richtlinien ausdrücklich darauf hin⸗ 
gewieſen iſt, daß weitere Mittel für den gleichen Zweck im Wege einer von 
dem Provinzialverbande Oſtpreußen aufzunehmenden Auslandsanleihe 
beſchafft werden ſollten. 

Es galt nun zunächſt, den oſtpreußiſchen Geſamtbedarf an zweitſtelligen Um- 
ſchuldungshypotheken feſtzuſtellen. Nach eingehenden Ermittelungen wurde derſelbe 
von dem Landeshauptmann mit rund 100 Millionen Reichsmark angegeben. Dieſe 
Summe hat ſich dann auch, wenigſtens nach dem damaligen Stande, als faſt genau 
zutreffend erwieſen. Sofort ging der Landeshauptmann daran, entſprechend den mit 
den zuſtändigen Reſſorts gepflogenen Verhandlungen, die ihren Niederſchlag in den 


11 


erwähnten Richtlinien für die Verwendung des Sonderfonds gefunden hatten, eine 
Auslandsanleihe für den Provinzialverband zu beſchaffen. Zuſammen mit der Oſt- Die ausiands- 
preußiſchen Generallandſchaftsdirektion nahm er Verhandlungen mit der Berliner anleihe. 
Vertretung des bekannten amerikaniſchen Bankhauſes Blair & Co. über die Hergabe 
einer Anleihe von vorerſt 20 Millionen Dollar auf. Der Ertrag dieſer Anleihe 
ſollte von der Landſchaft zur erſtſtelligen Umſchuldung von landwirtſchaftlichen Be— 
trieben, insbeſondere zur Ablöſung von Roggenlaſten, von der Landesbank zur 
Durchführung der zweitſtelligen Beleihung benutzt werden. Der Landſchaft ſollten 
drei Achtel der Anleihe, der Landesbank fünf Achtel, d. h. 12,5 Millionen Dollar = 
52,5 Millionen Reichsmark zufließen. Ende April 1928 war die Anleihe nach ſehr 
ſchwierigen Verhandlungen ſo gut wie zum Abſchluß gebracht. Die Bedingungen 
waren recht günſtige, der Zinsſatz betrug z. B. nur 60%. Da erhob ſich im letzten 
Augenblick gegen die Anleihe der Widerſtand des Reichsfinanzminiſteriums und der 
Reichsbank, die aus reparationspolitiſchen Erwägungen ſich mit der Aufnahme der 
Anleihe nicht einverſtanden erklären wollten. Es gelang nicht, dieſen Widerſtand zu 
überwinden, obwohl von maßgebenden oſtpreußiſchen Stellen, insbeſondere auch von 
dem Oberpräſidenten, alles Erdenkliche in dieſer Richtung verſucht wurde. Das 
Reichsfinanzminiſterium blieb dabei, daß die Provinz Oſtpreußen zuſammen mit den 
anderen Provinzen und Ländern ſich an einer Sammelanleihe beteiligen müßte, die 
durch die Landesbankenzentrale im Auslande getätigt werden ſollte. Damit wurde 
Oſtpreußen wieder in ein Verfahren eingegliedert, das gleichmäßig für alle be- 
teiligten Landes: und Reichsteile gelten ſollte. Die Anleihe der Landesbanten: 
zentrale kam erſt Ende Mai in Amerika zuſtande und zwar mit 25 Millionen 
Dollar = 105 Millionen Reichsmark. Am 1. Juni 1928 ſchloß die Landesbank 
mit der Landesbankenzentrale für den oſtpreußiſchen Anteil in Höhe von 7,25 Millionen 
Dollar nominal — 30,45 Millionen Reichsmark ab. Die Bedingungen der Anleihe 
waren, da ſich die Verhältniſſe auf dem ausländiſchen Anleihemarkt inzwiſchen ſchon 
ungünſtiger geſtaltet hatten, nicht mehr ſo gut, als der Landeshauptmann zuſammen 
mit der Generallandſchaftsdirektion ſie vorher für die Sonderanleihe des Provinzial— 
verbandes herausgehandelt hatte. Zu der Verzögerung trat nun alſo auch noch eine 
Verſchlechterung. Es ſollte in ſpäterer Zeit nicht mehr gelingen, weitere Mittel aus 
dem Auslande zu beſchaffen, da der Anleihemarkt dies nicht mehr zuließ. Damit 
war zunächſt ein weiterer Nachteil verbunden, da Holt der 52,5 Millionen Reichs- 
mark, die der Provinz aus der oſtpreußiſchen Sonderanleihe zugefloſſen wären, 
aus der Landesbankenanleihe für Oſtpreußen nur 30,45 Millionen Reichsmark flüſſig 
gemacht wurden. 


Dankenswerterweiſe ſprang jedoch das Reich, als die aus dem Sonderfonds Die Reiche: 
und der Anleihe der Landesbankenzentrale zur Verfügung ſtehenden Gelder erſchöpft vorſchüſſe. 
waren, mit Vorſchüſſen ein. Eine geſetzliche Grundlage wurde dieſem Vorgehen 
ſpäter in dem Geſetz über die wirtſchaftliche Hilfe für Oſtpreußen vom 18. Mai 1929 
gegeben. Eine Überſicht über die insgeſamt der Landesbank für die hypothekariſche 
Umſchuldung zugefloſſenen Geldmittel und über die unter Berückſichtigung der 
Kursdifferenz aus ihnen ſich ergebenden Hypotheken-Nominalbeträge gibt die nach⸗ 
ſtehende Aufſtellung: 


Die Bedingungen. 


| Der Landes Nominaler 
bank zur Betrag Kursdifferenz Hypotheken⸗ 
Verfügun (Disagio) betrag — 
` oe 9 Geſamtſumme 
SEE OM lo sige ee | ze 
| 
Oftpreußenhilfe-Sonderfonds . . . . 26. 4. 28 | 18 050 000 1330800 | 19380 800 
Wuslandsanleife . . . . . 2... 26. 6. 28 | 28257600 ¡ 2192400 30 450 000 
wre. - x... «o... 12. 3.29 10 000 000 736500 10 736 500 
2. Reichsvorſchu ß. 11. 4. 29 10 000 000 736500 10 736 500 
3. Neichsvorſchunß . wee 14.10.29 10 000 00 736 500 | 10 736 500 


Zwiſchenkredit der Rentenbank-⸗Kredit⸗ | 


anſtalt (Reihsvorfhuß) *) ).. 3.10.29 5 000 000 368 200 5 368 200 


| 

Zwiſchenkredit der Rentenbank-Kredit⸗ | | 
anſtalt (Reichsvorſchu . 1.3. 30 3 000 000 220 900 3 220 900 
Zwiſchenkredit der Preußischen Zentral- | 
genoſſenſchaftskaſſe (Reichsvorſchuß)“) 


10. 4. 30 5 000 000 368 200 5 368 200 


| 


| 89 307 600 6 690 000 95 997 600 


) Bis zum 31. Dezember 1930 noch nicht in Anſpruch genommen. 


Zu vorſtehender Aufſtellung ſei bemerkt, daß die Rückzahlung der von der 
Rentenbankkreditanſtalt und der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe gewährten 
Zwiſchenkredite vom Reich übernommen iſt. Dieſe Kredite gelten alſo auch als 
Reichsvorſchüſſe. Was die bei der Auslandsanleihe angegebenen Zahlen anbetrifft, 
jo ſtellt die Summe von 28 257 600 .2/ denjenigen Betrag dar, über den Die 
Landesbank von den auf ſie entfallenden 7,25 Millionen Dollar nach Abzug von 
Disagio, Proviſion und Unkoſten bar verfügen konnte. Da in dem über die Um— 
ſchuldungsaktion zwiſchen den Behörden geführten Schriftwechſel ſowie in der Offent⸗ 
lichkeit und in der Statiſtik immer der Nominalbetrag von 30 450 000 .2% genannt 
worden iſt, ſo iſt auch in der folgenden Darſtellung an dieſem Brauch feſtgehalten 
worden. Tatſächlich liegt es aber hier anders als bei dem Sonderfonds und den 
Reichsvorſchüſſen, die der Landesbank in voller Höhe überwieſen wurden und denen 
alſo unter Berückſichtigung der vom Hypothekenſchuldner zu tragenden Kursdifferenz 
ein entſprechend höherer Hypothekennominalbetrag entſpricht. 

Der Ausgabekurs und die Zinſen, zu dem die landwirtſchaftlichen Beſitzer die 
Umſchuldungshypotheken erhielten, regelten ſich nach den Bedingungen der Auslands- 
anleihe. Da die Landesbank nach Abzug von Proviſion und Unkoſten die Aus- 
landsanleihe zum Kurſe von 92,8 % erhielt, jo wurden auch die Hypotheken mit 
92,8 On valutiert. Die Zinſen der Auslandsanleihe betrugen 61/2%. Die Verzinſung 
der Hypotheken wurde in gleicher Höhe feſtgeſetzt. Hieran iſt auch gleichbleibend 
feſtgehalten worden, als der Sonderfonds und die Auslandsanleihe aufgebraucht 
waren und das Reich mit Vorſchüſſen helfen mußte. Unter Berückſichtigung des 
Auszahlungskurſes und des Verwaltungskoſtenzuſchlages von 7/00 ergibt ſich für 
die Hypothekenſchuldner ein Effektivzinsſatz von 7,81 %. Die Tilgung der Hypotheken 
ruht auf Grund einer außerhalb der Schuldurkunde getroffenen beſonderen Verein— 
barung bis zum 1. April 1940. Da jedoch die Auslandsanleihe im Laufe von 
30 Jahren amortiſiert werden muß, jo ijt die Regelung getroffen, daß das Zinjen- 
aufkommen, das Reich und Staat von den aus dem Oſtpreußenhilfe-Sonderfonds 
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vergebenen Hypotheken zufließt, dazu benutzt wird, um die Auslandsanleihe zu 
amortiſieren. Nach Tilgung der Auslandsanleihe erwerben Reich und Staat in 
Höhe der von ihnen — d. h. durch das erwähnte Zinſenaufkommen — tatſächlich 
bewirkten Amortiſationsleiſtungen einen Anſpruch auf die zweiten Hypotheken, 
während der Reſtbeſtand der Hypotheken, alſo der durch Zuwachs der erſparten 
Zinſen getilgte Teil derſelben, dem Provinzialverbande zufallen ſoll. 

Die Hypotheken ſind von der Landesbank der Provinz Oſtpreußen ausgegeben 
worden. Die Landesbank iſt bis auf wenige Ausnahmen auch im Grundbuch als 
Gläubigerin eingetragen. Sie trägt zunächſt alle entſtehenden Ausfälle und iſt den 
Geldgebern, einſchließlich des amerikaniſchen Bankhauſes hinſichtlich der Auslands⸗ 
anleihe, für die ihr zugefloſſenen Kredite verſchuldet. Da aber natürlich der Landes⸗ 
bank ein derartiges Riſiko nicht zugemutet werden konnte, ſo übernahmen Reich, 
Staat und Provinzialverband der Landesbank gegenüber die Garantie für alle 
Ausfälle. Eine direkte Garantieübernahme konnte allerdings nicht ſtattfinden. Viel⸗ 
mehr wurde zu dieſem Zwecke wie auch bei den übrigen Provinzen eine Treuhand⸗ 
ſtelle — die Treuhandſtelle für Umſchuldungskredite in der Provinz Oſtpreußen 
G. m. b. H. — gebildet. Geſellſchafter dieſer Treuhandſtelle wurden Reich, Staat 
und Provinz, die ſich verpflichteten, die Treuhandſtelle zur Erfüllung ihrer Ver⸗ 
pflichtungen gegenüber der Landesbank leiſtungsfähig zu erhalten. Etwas anders liegt 
es nur bei dem Sonderfonds der Oſtpreußenhilfe. Da es ſich hier von vornherein 
um Reichs- und Staatsmittel handelte, jo genügte ein Verzicht von Reich und Staat 
auf anteilmäßige Erſtattung des Kapital- und Zinsausfalles. Der Provinzialverband 
übernahm für ſeinen Anteil der Landesbank gegenüber die Garantie direkt. Das 
Valutariſiko bei der Auslandsanleihe trägt die Landesbank allein und endgültig. 

Während in den übrigen Provinzen Reich, Staat und Provinzialverband unter 
ſich die Garantie für die Auslandsanleihe anteilmäßig in Höhe von je 1/3 übernahmen, 
wurde der Provinz Oſtpreußen hier ein beſonderes Entgegenkommen gezeigt, und zwar 
wurde der Garantieanteil der Provinz Oſtpreußen auf 25 00 feſtgeſetzt; der Bürgſchafts⸗ 


anteil von Reich und Staat beträgt demgemäß je 37,5 00. Die Abgabe der provinziellen 
Bürgſchaftserklärungen erfolgte auf Grund der Beſchlüſſe des Provinziallandtages ` 
vom 1. März 1928 bzw. vom 24. März 1930. Es blieb dem Provinzialverbande ; 


der Provinz Oſtpreußen mit Rückſicht auf feine ungünſtige Finanzlage und im Hinblick 
auf den großen Umfang, den die Aktion aller Vorausſicht nach in Oſtpreußen an- S 
nehmen mußte, überlaſſen, von den an der Sanierung ber land wirtſchaftlichen Beſitzer S 
beſonders intereſſierten Gläubigern oder den beteiligten Perſonalkreditinſtituten Rück⸗ 
bürgſchaft zu nehmen. ) 
Die Richtlinien für die Ausgabe der zweititelligen Hypotheken aus der „Dit: Das Verfahren. 
preußenhilfe“, die von den Reichs- und Staatsminiſterien nach zahlreichen Verhand⸗ 
lungen mit den oſtpreußiſchen Behörden und Wirtſchaftsorganiſationen aufgeſtellt 
waren, gingen bei der Landesbank am 26. April 1928 ein. Die Veröffentlichung 
in den Amtsblättern und Zeitungen erfolgte einige Tage ſpäter. Gleichzeitig mit 
den Richtlinien wurden der Landesbank als dem Umſchuldungskreditinſtitut (f. unten) 
die Entwürfe für die Antragsformulare überſandt, die die Landwirte zur Stellung 
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ihrer Anträge benutzen follten. Mit allergrößter Beſchleunigung wurde mit ~ 
“sre 


Drudlegung der Formulare begonnen. Bereits am folgenden Tage wurden fie in 
die Provinz verſandt. Der von allen beteiligten Kreiſen erjehnte Anfang war gemacht. 
Nach dem Inhalt der Richtlinien konnten zweitſtellige Hypotheken bis zur 
60 % igen Wertgrenze des Betriebes gegeben werden. Vorausſetzung war, daß der r 
Antragſteller als ſanierungswürdig und der Betrieb als ſanierungsfähig anzuſehen Je ee | 
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war. Die Mittel durften nur bewilligt werden, um drückende ſchwebende Schulden 
zu konſolidieren, welche durch Inanſpruchnahme von erſtſtelligem Hypothekarkredit 
innerhalb der üblichen Grenze nicht abgedeckt werden konnten. Roggenſchulden waren 
hierbei ſchwebenden Schulden gleich zu achten. Konnten auch durch eine zweitſtellige 
Hypothek die loſen Schulden nicht gänzlich beſeitigt werden, ſo durften unter gewiſſen 
Vorausſetzungen Beihilfen aus dem Betriebserhaltungsfonds — als verlorener 
Zuſchuß — gewährt werden (ſ. Seite 15). Für die Verwendung der Auslands- 
anleihe und der übrigen Geldmittel ſollten eigentlich die ſogenannten „Richtlinien 
für die Hilfsmaßnahmen des Reichs für Umſchuldungskredite (Reichsrichtlinien)“ in 
Kraft treten, die auch für die anderen Provinzen galten. Dieſe Reichsrichtlinien 
wurden für Oſtpreußen jedoch durch beſondere Vorſchriften den Richtlinien der 
„Oſtpreußenhilfe“ angeglichen, ſo daß praktiſch die letzteren im weſentlichen für die 
ganze oſtpreußiſche Umſchuldungsaktion Geltung hatten. 

Die Anträge ſtellten die Landwirte im allgemeinen mit Hilfe ihres Perfonal- 
kreditinſtituts — im Verlauf der Aktion „Zubringerinſtitut“ genannt — auf. Den 
Zubringerinſtituten wurde von dem im ganzen auf / 0 bemeſſenen Verwaltungs⸗ 
koſtenbeitrage ½ Din zugebilligt (ſiehe oben) unter der Vorausſetzung, daß fie der 
Landesbank gegenüber für deren auf 250% bemeſſenen Garantieanteil Rückbürgſchaft in 
mindeſtens halber Höhe (12 ½ 00) übernahmen. Die Zubringerinſtitute leiteten die 
Anträge an den ſogenannten „örtlichen Kreditausſchuß“, der in jedem Kreiſe der 
Provinz unter Vorſitz des Landrats bezw. Oberbürgermeiſters gebildet wurde. Dieſem 
Ausſchuſſe gehörten ferner der Vorſtand des zuſtändigen Finanzamts, ſowie 3 von dem 
Vorſtande der Landwirtſchaftskammer zu beſtellende Landwirte an, die unter Beriid- 
ſichtigung der im Kreiſe vorhandenen Beſitzgrößen auszuwählen waren. Der örtliche 
Kreditausſchuß hatte folgende Aufgaben: 

a) Ermittelung des Wertes des Grundſtücks und feiner Beleihungsfähigfeit, 

b) Feſtſtellung und Prüfung der geſamten Schuldverhältniſſe des Antragſtellers 

und der Urſache der Verſchuldung, 

c) Prüfung der Sanierungsfähigkeit und Sanierungswürdigkeit, 

d) gegebenenfalls Verhandlungen mit den Gläubigern über etwaige Herabſetzung 

ihrer Forderungen, 

e) Hinwirken auf höchſtmögliche Ausnutzung der erſtſtelligen Beleihungsmöglichkeit, 

f) Verhandlungen mit den an der Sanierung intereſſierten Gläubigern des 

Kreditnehmers wegen Übernahme der Rückbürgſchaft für die zu gewährende 
zweite Hypothek bis zur Höhe von 25 00. 

Die örtlichen Kreditausſchüſſe hatten die Anträge an die mit der Durchführung 
der Umſchuldungsaktion betraute Landesbank weiter zu leiten, die ihrerſeits eine 
Überprüfung der Anträge vornahm und ſie mit einem beſtimmten Vorſchlag dem 
Provinzialkreditausſchuß vorlegte, der unter Vorſitzdes Landeshauptmanns gebildet wurde. 

Dem Provinzialkreditausſchuß gehörten außer dem Landeshauptmann zunächſt an: 

a) der Oberpräſident der Provinz Oſtpreußen, 

b) der Präſident des Landesfinanzamts Oſtpreußen, 

c) der Präſident der Landwirtſchaftskammer für die Provinz Oſtpreußen, 

d) zwei von dem Vorſtande der Landwirtſchaftskammer zu beſtellende oſtpreußiſche 

Landwirte als Vertreter des Großgrundbeſitzes und des bäuerlichen Beſitzes, 

e) der Generallandſchaftsdirektor, 

f) der Präſident der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe, 

9) ein von dem Oberpräſidenten der Provinz Oſtpreußen zu beſtellender Vertreter 

der nichtlandwirtſchaftlichen oſtpreußiſchen Wirtſchaftskreiſe. 
Vertreter der zubringenden Inſtitute konnten mit beratender Stimme zugezogen werden. 


Im Oktober 1928 traten zu dem provinziellen Kreditausſchuß als Mitglieder 
hinzu: der Generaldirektor der Landesbank; ein weiterer von der Landwirtſchaftskammer 
beſtellter Landwirt, ſo daß jetzt der Großgrundbeſitz, der Mittel- und Kleinbeſitz 
mit je einem Mitglied vertreten waren; je ein Vertreter der Oſtpr. Landſchaft; der 
oſtpreußiſchen Genoſſenſchaften; der oſtpreußiſchen Sparkaſſen und der oſtpreußiſchen 
Privatbanken; und, ſtatt des zu g) genannten Mitgliedes, je ein Vertreter der oſtpr. 
Induſtrie- und Handelskammern und der Handwerkskammer für das öſtliche Preußen. 

Die Beſchlußfaſſung hatte mit einfacher Stimmenmehrheit zu erfolgen. Bei 
Stimmengleichheit hatte der Vorſitzende zu entſcheiden. 

Darlehen durften nicht gewährt werden, wenn von den Beauftragten 
des Reichs, des Preußiſchen Staats, des Provinzialverbandes oder der 
Landesbank aus Gründen der Sicherheit Widerſpruch erhoben wurde. Die 
endgültige Entſcheidung über die Gewährung der Hypotheken lag allerdings bei dem 
Verwaltungsrat der Landesbank. Der Verwaltungsrat hat ſich jedoch dem Votum 
des provinziellen Kreditausſchuſſes in der Regel angeſchloſſen. Die Durchführung 
der Umſchuldung lag beſtimmungsgemäß ebenfalls der Landesbank ob. Ihre Ein— 
tragung im Grundbuche erfolgte auf Grund einer mit den Berliner Zentralſtellen 
vereinbarten Schuldurkunde. 

Die Bewilligungs- oder Ablehnungsſchreiben über beantragte Umjduldungs- 
hypotheken gingen beſtimmungsgemäß von der Landesbank an das zubringende 
Kreditinſtitut. Da derartige offizielle Ablehnungsſchreiben mit nachteiligen Folgen für 
die betroffenen Beſitzer verbunden ſein konnten, ſo erfolgte zunächſt eine Mitteilung 
über die Ablehnung an den zuſtändigen Landrat, in der dem Antragſteller empfohlen 
wurde, den Antrag von ſich aus zurückzuziehen. 

Als letzter Termin für die Stellung von Anträgen auf Gewährung von 
Umſchuldungshypotheken wurde der 31. Januar 1929 beſtimmt. 

Mit der Umſchuldung ſteht, wie bereits erwähnt, noch eine andere Maßnahme, 
nämlich die Bereitſtellung des Betriebserhaltungsfonds, in ſo enger Beziehung, daß 
ſie nur mit dieſer zuſammen behandelt werden kann. 

Die Verſorgung der landwirtſchaftlichen Betriebe mit langfriſtigen, wertbeſtändigen 
Krediten war ja bis zum Jahre 1923 überhaupt unmöglich und von da an bis 
geraume Zeit nach der Inflation nur unter großen Opfern für den Beſitzer durch— 
führbar geweſen. Die Darlehnsnehmer hatten ſchwere Kursverluſte in den Kauf 
nehmen müſſen. Beſonders ſtarke Verluſte waren bei der Aufnahme von Roggen⸗ 
reallaſten entſtanden. Während die Landwirte bei der Realiſierung der Roggen⸗ 
pfandbriefe zum Teil nur 2—3 2A für den Zentner Roggen erhalten hatten, mußten 
ſie im Laufe der Jahre die Verzinſung bezw. die Ablöſung nach dem jeweiligen 
Roggenkurs, welcher zeitweiſe bis auf 14 2/4 pro Zentner ſtieg, vornehmen. 

Einen Ausgleich für dieſe oftmals wirklich ungeheueren Wirtſchaftsſchäden zu 
ſchaffen, war das Beſtreben aller beteiligten oſtpreußiſchen Stellen. Jahrelange 
Vorarbeiten und viele Verhandlungen zeitigten die ſogenannten „Beihilfen aus dem 
Betriebserhaltungsfonds“, die in der Regel nur zu der Umſchuldungshypothek zuſätzlich 
gegeben werden konnten, um über die Umſchuldungsgrenze hinausgehende loſe Ver— 
bindlichkeiten der umzuſchuldenden Betriebe abzudecken. War ein Betrieb bereits bis 
zur Umſchuldungsgrenze mit feſten Hypotheken beliehen, ſo konnte die Beihilfe aus 
dem Betriebserhaltungsfonds im Bedarfsfalle auch allein bewilligt werden. In 
Ausnahmefällen konnten Beihilfen aus dem Betriebserhaltungsfonds, auch ohne daß 
Kursverluſte vorhanden waren, gegeben werden, wenn nämlich bei dem Antragſteller 
eine unverſchuldete und beſonders geartete Notlage vorlag. 
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Bei den erſten Verhandlungen über die Höhe des Betriebserhaltungsfonds war 
ein Betrag von 15 Millionen Reichsmark vorgeſehen, jedoch wurden alsbald 2 Millionen 
Reichsmark für andere Zwecke abgezweigt. Von den verbleibenden 13 Millionen 
Reichsmark wurden zunächſt auch nur 10 Millionen Reichsmark zur Verfügung geſtellt 
und 3 Millionen Reichsmark in Reſerve gehalten. Die Beihilfen aus dem Betriebs- 
erhaltungsfonds ſind in der Offentlichkeit zuweilen kritiſiert worden, weil man glaubte, 
daß ſie willkürlich gegebene Subventionen ſeien. Dieſe Kritik überſieht, daß die 
Gewährung der Beihilfen an eine beſtimmte Vorausſetzung, nämlich die des Surs- 
verluſtes — von den Sonderfällen abgeſehen — gebunden war. Die Kursverluſte 
mußten durch amtliche Beſcheinigungen der Oſtpreußiſchen Generallandſchaftsdirektion 
nachgewieſen werden, die ſie nur auf Grund der ihr vorliegenden bankmäßigen Unter⸗ 
lagen ausſtellen durfte. Nach dem Kursverluſt richtete ſich die Beihilfe, die daher 
niemals willkürlich gegeben oder bemeſſen werden konnte. 

Eine Unterteilung in die für Kursverluſte und für Sonderfälle bereitſtehenden 
Mittel wurde anfangs nicht vorgenommen. Obwohl der Kreditausſchuß bei der 
Bewilligung von Beihilfen in Sonderfällen ſich größte Beſchränkung auferlegte, 
wurden gegen ihre Gewährung von den Vertretern der Preußiſchen Jentralgenoffen- 
ſchaftskaſſe und der Oſtpreußiſchen Landſchaft — wenn auch aus verſchiedenartigen 
Erwägungen — grundſätzliche Bedenken geltend gemacht. Das Ergebnis dieſer 
Beanſtandungen war ein Erlaß des Reichsminiſters des Innern vom 15. Dezember 1928, 
durch den die Summe, die für Sonderfälle Verwendung finden konnte, auf 
400000 2% begrenzt wurde. Dieſer Betrag war der Reſerve von 3 Millionen 
Reichsmark entnommen. Der Reſtbetrag der Reſerve wurde dem eigentlichen Dit- 
hilfefonds für zweitſtellige Amſchuldungshypotheken zugeſchlagen, der urſprünglich nur 
15 450 000 2% betragen ſollte und ſich damit auf den oben erwähnten Betrag von 
18 050 000 2% erhöhte. 

Mit dem gleichen Erlaß vom 15. Dezember 1928 wurde der provinzielle Kredit: 
ausſchuß angewieſen, „bis auf weiteres Beihilfen für beſondere Fälle zu vermeiden.“ 
Sowohl der Oberpräſident wie der Landeshauptmann erbaten eine Abänderung des 
Erlaſſes, da das Verbot weiterer Bewilligungen in Sonderfällen eine Abänderung 
der Richtlinien bedeute, die in dem bereits fortgeſchrittenen Stadium der Aktion zu 
einer ungleichen und ſomit untragbaren Behandlung der Anträge führen müſſe. 
Durch Erlaß vom 18. Februar 1929 erklärte ſich der Reichsminiſter des Innern dann 
bereit, nachdem „die durch das Vorgehen der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe 
geſchaffene Sachlage“ eine „Klärung“ erfahren hätte, ſeinen früher eingenommenen 
Standpunkt dahin abzuändern, „daß Ausnahmebewilligungen nunmehr wieder erfolgen 
könnten.“ Jedoch wurde eine Beſchränkung auf ganz beſonders gelagerte Ausnahme— 
fälle empfohlen. Gleichzeitig wurde dem Kreditausſchuß geſtattet, ſtatt der bisher 
vorgeſehenen 400 000 % den Betrag von 600 000 % für beſondere Fälle zu 
verwenden. 

Die Mittel des Betriebserhaltungsfonds waren nur vom Reich zur Verfügung 
geſtellt, das Land Preußen war daran nicht beteiligt. 

Letzter Termin für die Einreichung von Anträgen war der 15. März 1930. 
Die Richtlinien für die Gewährung von Beihilfen aus dem Betriebserhaltungsfonds 
wurden der Landesbank durch Schreiben des Oberpräſidenten vom 2. Juni 1928 
bekanntgegeben. Sie wurden durch einen Erlaß des Reichsminiſters des Innern vom 
26. Februar 1929 dahin ergänzt, daß Rentengutsbeſitzer denjenigen Landwirten gleich 
zu erachten ſeien, die Kursverluſte erlitten hatten. Jedoch mußten die Beihilfen für 
ſie ebenfalls aus dem für die Sonderfälle vorgeſehenen Betrag von 600 000 KS 
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entnommen werden. Verlufte bei der Aufnahme von Realkrediten mußten bis zur 
Höhe von mindeſtens 10 v. H. der Kreditſumme in allen Fällen unberückſichtigt 
bleiben, d. h. vom Beſitzer ſelber getragen werden. Bei der Beſchlußfaſſung über 
Beihilfen aus dem Betriebserhaltungsfonds ſtand lediglich dem Landesfinanzamts⸗ 
präſidenten und dem Oberpräſidenten als den Vertretern von Reich und Staat, 
und zwar gemeinſam, ein Vetorecht zu. 

Die Bearbeitung von Anträgen auf Beihilfen aus dem Betriebserhaltungsfonds 
erfolgte, wenn damit die Inanſpruchnahme einer zweitſtelligen Hypothek nicht ver⸗ 
bunden war, nach der Begutachtung durch den örtlichen Kreditausſchuß unmittelbar 
durch die Provinzialverwaltung ohne Einſchaltung der Landesbank. Nach Bewilligung 
der Beihilfen übernahm jedoch auch in dieſen Fällen die Landesbank die weitere 
Behandlung und Auszahlung der bewilligten Beträge. Die Beſcheide über bewilligte 
oder abgelehnte Beihilfen aus dem Betriebserhaltungsfonds, die an die Antragſteller 
hinausgingen, wurden in jedem Falle durch den Oberpräſidenten vollzogen. Die 
Antragsformulare waren die gleichen wie ſie für die zweiten Hypotheken vorgeſehen 
waren. 

Die Durchführung der Umſchuldungen auf ſchnellſtem Wege war nach der Die Durchführung. 
Auffaſſung aller maßgebenden oſtpreußiſchen Stellen ein Haupterfordernis, zumal 
ſeit der Ankündigung der Oſtpreußenhilfe mehr als ein halbes Jahr verſtrichen war. 
Die Notlage vieler Landwirte war ſo dringend, daß, ſolange man die Umſchuldung als 
ein Hilfswerk für die Landwirtſchaft betrachtete, die größtmöglichſte Beſchleunigung 
des Verfahrens bei weitem im Vordergrunde ſtehen mußte. Die Hauptlaſt der Arbeit 
trug zunächſt die Landesbank, und es verdient volle Anerkennung, daß ſie ſich auf 
das neue Aufgabengebiet organiſatoriſch und ſachlich ſozuſagen von heute auf morgen 
einzuſtellen vermochte. Auch die Provinzialverwaltung wurde ſofort ſtärkſtens belaſtet. 
Die erſten nach den ſoeben geſchilderten Richtlinien bearbeiteten Anträge gingen bei 
der Landesbank Anfang Juni 1928 ein und bereits am 11. Juni konnte die erſte 

! Sitzung des provinziellen Kreditausſchuſſes im Landeshauſe ſtattfinden, wobei ſechs 
Umſchuldungsfälle auf der Tagesordnung ſtanden. In ſeiner Eröffnungsanſprache 
betonte der Landeshauptmann, daß die dem provinziellen Kreditausſchuß geſtellte 
Aufgabe als Ganzes genommen in Verbindung mit den zu erwartenden allgemeinen 

Maßnahmen zur Wiederherſtellung der Rentabilität der deutſchen Landwirtſchaft 

nichts weniger bedeute als einen wirtſchaftlichen Wiederaufbau der Provinz Oſtpreußen, 

wie er in ähnlicher Weiſe, jedoch in weit geringerem Umfange, vor 100 Jahren 

unter dem damaligen Oberpräſidenten von Schoen durchgeführt worden ſei. Es 

fanden nunmehr regelmäßig in Abſtänden von 2—3 Wochen Sitzungen des provinziellen 

Kreditausſchuſſes ſtatt. Die Zahl der in den Sitzungen zu beratenden Anträge ſtieg 

alsbald auf über 300. Die Sitzungen, die teilweiſe den ganzen Tag hindurch dauerten, 

ſtellten an die Arbeitskraft der Ausſchußmitglieder die größten Anforderungen. Die 

ſorgfältige Vorbereitung durch die Landesbank und die Provinzialverwaltung, die 

überſichtliche Darſtellung des für die Beurteilung eines jeden Falles notwendigen 

Materials, das liſtenmäßig zuſammengeſtellt jedem Ausſchußmitgliede zugänglich 

gemacht wurde und die Sachkenntnis des Ausſchuſſes, deſſen Zuſammenſetzung die 

richtige Beurteilung aller in Frage kommenden Verhältniſſe verbürgte, geſtattete eine 
zweckentſprechende, ſchnelle und zutreffende Erledigung der Umſchuldungsfälle. 

Leider traten im Laufe der Zeit mannigfache Störungen auf, die teils nur Störungen. 
einzelne Kategorien von Anträgen, teils jedoch das ganze Verfahren beeinträchtigten. 

Als erſtes ergaben ſich gewiſſe Schwierigkeiten mit der Landſchaft bzw. der Bank 
der Landſchaft hinſichtlich der Frage der Rückbürgſchaft und der praktiſchen Durd- 
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führung der Umſchuldung. Es war nicht möglich, die Meinungsverſchiedenheiten 
auszugleichen, fo daß die Bank der Oſtpreußiſchen Landſchaft mit ihren ſämtlichen 
Geſchäfts⸗ und Nebenſtellen in der Provinz aus der Aktion ausſchied. Die bei ihr 
eingereichten Anträge mußten bei anderen Kreditinſtituten erneut geftellt und bearbeitet 
werden. Die neuen Zubringerinſtitute aber ließen ſich nur ſchwer bereit finden, die 
Ausfallbürgſchaften gegenüber Landwirten zu übernehmen, die bisher nicht mit ihnen 
gearbeitet hatten. 

Auch bei anderen Stellen ſtieß die Übernahme der Rückbürgſchaften auf Wider⸗ 
ſtand. Soweit die Gläubiger Privatperſonen waren, ergaben ſich allerdings kaum 
Schwierigkeiten. Anders lag es jedoch mit den zubringenden Kreditinſtituten, die als 
Gläubiger der umzuſchuldenden Betriebe hauptſächlich in Betracht kamen. Hier mußten 
erſt mit den Spitzenverbänden langwierige Verhandlungen gepflogen werden, die 
ſich zum Teil bis zum Ende des Jahres 1928 hinzogen. Der Verband der oſtpreußiſchen 
Raiffeiſen⸗Genoſſenſchaften, der Verband landwirtſchaftlicher Genoſſenſchaften für Oſt⸗ 
preußen, der Verband Oſtdeutſcher „Schultze⸗Delitzſch“⸗Genoſſenſchaften und der Verband 
wirtſchaftlicher Genoſſenſchaften des Ermlandes erklärten ſich zwar zur Übernahme 
der erforderlichen Rückbürgſchaften bereit. Doch fügten ſich nicht alle angeſchloſſenen 
Genoſſenſchaften. Beſonders die Genoſſenſchaften der Kreiſe Inſterburg und Gum— 
binnen weigerten ſich lange Zeit hindurch, die Rückbürgſchaften zu übernehmen, bis 
ſie ſich ſchließlich doch dazu verſtanden. Auch die Girozentrale hatte zunächſt ſtatutariſche 
Bedenken gegen Übernahme der Bürgſchaften. Das gleiche lag bei den Kreisſparkaſſen 
vor. Alle dieſe Hemmniſſe konnten ſchließlich durch Verhandlungen aus dem Wege 
geräumt werden, wirkten aber ebenfalls ungünſtig auf die Durchführung der Aktion 
ein. Ganz allgemein bildete ſich allmählich die Praxis heraus, daß die Kreditinſtitute 
nur im Verhältnis zu ihren Forderungen, alſo nicht ohne weiteres bis zu 25 0% ber 
Hypothek, bürgten. Eine Ausnahme machte hier nur der Verband wirtſchaftlicher 
Genoſſenſchaften des Ermlandes, der ſtets die volle Bürgſchaft übernahm. 

Eine weitere erhebliche Verzögerung erlitt die Umſchuldung, wenn auf den 
umzuſchuldenden Betrieben Roggenhypotheken, die den ſchwebenden Verbindlichkeiten 
gleich erachtet wurden, laſteten oder der erſtſtellige Raum durch Hypotheken nicht 
oder nicht voll belegt war, da die Ausfüllung des erſtſtelligen Raumes mit einer 
langfriſtigen Hypothek richtliniengemäß Vorbedingung für die Gewährung der 
zweiten Hypothek war. 

Infolge aller dieſer Umſtände wurden die Umſchuldungshypotheken oftmals jo 
verſpätet gewährt, daß in der Zwiſchenzeit die Wirtſchaftslage des umzuſchuldenden 
Betriebes zwangsläufig bereits eine ſchlechtere geworden war. Das bedeutete aber, 
daß die gewährte Hilfe nicht die volle beabſichtigte Wirkung mehr hatte, daß viel⸗ 
mehr ein den Betrieb gefährdender Zuſtand, dem eigentlich durch die Umſchuldung 
begegnet werden ſollte, oftmals beſtehen blieb. Für die Beurteilung des Ergebnifjes 
der Umſchuldung wird auch dieſes Moment feſtgehalten werden müſſen. 

Wenn die bisher erörterten Stockungen ſich immer nur auf einen Teil der 
Anträge aus wirkten, fo kam es leider auch zu Zwiſchenfällen, welche eine generelle 
Verzögerung entweder bei der Vornahme der Bewilligungen oder beim Auszahlungs- 
geſchäft herbeiführten. Bis zum Beginn des Monats September 1928 hatte der 
provingielle Kreditausſchuß in ſieben Sitzungen über rund 600 Anträge Beſchluß gefaßt. 
Die Erledigung dieſer Anträge durch die Landesbank konnte jedoch nicht erfolgen, 
weil die Schuldurkunde von den zuſtändigen Stellen, denen ſie Ende Juni vorgelegt 
worden war, noch nicht genehmigt war. Erſt unter dem 24. Auguſt 1928 wurde 
die Genehmigung vom Reich und am 15. September 1928 von Preußen erteilt. 
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Es wurde nun fofort mit der Abſendung der Bewilligungsſchreiben und der Urkunden— 
entwürfe an die Schuldner begonnen und fünf Tage nach dem Eingang der telegrafiſchen 
Genehmigung Preußens, nämlich am 20. September 1928, bereits die. erſte Aus⸗ 
zahlung geleiſtet. Mit Anſpannung aller Kräfte ging die Landesbank daran, das 
Auszahlungsgeſchäft, das fo überaus lange ſich hingezögert hatte, zu betreiben. Es 
gelang ihr bis zur Jahreswende, alſo in wenig mehr als drei Monaten, 679 Um— 
ſchuldungsanträge mit 20871750 %% Darlehen und 156 Anträge auf Betriebs⸗ 
erhaltungsfonds mit 2 128 313 24 durch Auszahlung zu erledigen. Bewilligt waren 
zu dieſem Zeitpunkt 1735 Umſchuldungsanträge mit 46878300 %% und 501 Anträge 
auf Betriebserhaltungsfonds mit 5571896 . 


Schon bevor der provinzielle Kreditausſchuß im Juni 1928 ſeine Tätigkeit 
aufnahm, wurde es offenbar, daß die Erlangung weiterer Geldmittel im Wege einer 
zweiten Auslandsanleihe nicht mehr in Frage kommen konnte. Es begannen daher 
bei einigen an der Durchführung der Umſchuldungsaktion beteiligten Stellen, zunächſt 
bei der Preußenkaſſe, Bedenken aufzutauchen, ob außer den bereits zur Verfügung 
ſtehenden 48,50 Millionen Reichsmark überhaupt noch jemals weitere Umſchuldungs⸗ 
mittel für Oſtpreußen vorhanden ſein würden. Bereits unter dem 9. Juni 1928 
erſuchte der Oberpräſident im Auftrage des Reichsminiſters des Innern aus dem 
Wunſche heraus, auf eine gleichmäßige Berückſichtigung aller Teile der Provinz und 
einen angemeſſenen Anteil der verſchiedenen Kreditorganiſationen hinzuwirken, um 
Bericht, in welcher Weiſe eine Kontingentierung der zur Verausgabung gelangenden 
Kreditmittel beabſichtigt ſei, und wie ſich die ſchlüſſelmäßige Verteilung dieſer Mittel 
auf die einzelnen Kreiſe und Kreditinſtitute zahlenmäßig auswirken würde. 

Im provinziellen Kreditausſchuß traten die Vertreter der Preußiſchen Zentral⸗ 
genoſſenſchaftskaſſe mit großer Entſchiedenheit für eine Kontingentierung ein, da fie 
eine Bereitſtellung weiterer Umſchuldungsmittel für Oſtpreußen für ausgeſchloſſen hielten. 
In gleicher Richtung bewegte ſich ein Erlaß des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten vom 19. Juni 1928, nach dem nur ſolche Betriebe bei der Umſchuldung 
berückſichtigt werden ſollten, deren Schuldenſtand die 60 Yoige Wertgrenze erreichten 
und bei denen die Verſchuldungslaſt eine unmittelbar drohende Gefahr für ihren 
Fortbeſtand bedeutete. Auf Grund dieſes Erlaſſes mußten viele Umſchuldungsanträge, 
deren Dringlichkeit für den Kreditausſchuß außer Zweifel ſtand, zurückgeſtellt werden. 

Der Landeshauptmann teilte die Auffaſſung der Preußenkaſſe nicht. Er glaubte 
vielmehr, auf Grund eines Erlaſſes des Reichsminiſters des Innern vom 14. Juni 
1928 ſowie des Reichsminiſters der Finanzen vom 8. Juni 1928 einen ganz ent⸗ 
gegengeſetzten Standpunkt einnehmen zu müſſen. Dieſe beiden Erlaſſe lauteten: 


Der Reichsminiſter des Innern. 


Nr. II. B. 9530/8 6. 0. St. Berlin, den 14. Juni 1928. 


An den 
Herrn Oberpräſidenten der Provinz Oſtpreußen — Königsberg Pr. 


Nach der Ablehnung der von der Provinz Oſtpreußen geplanten ſelbſtändigen 
Auslandsanleihe habe ich dem Herrn Reichsminiſter der Finanzen gegenüber 
dargelegt, daß mit den aus der Oſtpreußenhilfe und aus der erſten Tranche 
der Auslandsanleihe der Landesbankenzentrale zur Verfügung ſtehenden Mitteln 
von ca. 48 Millionen Reichsmark die landwirtſchaftliche Amſchuldungsaktion in 
Oſtpreußen nicht durchgeführt werden könne, und daß deshalb die Inangriffnahme 
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Der Reichsminiſter der Finanzen. 


der Ausgabe zweitſtelliger Hypotheken lebhaften Bedenken begegne. Der Herr 
Reichs miniſter der Finanzen hat mir daraufhin die in Abſchrift beiliegende Antwort 
zugehen laſſen, die zu Ihrer Kenntnis zu bringen ich nicht unterlaſſen möchte. 
Nach den Zuſicherungen, die der Herr Reichsfinanzminiſter am Schluſſe ſeines 
Schreibens gegeben hat, glaube ich annehmen zu dürfen, daß jetzt keine weſent⸗ 
lichen Bedenken mehr vorliegen, mit der Durchführung der Umſchuldungsaktion 
zu beginnen. 
Im Auftrage: 
gez. Hering. 


L 10872. Berlin, den 8. Juni 1928. 


An den Herrn Reichsminiſter des Innern. 


Auf das Schreiben vom 26. Mai 1928 — II. B. 9530/22. 5. 


Der Herr Preußiſche Miniſterpräſident hatte ſich auf meinen Vorſchlag damit 
einverſtanden erklärt, daß Oſtpreußen an der in Höhe von 105 Millionen 
Reichsmark zu begebenden und inzwiſchen abgeſchloſſenen Auslandsanleihe der 
Landesbankenzentrale mit 35 Millionen Reichsmark beiteiligt werden ſollte. 
Preußen hat alſo die urſprünglich und noch in einem an den Herrn Reichskanzler 
gerichteten Schreiben des Herrn Preuß. Miniſterpräſidenten vom 21. Mai 1928 
vertretene Anſicht, daß ſich die Umſchuldungsanleihe der Landesbankenzentrale 
für Oſtpreußen nicht eigne, nicht aufrecht erhalten. Leider ergab ſich bei den 
Verhandlungen der Landesbankenzentrale mit dem Geldgeber, daß eine Beteiligung 
Oſtpreußens an der Umſchuldungsanleihe mit mehr als 29% auf Schwierigkeiten 
ſtieß. Um die Anleihe nicht zu gefährden, mußte dieſe Quote, die für Oſtpreußen 
einen Anleihebetrag von 30,45 Millionen Reichsmark ergibt, angenommen werden. 

Die hiernach einſchließlich des aus der Oſtpreußenhilfe unmittelbar bereit- 
geſtellten Betrages von 18 Millionen Reichsmark zur Zeit für Oſtpreußen zur 
Verfügung ſtehenden 48,45 Millionen Reichsmark dürften ausreichen, um die 
für die landwirtſchaftliche Umſchuldungsaktion in den nächſten Monaten benötigten 
Summen bereitzuſtellen. Eine beſtimmte Gewähr dafür, ob und wann die zweite 
Tranche der Umſchuldungsanleihe begeben und in welcher Höhe Oſtpreußen an 
der Anleihe beteiligt werden kann, vermag ich nicht zu übernehmen. Ich werde 
mich dafür einſetzen, daß Oſtpreußen auch bei der zweiten Tranche wiederum 
beſonders berückſichtigt wird. Ich werde ferner dafür Sorge tragen, daß unab⸗ 
hängig von dem Zeitpunkte der Begebung der zweiten Tranche, Oſtpreußen bei 
der Durchführung der Umſchuldungsaktion, wenn die 48,5 Millionen Reichsmark 
aufgebraucht ſind, nicht in Schwierigkeiten kommt. Oſtpreußen wird bei der 
Durchführung ſeiner Umſchuldungsaktion nicht im Stiche gelaſſen werden und 
kann daher ohne Bedenken die Aktion mit den augenblicklich zur Verfügung 
ſtehenden Mitteln in die Wege leiten. 

gez. Dr. Köhler. 


Dieſe Erlaſſe waren derartig eindeutig, daß es nach Auffaſſung des Landes⸗ 
hauptmanns überhaupt keine Zweifel über die reſtloſe Durchführung der Aktion geben 
durfte. Dieſe Auffaſſung brachte der Landeshauptmann auch in ſeiner Antwort an 
den Oberpräſidenten unter dem 25. Juni 1928 zum Ausdruck. 
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Durch den provingiellen Kreditausſchuß wurde dann aber, um das Einvernehmen 
nicht zu ftóren und in dem Vertrauen auf weitere rechtzeitige Hilfe des Reichs, 
ſchließlich eine Sontingentierung der vorhandenen Mittel derart vorgenommen, daß 
ſie auf die einzelnen Kreiſe nach den Grundſteuerreinerträgen, dem Flächeninhalt und 
der Verſchuldung der einzelnen Kreiſe verteilt wurden. Die Kontingentierung ergab 
nach dem damaligen Stande der zur Verfügung ſtehenden Mittel nach Regierungs- 
bezirken folgendes Bild: 


Regierungsbezirk Königsberg... 16149000 24 
d Gumbinnen . 12882000 24 

S Allenitein . . . . . 10898000 RA 

5 Weſtpreu ßen 4277 000 Ze 

44 206 000 24% 


Reſerve 4 294 000 2% 
48 500 000 Ze 


Das ergab eine Durchſchnittsſumme von 1190000 24 je Landkreis. 

Der Reſervefonds wurde zurückbehalten, um in dringenden Fällen, insbeſondere 
in den Grenzkreiſen, im Bedarfsfalle helfen zu können. 

Die Kontingentierung wirkte ſich jedoch alsbald ſchädlich aus; denn die wirt⸗ 
ſchaftlich am meiſten geſchwächten Kreiſe, deren Beſitzer naturgemäß mit größter 
Beſchleunigung ihre Anträge geſtellt hatten und mit allem Nachdruck auf die ſchleunige 
Erledigung ihrer Anträge hinwirkten, kamen alsbald dahin, daß ſie ihr ſchmales 
Kontingent erreichten, zumal der provinzielle Kreditausſchuß beſchloſſen hatte, die 
dringlichen Anträge bevorzugt zu bearbeiten und die nichtdringlichen zunächſt zurück⸗ 
zuſtellen. So kam es, daß, während die Bewilligungstätigkeit in den Sitzungen 
des provinziellen Kreditausſchuſſes einſtweilen gleichmäßig ihren Fortgang nahm, 
das Zahlungsgeſchäft in einer ſtändig anſteigenden Anzahl von Kreiſen vollkommen 
ins Stocken geriet. Dieſe Erſcheinung machte ſich in einigen Kreiſen ſchon im Herbſt 
des Jahres 1928, alſo wenige Monate nachdem der provinzielle Kreditausſchuß ſeine 
Tätigkeit aufgenommen hatte, bemerkbar. 

Die maßgebenden oſtpreußiſchen Stellen hatten nichts unterlaſſen, um bei den 
zahlreichen Verhandlungen, die mit den Berliner Zentralſtellen fortlaufend ſtattfanden, 
Klarheit über die Gefährdung der Aktion aus Mangel an Geldmitteln zu ſchaffen. 
Es war auch von ſeiten des Reichs durch Erlaß des Reichsminiſters des Innern 
vom 30. November 1928 — II. B. 9530/9 11.0. St. — ein Vorſchuß von 10 Millionen 
Reichsmark in Ausſicht geſtellt worden, der aus einer ſpäter durch die Landesbanken⸗ 
zentrale aufzunehmenden zweiten Auslandsanleihe, an der die Provinz Oſtpreußen 
wiederum beteiligt ſein würde, abgedeckt werden ſollte. Jedoch brachte dieſes Verſprechen 
keine weſentliche Erleichterung mit ſich, zumal die Zahlung der Summe infolge der 
angeſpannten Finanzlage des Reichs nicht vor dem 15. Januar 1929 zu erwarten 
war. (Eingegangen iſt dieſe Summe tatſächlich erſt am 12. März 1929). Um in der 
Angelegenheit weiterzukommen, ſandte der Landeshauptmann unter dem 6. Dezember 
1928 — VII 3030 — einen ausführlichen Bericht an das Reichsminiſterium des 
Innern. In dieſem Bericht heißt es: 

„Bei der praktiſchen Abwickelung der Aktion ergibt ſich nun das Bild, daß 
die am meiſten verſchuldeten Kreiſe ... ſeit geraumer Zeit ihr Kontingent 
überſchritten haben, ſo daß es bisher nicht möglich war, die bereits bewilligten 
Umſchuldungsanträge ſolcher Betriebe, die nach dem Urteil der Kreditkommiſſion 


zur Zeit der Antragſtellung ſanierungswürdig und ſanierungsfähig 
waren, zu valutieren. Das bedeutet ein abſolutes Stocken der Aktion gerade 
in den Kreiſen, in denen zur Entſpannung der Wirtſchaftslage eine ſchnelle 
Auswirkung der Oſthilfe unerläßlich iſt.“ 


Der Bericht geht dann auf den in Ausſicht geſtellten Vorſchuß des Reichs von 
10 Millionen Reichsmark ein und beſagt weiter: 


„Dieſer von der Reichsregierung dankenswerter Weiſe bereitgeſtellte Vorſchuß 
bedeutet zunächſt eine erfreuliche Entſpannung der Lage, inſofern es möglich 
fein wird, die Auszahlungen auch in den Kreiſen fortzuſetzen, deren Mon: 
tingente bisher erſchöpft waren. Wie die Höhe der bisher vorliegenden 
Kreditanträge ergibt, wird dieſe Entlaſtung aber nur eine vorübergehende 
fein, weil in den hauptverſchuldeten Kreiſen die Auszahlung der Oſtpreußen⸗ 
hilfe im Rahmen auch des neuen Kontingents zwangsläufig bald wieder 
ins Stocken geraten muß. 

Bei dieſer Sachlage iſt es unerläßlich, daß der Kreditausſchuß mit 
tunlichſter Beſchleunigung die Gewißheit darüber erhält, daß er die zur 
Durchführung der Geſamtaktion benötigten Mittel, die entſprechend der 
urſprünglich angemeldeten Forderung noch kürzlich von mir auf 90 bis 
100 Millionen Reichsmark beziffert worden ſind, unter allen Umſtänden 
erhalten wird und ſie demgemäß bei der Kontingentierung feſt in Rechnung 
ſtellen kann. In dieſem Falle würde die bisherige Kontingentierung der 
Umſchuldungsmittel auf die einzelnen Kreiſe in Fortfall kommen können, 
und die geſamten bereits vorhandenen Beträge zur ſchnellen Auszahlung 
der Oſtpreußenhilfe verwendet werden können. Wird dieſe Klarheit nicht 
oder nicht bald geſchaffen, ſo müſſen zwangsläufig in großem Umfange Betriebe, 
die nach dem Urteil des Kreditausſchuſſes zur Zeit der Antragſtellung noch 
ſanierungsfähig und ſanierungswürdig waren, trotz der Oſtpreußenhilfe zum 
Erliegen kommen. Daß dieſes Ergebnis wirtſchaftlich untragbar und politiſch 
durchaus unerwünſcht wäre, bedarf keines weiteren Hinweiſes. 

Es bleibt weiterhin zu berückſichtigen, daß auch dort, wo Zujammen- 
brüche noch nicht erfolgen, jede Verzögerung der Auszahlung bewilligter 
Umſchuldungsanträge zu einer völligen Verſchiebung der Verſchuldungs— 
lage führt. 

Im übrigen bedeutet die Hemmung der Auszahlung eine derartige 
Belaſtung des Geſchäftsbetriebes mit ſchriftlichen und perſönlichen Vor⸗ 
ſtellungen der Kreditſuchenden, daß die Abwickelung der geſamten Aktion 
ernſtlich gefährdet wird. 

Ich bitte daher, die vorgetragenen Schwierigkeiten zum Gegenſtande 
einer Reſſortbeſprechung machen zu wollen und geneigteſt dahin zu wirken, 
daß durch eine einwandfreie Klarſtellung über den Fortgang der Aktion 
die geſchilderten Schwierigkeiten ausgeräumt werden.“ 


Auf dieſen ſo dringlichen Bericht ging eine Antwort nicht ein. Unter dem 
24. Februar 1929, zu einem Zeitpunkt, in dem die Bewilligungen des Kredit⸗ 
ausſchuſſes die vorhandenen Geldmittel von 48,5 Millionen Reichsmark ſchon um 
rund 20 Millionen Reichsmark überſchritten, richtete der Landeshauptmann erneut 
ein dringendes Schreiben an das Reichsminiſterium des Innern. Nachdem in dieſem 
noch einmal die Sachlage ausführlich geſchildert worden iſt, lautet es weiterhin: 
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„Die vorbereitenden Arbeiten find bereits ſoweit vorgeſchritten, daß ſeitens | 
der Landesbank und des großen Kreditausſchuſſes fertig bearbeitete Anträge 
im Betrage von 68 Millionen Reichsmark vorliegen, alſo bereits 10 Millionen 
mehr bewilligt worden find, als 3. Zt. Mittel zur Verfügung jtehen. *) | 
Der große Kreditausſchuß hat fid in feiner Sitzung am 19. d. Mts. mit 
dieſer Sachlage befaßt und es für ausgeſchloſſen erklärt, in der Bearbeitung 
der Kreditaktion fortzufahren, wenn nicht baldige Klarheit darüber hergeſtellt 
wird, welche Mittel endgültig für die Umſchuldungsaktion bereititehen. Er 
glaubt die Verantwortung nicht dafür tragen zu können, daß durch die 
Annahme und die Bearbeitung der Anträge und Beſchlußfaſſung über dieſe 
Hoffnungen bei Gläubigern und Schuldnern erweckt werden, die ſich nicht 
erfüllen und deshalb zu Fehldispoſitionen Anlaß geben, für die alle Beteiligten | 
zum mindeſten in der öffentlichen Meinung verantwortlich gemacht werden 
können. Die Landesbank hat eine entſprechende Stellungnahme bekundet 
und daneben auch betont, daß es ſowohl für ihr Anſehen als Kreditanſtalt 
wie auch finanziell wegen der durch die Bearbeitung entſtehenden Koſten 
für ſie untragbar ſei, weitere Anträge entgegenzunehmen und zu bearbeiten, 
wenn ſie nicht die Gewißheit habe, daß die erforderlichen Mittel beſchafft 
würden. Andererſeits ſind ſowohl der große Kreditausſchuß wie die Landes⸗ 
bank der Auffaſſung, daß die Umſchuldungsarbeit nicht aufhören könnte 
oder auch nur ins Stocken geraten darf, wenn nicht eine unabſehbare, 
kataſtrophale Folgen auslöſende Beunruhigung in der ganzen Provinz ein— 
treten ſoll. Eine derartige Beunruhigung würde insbeſondere auch die Gläubiger 
der land wirtſchaftlichen Betriebe zu Schritten veranlaſſen, die alsdann kaum 
noch eingedämmt werden könnten, und die die Bemühungen für die Sanierung 
der oſtpreußiſchen Landwirtſchaft vor eine gänzlich neue, nur mit koſtſpieligen | 
und einſchneidenden Maßnahmen zu rettende Sachlage ftellen würde. Daß | 
lid) hieraus auch die ungünſtigſten nationalpolitiſchen Folgen ergeben können, 
braucht nur angedeutet zu werden. 
Bei dem ſchnellen Fortſchreiten der Umſchuldungsarbeiten wird in kürzeſter 
Friſt der Zeitpunkt eintreten, in dem der Offentlichkeit ein Stocken der Aktion | 
infolge Mangels an Mitteln bekannt werden würde. Dieſes muß aus den 
angeführten Gründen unter allen Umſtänden vermieden werden. Ich bitte 
daher, mit größter Beſchleunigung eine Entſcheidung über die Bereit— 
ſtellung der noch erforderlichen Mittel herbeizuführen und dafür Sorge 
tragen zu wollen, daß dieſe nach Bedarf zur Verfügung ſtehen. | 
Größte Eile tut not”. 


Die Schritte des Landeshauptmanns wurden von dem Oberpräſidenten und 
von dem Landesfinanzamtspräſidenten unterſtützt. Die weitere Entwicklung hat der | 
Auffaſſung des Landeshauptmanns recht gegeben, denn die Reichsregierung hat ihre | 
durch den Reichsfinanzminiſter Köhler gegebene Zuſage ſchließlich doch voll eingelöſt. | 
Die bet der Auszahlung entſtandene Verzögerung konnte aber nicht wieder gut | 
gemacht werden. Bis zum 12. März 1929, dem Zeitpunkt, in welchem der erſte 
Reichsvorſchuß auf die damals noch erwartete zweite Auslandsanleihe in Höhe von | 
10 Millionen Reichsmark eintraf, war das Auszahlungsgeſchäft bei der Hälfte aller | 
oſtpreußiſchen Kreiſe völlig zur Einſtellung gekommen. Zu einer formellen Aufhebung | 
der Sontingentierung ijt es niemals gekommen, weil bald darauf die geſamte Aktion | 
| 
| 
| 
| 


) Hierbei find die in Ausſicht geſtellten 10 Millionen ſchon berüdjichtigt. 
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ſowohl hinſichtlich der Auszahlung wie auch der Bewilligungen zum vollkommenen 
Stillſtand gebracht wurde und ſpäter die zur Verfügung ſtehenden Mittel es geſtatteten, 
dieſe die Bewegungsfreiheit des Kreditausſchuſſes unnötig einengenden Beſtimmungen 
beiſeite zu ſetzen. 

Bevor aber über die Vorfälle, die zur Stillegung der Umſchuldungsaktion 
führten, berichtet werden kann, muß noch ein weiteres Ereignis erwähnt werden, das 
ſtarke Verzögerungen im Gefolge hatte. Durch Erlaß des Preußiſchen Miniſters für 
Landwirtſchaft, Domänen und Forſten vom 3. Oktober 1928 wurde angeordnet, daß 
den Umſchuldungshypotheken, mit Ausnahme von Golddiskontbankkrediten der Deutſchen 
Rentenbankkreditanſtalt keine Hypotheken vorgehen dürften, die vor dem Ablauf von 
6 Jahren fällig oder kündbar wären und die eine höhere Verzinſung aufwieſen als 
den normalen Zinsſatz einer erſtſtelligen Beleihung. Dieſer Erlaß, der völlig überraſchend 
kam, war von außerordentlich einſchneidender Wirkung, denn bei der Bearbeitung 


zahlreicher Anträge waren bisher Aufwertungshypotheken unbedenklich als der zweit⸗ 


ſtelligen Hypothek vorgehend zugelaſſen worden. Dieſe Hypotheken waren aber nach 
dem Geſetz vom 16. Juli 1925 bis zum 1. Januar 1932 — alſo nur noch auf etwa 
über drei Jahre — unkündbar. Andererſeits war es durchaus wünſchenswert, dieſe 
Hypotheken der Umſchuldungshypothek vorgehend ſtehen zu laſſen. Denn einmal ſtellten 
ſie für den Antragſteller ein ganz außerordentlich billiges Geld dar, ſo daß es im 
Rahmen einer Oſtpreußenhilfeaktion kaum faßbar erſchien, daß man die bedrängten Land- 
wirte zwingen wollte, dieſes billige Geld zu kündigen und zurückzuzahlen und dafür 
teureres Geld aufzunehmen. Ferner hätte die Notwendigkeit, die im zweitſtelligen Raum 
ſtehenden Aufwertungshypotheken abzulöſen, den Geldbedarf für die Umſchuldungsaktion 
in einem nicht überſehbaren Ausmaße erhöht. Schließlich dienten dieſe Hypotheken 
oft genug zur Ergänzung im erſtſtelligen Beleihungsraum oder aber überhaupt zur 
Ausfüllung desſelben, was um ſo beachtlicher war, als nach dem Obengeſagten erſtſtellige 
Hypotheken ſchwer zu erhalten waren. Der Landeshauptmann tat ſofort das ſeinige, 
um die Aufhebung dieſes Erlaſſes zu erwirken. Inzwiſchen aber mußten bei der 
Landesbank ſämtliche bewilligten und noch nicht ausgezahlten Umſchuldungsanträge 
erneut durchgearbeitet und, ſoweit ſie den Beſtimmungen des Erlaſſes nicht entſprachen, 
angehalten werden. 


Zu dieſem Zeitpunkt waren bei der Landesbank 


a) ausgezahlt 186 Anträge im Betrage von 6077400 L4 
b) bewilligt (einſchl. a) 848 g A e „ 22552 350 „ 
c) geſtellt (einſchl. a u. b) 2130 a m © „ 55173440 „ 


Beim Inkraftbleiben des Erlaſſes wäre nichts anderes übriggeblieben, als die 
nach dem Erlaß zu beanſtandenden Anträge an die örtlichen Kreditausſchüſſe und 
weiterhin an die Zubringerinſtitute zurückzuleiten. Abgeſehen von der außerordentlichen 
Mehrbelaſtung der mit der Vorbereitung der Anträge befaßten Stellen wuchs einſt⸗ 
weilen der bereits vorhandene Rieſenſtapel der auf Erledigung wartenden Anträge um 
ein Beträchtliches weiter an. 

Unter dem 20. Oktober 1928 wurde der Landeshauptmann mit einem Bericht 
und unter dem 23. Oktober 1928 mit einem Telegramm im Reichsminiſterium des 
Innern vorſtellig und bat um Anderung des Erlaſſes, „da andernfalls die Aktion 
vollkommen ins Stocken gerate“. Unter dem 26. Oktober 1928 teilte das Reichs⸗ 
miniſterium des Innern mit, daß es „wegen Nichtanwendung des Erlaſſes mit dem 
Landwirtſchaftsminiſterium in Verbindung getreten“ ſei. Unter dem gleichen 
Datum wandte ſich der Landeshauptmann an den Oberpräſidenten der Provinz 
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Oſtpreußen mit der Bitte, auch ſeinerſeits bei den preußiſchen Reſſorts vorſtellig zu 

werden. Aus dieſem Bericht ſeien folgende Sätze auszugsweiſe wiedergegeben: 
„Die Hilfsaktion für die landwirtſchaftlichen Betriebe Oſtpreußens iſt, ſeit⸗ 
dem ſie im Dezember 1927 beſchloſſen wurde, bereits mehrfach durch Maß— 
nahmen ins Stocken gebracht worden, an denen die Provinz Oſtpreußen 
ſchuldlos war, und die bei der oſtpreußiſchen Bevölkerung kein Verſtändnis 
finden. Ich erlaube mir, auf die unerwartete Verſagung der Auslands- 
anleihe hinzuweiſen, bezüglich welcher wochenlang in Berlin verhandelt 
wurde, und die bereits zu einem durchaus annehmbaren Ergebnis geführt 
hatte. Als dann ſchließlich die Anleihe der Landesbankenzentrale getätigt 
war und die Umſchuldungsaktion in einer recht erfreulichen Weiſe in Gang 
kam, erfolgte eine Beeinfluſſung gewiſſer Zubringerinſtitute, durch welche 
große Schwierigkeiten bei der Übernahme der 25 0% igen Ausfallbürgſchaft 
verurſacht wurden. Erſt allmählich gelingt es jetzt durch langwierige Ver⸗ 
handlungen, die Schäden auszumerzen, die dadurch verurſacht waren ... 
Wenn nun wiederum die Umſchuldungsaktion aufgehalten würde, und zwar 
in einem ſolchen Maße, daß fürs erſte vielleicht ſogar die regelmäßigen 
Sitzungen des Kreditausſchuſſes ausfallen und ein großer Teil der Anträge 
in die Provinz zurückgeſchickt werden müßte, dann würde ſich der oſt— 
preußiſchen Landwirtſchaft, in welcher allwöchentlich Betriebe zum Zuſammen⸗ 
brechen kommen, und weiterhin der ganzen oſtpreußiſchen Bevölkerung eine 
durchaus verſtändliche Erregung bemächtigen. Es muß daher auch nach 
meinem Dafürhalten mit allen Mitteln verſucht werden, den Herrn Miniſter 
zur Rückgängigmachung dieſes Erlaſſes zu bewegen und die Entſcheidung 
darüber, welche Hypotheken vor der Oſtpreußenhypothek ſtehen bleiben dürfen, 
dem Kreditausſchuß zu überlaſſen. Es ijt ſelbſtverſtändlich bisher der Frage, 
welche Hypotheken man ſtehen laſſen darf, größte Aufmerkſamkeit zugewendet 
worden, und es find niemals Sicherungshypotheken oder andere täglich 
fällige oder ungeſund teuere Laſten vor der Oſtpreußenhypothek geduldet 
worden. In dieſem Sinne würde auch weiterhin verfahren werden, wenn 
die Entſcheidung, wie es durchaus wünſchenswert wäre, weiterhin beim 
Kreditausſchuß verbliebe.“ 

Zum Schluſſe wird in dieſem Bericht noch darauf hingewieſen, daß es bei 
dem bereits vorgeſchrittenen Stand der Umſchuldungsaktion nicht möglich ſei, mit 
zweierlei Maß zu meſſen, und daß es bei dem einmal eingeſchlagenen Verfahren 
verbleiben müſſe. 

Bei der ganz ungeklärten Sachlage wurde von einer Anberaumung weiterer 
Sitzungen des provinziellen Kreditausſchuſſes, deren letzte am 10. Oktober 1928 
ſtattgefunden hatte, einſtweilen abgeſehen und die für den 30. Oktober 1928 vor⸗ 
geſehene Sitzung vertagt. Es war dieſes die erſte Unterbrechung der bis dahin 
regelmäßig durchgeführten Sitzungs- und Bewilligungstátigteit des provinziellen 
Kreditausſchuſſes. Wie zu erwarten war, löſte dieſe Maßnahme eine große Erregung 
in landwirtſchaftlichen Kreiſen aus, insbeſondere bei den zahlreichen Landwirten, 
deren Anträge in der Sitzung vom 30. Oktober 1928 zur Beſchlußfaſſung kommen 
ſollten. Dieſe Erregung fand ihren Niederſchlag in ganz außergewöhnlich zahlreichen 
Vorſtellungen und Beſuchen bei der die Sitzungen anberaumenden und leitenden 
Provinzialverwaltung. 

Um die Offentlichkeit zu beruhigen, wurde die nächſte Sitzung des Kredit⸗ 
ausſchuſſes für den 7. November 1928 angeſetzt. Jedoch konnten diejenigen Anträge, 
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in denen Aufwertungshypotheken oder andere bereits vor Ablauf von ſechs Jahren 
fällige Hypotheken der Umſchuldungshypothek vorgingen, bis zur endgültigen Klärung 
der Sachlage nur unter Vorbehalt bewilligt und nicht ausgezahlt werden. Erſt unter 
dem 23. Dezember 1928 ging ein Erlaß des Preußiſchen Miniſters für Landwirt- 
ſchaft, Domänen und Forſten vom 12. Dezember 1928 ein, der eine den oſtpreußiſchen 
Wünſchen entſprechende Abänderung des ſogenannten Sechs-Jahre-⸗Erlaſſes brachte. 

Vom 7. November 1928 ab fanden die Sitzungen bis zum 4. April 1929 
wieder ziemlich regelmäßig und, um das Verſäumte nachzuholen, in ſchneller Aufeinander⸗ 
folge ſtatt. Nur einmal mußte noch eine mehrwöchige Unterbrechung eintreten, nämlich 
nach der Sitzung vom 9. November 1928. Dieſe Unterbrechung war durch einen 
längeren Bericht verurſacht, den die landwirtſchaftlich⸗betriebswirtſchaftliche Abteilung 
der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe, Zweigſtelle Königsberg, an das Direktorium 
der Preußenkaſſe gerichtet hatte, und in dem ſie eine Reihe von Vorwürfen gegen 
die Tätigkeit des provinziellen Kreditausſchuſſes erhob, die alle in der Behauptung 
gipfelten, der provinzielle Kreditausſchuß wolle durch umfangreiche Bewilligungen und 
raſche Verausgabung der vorhandenen Beträge die Reichsinſtanzen zur Einlöſung der 
gegebenen Zuſage über die Einräumung weiterer Mittel zwingen. Dieſe Behauptung 
lag durchaus in der Richtung der oben erwähnten, von dem Beauftragten der 
Preußenkaſſe vertretenen Auffaſſung, daß der provinzielle Kreditausſchuß ſich darauf 
einrichten müſſe, mit den Oſtpreußen zur Verfügung geſtellten 48,5 Millionen 
Reichsmark auszukommen. 

In einem ausführlichen und umfangreichen Bericht vom 17. November 1928 
widerlegte der Landeshauptmann die gänzlich ungerechtfertigten Vorwürfe und ſchloß 
ſeine Ausführungen mit den Worten: 

„Der Bericht des Vertreters der Preußenkaſſe beſtätigt den Eindruck, den 
ich in den letzten Sitzungen des Kreditausſchuſſes gewonnen habe, daß nämlich 
die Preußenkaſſe aus irgendeinem Grunde beſtrebt iſt, die ganze oſtpreußiſche 
Hilfsaktion abzudroſſeln. Ich bitte den Herrn Oberpräſidenten, dafür Sorge 
tragen zu wollen, daß dieſe Politik, die für die Provinz auf die Dauer 
untragbar, ja verderblich ſein muß, einer verſtändnisvollen Förderung der 
oſtpreußiſchen Umſchuldungsaktion durch die Preußiſche Zentralgenoſſenſchafts⸗ 
kaſſe Platz macht.“ 

Auch der Oberpräſident und der Landesfinanzamtspräſident wandten ſich auf 
das Entſchiedenſte gegen die Vorwürfe der Preußenkaſſe. 

Am 16. April 1929 ging bei der Provinzialverwaltung ein Erlaß des Preubi- 
ſchen Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten vom 20. März ein, in 
dem der Miniſter um Stellungnahme zu einem erneuten Bericht der landwirtſchaft⸗ 
lichen betriebswirtſchaftlichen Abteilung der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe, 
Zweigſtelle Königsberg, vom 20. Februar erſuchte. In dieſem Bericht der Preußenkaſſe 
wurden wiederum Vorwürfe gegen den provinziellen Kreditausſchuß erhoben, ins— 
beſondere der Vorwurf wiederholt, daß der Kreditausſchuß durch weitgehendſte 
Bewilligungen Reich und Staat vor die Notwendigkeit ſtellen wolle, möglichſt umfang⸗ 
reiche Geldmittel weiterhin für Oſtpreußen zu bewilligen, obwohl außer den bis 
dahin hergegebenen Umſchuldungsmitteln weitere Summen wohl kaum zu erwarten 
wären. Wenn überhaupt die Umſchuldungsaktion weiter fortgeſetzt werden ſolle, ſo 
müſſe jedenfalls der verfügbare Betrag dem Provinzialkreditausſchuß baldmöglichſt 
bekanntgegeben werden. In Anbetracht der beſchränkten Höhe, die dieſer Betrag wohl 
beſtenfalls erreichen könne, ſei eine „ſehr ſcharfe Ausleſe“ notwendig. Da der Provinzial⸗ 
kreditausſchuß dieſe Aufgabe nur ſehr unvollkommen werde löſen können, fo ſei es 
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das praktiſchſte, ſämtliche zur Zeit noch unbefriedigten Anträge an die Kreiskommiſſion 
zurückzuſenden mit der Maßgabe, eine Vor⸗Ausſonderung von ca. 50 On vorzunehmen, 
ſo daß dann dem Provinzialkreditausſchuß nur noch eine durchaus mögliche Ausſonderung 
von 20 00 verbleibe. 
Würde dieſem Vorſchlage der Preußenkaſſe Folge gegeben ſein, ſo würde die 
Umſchuldungsaktion ein klägliches Ende genommen haben. Der Bericht der Preußen— 
kaſſe war jedoch, bis er an den Landeshauptmann gelangte, durch die Ereigniſſe ſchon 
überholt, da durch das Reichsfinanzminiſterium der Landesbank am 12. März und am 
11. April 1929 je 10 Millionen Reichsmark Vorſchüſſe auf die damals noch beabſichtigte 
zweite Auslandsanleihe zur Fortführung der Oſtpreußenhilfe überwieſen und bereits 
weitere 10 Millionen Reichsmark Vorſchüſſe in Ausſicht geſtellt waren. Die Umſchuldungs⸗ 
mittel hatten ſomit eine Erhöhung von 48,50 auf 78,50 Millionen Reichsmark erfahren. 
Außerdem war inzwiſchen unter dem 22. März dem Reichsrat der Entwurf des Geſetzes 
über wirtſchaftliche Hilfe für Oſtpreußen zugegangen, in dem Reichsvorſchüſſe bis zu 
50 Millionen für Zwecke der hypothekariſchen Umſchuldung vorgeſehen waren. Das 
ergab eine Summe von 48,5 50 = 98,5 Millionen, die aller Vorausſicht nach 
für die Durchführung der damaligen Umſchuldungsaktion genügen mußte. Der Landes⸗ 
hauptmann und die übrigen oſtpreußiſchen Stellen hatten Recht behalten. Wieder 
aber mußten ſie ſich gegen die falſche Einſtellung und die ungerechtfertigten Vorwürfe 
der Preußenkaſſe durch umfangreiche Berichterſtattungen verwahren. Der Landes⸗ 
hauptmann tat dies durch Bericht an den Oberpräſidenten vom 2. Mai 1929. In 
dieſem Bericht wurde, nachdem auf die mißliche Lage der oſtpreußiſchen Landwirt⸗ 
ſchaft hingewieſen war, am Schluß mit folgenden Worten erneut nachdrücklich auf 
die Kernfrage hingewieſen, von deren Entſcheidung auch das Gelingen der Umſchuldungs— 
aktion abhängig war: 
„Hinzu kommt, daß der in Ausſicht genommene, für die ganze Umſchuldung 
unerläßliche Plan, durch Laſtenſenkung uſw. die Landwirtſchaft rentabler zu 
geſtalten, noch nicht durchgeführt ijt. Dieſe Maßnahme, die mit der Um⸗ 
ſchuldungsaktion Hand in Hand hätte gehen müſſen, wird für viele um: 
geſchuldete Betriebe zu ſpät kommen, die andernfalls wohl hätten gehalten 
werden können. Bei den Beratungen, die vor mehr als Jahresfriſt wegen 
der Oſtpreußenhilfe gepflogen wurden, iſt es ſtets von den oſtpreußiſchen 
Wirtſchaftsführern betont worden, daß eine wirkſame Hilfe für die oftpreu- 
Bilche Landwirtſchaft nur durch zwei Maßnahmen geſchaffen werden könne, 
und zwar einmal durch die Konſolidierung der loſen hochverzinslichen 
Schulden in billigere Realkredite, ſowie durch eine rentablere Geſtaltung 
der Landwirtſchaft. Die erſte Maßnahme hat ſehr ſpät eingeſetzt, 
die zweite überhaupt noch nicht.“ 
Nachdem die letzte Sitzung des provinziellen Kreditausſchuſſes am 4. April 1929 Völliger Stillſtand 
mit der Beratung von 296 Anträgen ſtattgefunden hatte, war die nächſte Sitzung der ganzen 
auf den 17. April anberaumt worden. Es waren nicht weniger als 467 Um- Amſchuldungsaktion. 
ſchuldungsanträge hierzu vorbereitet. Dieſe Sitzung wurde jedoch am Tage zuvor 
— an demſelben Tage, an welchem der Erlaß des Landwirtichaftsminifters, in 
dem um Stellungnahme zu dem zweiten Bericht der Preußenkaſſe erſucht wurde, bei 
dem Landeshauptmann einging — aufgehoben, und zwar auf eine Weiſung von Berlin | 
aus, die der Provinzialverwaltung vom Oberpräſidium telefoniſch bekanntgegeben wurde. | 
Gründe hierfür wurden nicht mitgeteilt. Von da an bis zum 7. Oktober fanden trotz 
aller erhobenen Vorſtellungen keine Sitzungen des provinziellen Kreditausſchuſſes mehr 
ſtatt, d. h. die ganze Bewilligungstätigkeit ruhte für ein halbes Jahr. 
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Nicht viel beſſer ging es mit dem Auszahlungsgeſchäft. Wie erwähnt, waren 
der Landesbank am 12. März und 11. April 1929 je 10 Millionen Reichsvor⸗ 
ſchüſſe zur weiteren Durchführung der Aktion überwieſen worden. Eine dritte Rate 
von 10 Millionen war durch Erlaß des Reichsinnenminiſteriums vom 23. März in 
Ausſicht geſtellt. Es hätte ſomit, obwohl die Bewilligungstätigkeit ſeit dem 4. April 1929 
aus zunächſt unerſichtlichen Gründen ſtockte, wenigſtens das Zahlungsgeſchäft durch 
die Landesbank hinſichtlich der bereits bewilligten zahlreichen Anträge weiter durch— 
geführt werden können. Jedoch benötigte die Landesbank, bevor ſie über die aus 
den Reichsvorſchüſſen ſtammenden Geldmittel verfügen konnte, Erklärungen vom Reich 
und vom Preußiſchen Staat, daß die früher hinſichtlich der Auslandsanleihe ab- 
gegebenen, alſo zahlenmäßig begrenzten Garantieerklärungen auch für dieſe Vorſchuß⸗ 
zahlungen entſprechende Gültigkeit haben ſollten. 

Durch Bericht vom 27. April 1929 wurde das Reichs miniſterium des Innern 
— Oſtverwaltungsſtelle — von dem Landeshauptmann an die noch ausſtehende 
Abgabe dieſer Erklärungen erinnert. In dieſem Bericht heißt es: 


„Als im Frühjahr dieſes Jahres die Landesbank dem Herrn Reichsminiſter 
der Finanzen einen Vertragsentwurf über die vorſchußweiſe zu zahlenden 
Gelder einſandte, beantragte ſie zugleich bei der Oſtverwaltungsſtelle die 
Herbeiführung einer Erklärung von Reich und Preußen, daß ſich die Tätig⸗ 
keit der Treuhandſtelle im Rahmen der Umſchuldungsaktion auch auf dieſe 
Vorſchußzahlungen erſtrecken würde. Der Vertrag iſt zuſtande gekommen; 
die darin genannte Erklärung iſt jedoch trotz wiederholter Erinnerungen 
ſeitens der Landesbank und Stellungnahme ſeitens des Herrn Ober- 
präſidenten bisher nicht eingegangen. Infolgedeſſen iſt die Landesbank nicht 
in der Lage gewejen, den Darlehnsnehmern den Gegenwert für die Hypo: 
theken auszuzahlen, obwohl, ſoweit es das Verhältnis der Landesbank zu 
den Darlehnsnehmern betrifft, alle Vorausſetzungen dazu erfüllt ſind. 

Abgeſehen davon, daß hierdurch eine erhebliche Beunruhigung in die 
Provinz hineingetragen wird, entſtehen bei einem längeren Hinausſchieben 
der Zahlungen für die Provinz ſchwere wirtſchaftliche Schädigungen. 

Da die Gläubiger das Vertrauen in eine baldige Abwicklung verlieren 
und daher nunmehr gegen die Beſitzer vorgehen, muß mit zahlreichen 
Zuſammenbrüchen gerechnet werden, die durch ſchleunige Auszahlung der 
Umſchuldungskredite noch verhindert werden können.“ 


In einer Beſprechung mit den beteiligten Reſſorts in Berlin am 3. Mai 1929 
wurde die Bitte der Landesbank, die erforderlichen Garantieerklärungen abzugeben, 
erneut vorgetragen und ſofortige Erfüllung zugeſagt. Als am 17. Mai 1929 dieſe 
Erklärungen noch immer nicht eingegangen waren, wurde unter dem gleichen Datum 
der Oberpräſident gebeten, auf die Abgabe der Erklärungen bei den Berliner Reſſorts 
hinzuwirken. Gleichzeitig wurde er gebeten, für die baldige Überweiſung der weiteren, 
vom Reichsfinanzminiſterium in Ausſicht geſtellten 10 Millionen Reichsmark Sorge 
tragen zu wollen, zumal ſchon Anträge in entſprechender Höhe bewilligt worden 
waren. Im gleichen Sinne, wie der Landeshauptmann bei dem Oberpräſidenten, 
wurde der Landesfinanzamtspräſident unter dem 25. Mai 1929 bei dem Reichs- 
finanzminiſterium vorſtellig. Die Landwirtſchaftskammer bat telegrafiſch unter dem 
24. Mai 1929 bei den zuſtändigen preußiſchen und Reichsminiſterien ebenfalls um 
Abgabe der ausſtehenden Erklärungen. Am 18. Juni 1929 wurde der Oberpräſident 
erneut gebeten, nochmals in Berlin darauf hinzuweiſen, „welche außerordentlich 
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ſchweren Schädigungen der geſamten oſtpreußiſchen Wirtſchaft durch die Verzögerung 
der Oſtpreußenhilfe zugefügt würden.“ Jedoch erſt am 16. Juli ging endlich die 
Garantieerklärung des Preußiſchen Staates ein, der am 25. Juli diejenige des 
Reiches folgte, ſo daß das Auszahlungsgeſchäft nach einer Unterbrechung 
von über drei Monaten fortgeſetzt werden konnte. 

Dieſe Vorkommniſſe können ihre Erklärung nur im Zuſammenhang mit gewiſſen Das Oſtpreußen⸗ 
Beſtimmungen des damals in Vorbereitung befindlichen Oſtpreußenhilfsgeſetzes finden. hilfsgeſetz. 
Wie bereits erwähnt, wurde dem Reichsrat unter dem 22. März 1929 der Entwurf 
eines Geſetzes über wirtſchaftliche Hilfe für Oſtpreußen vorgelegt. Die materiellen 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes, das am 18. Mai 1929 vom Reichstag angenommen 
wurde (R. G. Bl. S. 97) und unter Anerkennung der Sonderlage 
Oſtpreußens einen Komplex hauptſächlich landwirtſchaftlicher Hilfsmaßnahmen 
regelte, hatten ihre Entſtehungsurſache darin, daß es mit der oſtpreußiſchen Wirtſchaft 
unaufhaltſam weiter abwärts gegangen war. Dieſe Tatſache war natürlich vor allem 
in Oſtpreußen ſelbſt Gegenſtand ſorgenvoller Erwägungen geweſen. Bereits unter 
dem 22. Januar 1929 hatte der Landeshauptmann auf Grund einer Beſprechung 
mit führenden Perſönlichkeiten der Provinz eine Eingabe an den Oberpräſidenten G, 
gerichtet, in der er erneut die Wiederherſtellung der landwirtſchaftlichen Rentabilität OK 
als Kern des oſtpreußiſchen Wirtſchaftsproblems hinſtellte und eingehende Vorſchläge S 
für eine Erleichterung und Beſſerung der Wirtſchaftslage machte. Auch die Induſtrie⸗ 
und Handelskammern der Provinz waren bei der Reichs- und Staatsregierung wegen 
einer Ausgeſtaltung der Oſtpreußenhilfe vorſtellig geworden, da „die in der Haupt⸗ 
ſache auf die oſtpreußiſche Landwirtſchaft abgeſtellten Maßnahmen nicht die erhofften 
Folgen einer anregenden Rückwirkung auf die übrige oſtpreußiſche Wirtſchaft gezeitigt“ 
hätten. 

So dankenswert, wenn auch leider unzureichend, die Oſtpreußen zugedachte 
wirtſchaftliche Hilfe war, fo war mit ihr doch eine organiſatoriſche Regelung verbunden, 
die in der Praxis zu großen Reibungen geführt hat, und zwar war dies die Ein⸗ 
ſetzung eines Staatskommiſſars. Der Verlauf der bisherigen Umſchuldungsaktion 
in Oſtpreußen hatte nicht die Erfolge gezeitigt, die man von ihr erwartet hatte. Anſtatt 
nun die Urjade da zu ſuchen, wo fic hauptſächlich lag, nämlich bei dem Unterbleiben 
oder Verſagen der zur landwirtſchaftlichen Rentabilität führenden Maßnahmen, glaubte 
man, die ganze Schuld auf eine fehlerhafte Konſtruktion und eine falſche Handhabung 
des Verfahrens ſchieben zu ſollen. Tatſache war, daß die Umſchuldung ein ungeheures, 
allerdings von den oſtpreußiſchen Stellen ſtets vorhergeſehenes Ausmaß annahm, 
und daß ſich im Zuſammenhang mit den eingetretenen oder drohenden Niederbrüchen 
zahlreicher umgeſchuldeter Betriebe bei der Abwicklung der Kredite Situationen 
ergaben, die man zunächſt nicht in Berechnung gezogen hatte. Auch in Oſtpreußen 
hatte man ſich mit dieſem Zuſtande beſchäftigt. In einem Bericht an den vom 
Reichstag eingeſetzten Ausſchuß zur Unterſuchung der Erzeugungs- und Abſatz⸗ 
bedingungen der deutſchen Wirtſchaft (Enquöteausihuß) vom 18. Januar 1929 
hatte der Landeshauptmann im Anſchluß an die Beantwortung einiger ihm geſtellter 
Fragen, von denen die eine ſich auf die Einrichtung einer Organiſation zur Aufnahme 
zuſammenbrechender Betriebe bezog, zu dieſen Dingen Stellung genommen. Die von ihm 
in dieſem Schreiben zur Erwägung geſtellten Maßnahmen decken ſich in mancher Hinſicht 
mit denjenigen, wie ſie ſpäter durch das Oſtpreußenhilfsgeſetz ermöglicht und vom 
Staatskommiſſar ergriffen wurden. Der Landeshauptmann ging dabei davon aus, 
daß die Aktion eine Hilfsaktion fein müſſe und im Sinne der möglichſten Beſitz⸗ 
erhaltung von einer Stelle durchgeführt werden follte, die in enger organiſatoriſcher 


Der fogenannte 
„Käuferſtreik“. 
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Verbindung mit den provinziellen Inſtanzen, insbeſondere der kommunalen und 
wirtſchaftlichen Selbſtverwaltung, arbeiten würde. 

Im Oſtpreußenhilfsgeſetz war nun die Einſetzung eines Staatskommiſſars vor⸗ 
geſehen, der die nach dieſem Geſetz nötigen Maßnahmen des Landankaufs und der 
Grundſtücks⸗ und Kreditregulierungen durchführen ſollte. Er ſollte von der Preußiſchen 
Staatsregierung im Einvernehmen mit der Reichsregierung beſtellt werden und ſeine 
Weiſungen von der Staatsregierung im Benehmen mit der Reichsregierung erhalten. 
Irgend eine Mitwirkung oſtpreußiſcher Stellen bei der Tätigkeit des Staatskommiſſars 
war nicht vorgeſehen, in der Dienſtanweiſung des Staatskommiſſars war vielmehr nur 
beſtimmt, daß er die ihm zur Eindämmung der landwirtſchaftlichen Kriſe in Oſtpreußen 
übertragenen Aufgaben einheitlich und in enger Fühlung mit dem Oberpräſidenten und 
dem Landesfinanzamtspräſidenten durchzuführen und ſich mit den Reichs-, Staats- 
und ſonſtigen Behörden der Provinz in Verbindung zu halten habe. Das für die 
hypothekariſche Umſchuldung bisher geübte Verfahren wurde zwar aufrecht erhalten, 
es mußten jedoch alle Anträge auf Bewilligung von Umſchuldungskrediten von 
mehr als 10000 24 und auf Bewilligung von Beihilfen aus dem Betriebs- 
erhaltungsfonds vor der Beſchlußfaſſung durch den provinziellen Kreditausſchuß dem 
Staatskommiſſar zur Prüfung vorgelegt werden. Damit war eine weitgehende 
Einflußnahme des Staatskommiſſars auf die Vergebung der Umſchuldungshypotheken 
ſichergeſtellt. Die Mitwirkung des Staatskommiſſars wurde ſogar auf bereits 
abgeſchloſſene Fälle ausgedehnt. In der oben erwähnten Beſprechung vom 3. Mai 
1929, in der die Abgabe der fehlenden Garantieerklärungen für die Reichsvorſchüſſe 
erbeten wurde, erfolgte die Mitteilung, daß der Preußiſche Finanzminiſter in einem 
Schreiben vom 26. April 1929 unter Beifügung der Abſchrift eines Einſpruchs der 
Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe erklärt habe, die 30 Millionen Reichs⸗ 
mark Reichsvorſchüſſe dürften nicht ausgezahlt werden, bevor der für Oſtpreußen 
auserſehene Staatskommiſſar die Geſchäfte aufgenommen habe. Bei dieſer Beſprechung 
hatte man ſich ſchließlich dahin geeinigt, daß die im Zuge der erſten 20 Millionen 
liegenden Bewilligungen ſofort realiſiert werden dürften, daß jedoch die in die letzten 
10 Millionen Reichsmark fallenden Bewilligungen durch den künftigen Staats— 
kommiſſar nachgeprüft werden ſollten. Die von ihm beanſtandeten Fälle ſollten 
einſtweilen zurückgehalten, die anderen zur Auszahlung freigegeben werden. Dem- 
gemäß ſollten die Garantieerklärungen für die 20 Millionen, wie an anderer Stelle 
bereits erwähnt, ſofort abgegeben werden, die Garantieerklärungen für die 10 Millionen 
Reichsmark entſprechend dem Ausfall der Prüfung durch den künftigen Staats⸗ 
kommiſſar folgen. Die Garantieerklärungen gingen jedoch nicht ein, obwohl der für 
die Stellung des Staatskommiſſars in Ausſicht genommene Landrat Roenneburg auf 
Wunſch des Landeshauptmanns noch vor ſeiner Ernennung mit der vereinbarten Prüfung 
am 7. Mai begonnen hatte. Das Ausbleiben der Garantieerklärungen muß damit 
in Zuſammenhang gebracht werden, daß der für den 1. Juni vorgeſehene Amtsantritt 
des Staatskommiſſars ſich weit über dieſen Zeitpunkt hinaus verzögerte, und dieſer 
Umſtand ſteht wiederum mit Vorkommniſſen innerhalb der oſtpreußiſchen Landwirtſchaft 
in engſter Verbindung. 

Im Anſchluß an das Vorgehen landwirtſchaftlicher Verbände in anderen 
Reichs⸗ und Landesteilen riet nämlich auch der Landwirtſchaftsverband Oſtpreußen 
den ihm angeſchloſſenen Mitgliedern, im Intereſſe ihrer Selbſterhaltung die Aus⸗ 
gabenſeite ihrer Betriebe nicht nur durch Einſchränkung der Lebenshaltung, ſondern 
auch der Betriebsführung aufs äußerſte zu ſenken, um die Ausgaben mit den Ein— 
nahmen wieder in Einklang zu bringen. Demgemäß wurde den Landwirten 
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Beſchränkung bei der Vornahme gewiſſer Einkäufe empfohlen. Dieſe Parole zu einer 
bedingten Kaufenthaltung wurde jedoch teilweiſe als ein Aufruf zum Käuferſtreik 
aufgefaßt. Es kam zu ſehr ernſten Kontroverſen zwiſchen der Preußiſchen Staats⸗ 
regierung und dem Landwirtſchaftsverband Oſtpreußen, da die erſtere das Vorgehen 
des Landwirtſchaftsverbandes als allgemein wirtſchaftsſchädigend betrachtete. Die 
Preußiſche Staatsregierung erklärte im Einvernehmen mit der Reichsregierung, daß, 
ſolange der Landwirtſchaftsverband an ſeinem Vorgehen feſthielte, diejenigen Landwirte, 
die hinter den von dem Landwirtſchaftsverband beabſichtigten Maßnahmen ſtünden, 
von den Kredithilfen ausgeſchloſſen werden ſollten. Am 13. Juli 1929 fand eine 
große Kundgebung des Landwirtſchaftsverbandes und des Ermländiſchen Bauern— 
vereins ſtatt, bei der u. a. auch der Reichslandbundpräſident und jetzige Reichsminiſter 
Schiele ſprach. Die Demonſtration verlief maßvoll, und der Inhalt der bei dieſer 
Gelegenheit gehaltenen Anſprachen veranlaßte die Staatsregierung, die Frage des 
ſogenannten Käuferſtreiks als erledigt anzuſehen. Die ganze Angelegenheit war noch 
durch eine Sonderaktion des Kreislandwirtſchaftsverbandes Inſterburg kompliziert 
worden, in welcher die Staatsregierung eine Boykottandrohung gegenüber gewiſſen land— 
wirtſchaftlichen Berufsgenoſſen erblickte. Nach Beilegung dieſer Differenzen gingen 
Ende Juli ſchließlich die verlangten Garantieerklärungen des Preußiſchen Staates 
und des Reichs ein, ſo daß das Auszahlungsgeſchäft wieder beginnen konnte. 

Die Bewilligungstätigkeit ruhte noch weiterhin. Zwar hatte nach Beilegung 
des Konflikts zwiſchen dem Landwirtſchaftsverband und der Preußiſchen Staats- 
regierung der Staatskommiſſar ſein Amt angetreten, das Verbot der Abhaltung von 
Sitzungen des provinziellen Kreditausſchuſſes wurde aber noch aufrecht erhalten. 
Erſt durch Erlaß des Landwirtſchaftsminiſters vom 28. Auguſt 1929 wurde die 
Anberaumung weiterer Sitzungen, jedoch mit beſchränkter Tagesordnung, zugelaſſen. 
Dieſer Erlaß wurde dem Landeshauptmann vom Oberpräſidenten am 25. September 
mit dem Erſuchen mitgeteilt, die nächſte Sitzung auf den 7. Oktober anzuberaumen. 
Die beiden Erlaſſe werden hier nachſtehend abgedruckt, weil ſich aus ihnen am deut— 
lichſten ergibt, in welchem Rahmen ſich in Zukunft die Tätigkeit des provinziellen 
Kreditausſchuſſes abſpielen ſollte und wie die Einſchaltung des Staatskommiſſars in 
das Verfahren gedacht war. 

„Der Preußiſche Miniſter für Landwirtſchaft, 

Domänen und Forſten. 

Geſch. Nr. 1 32603. 
Umſchuldungsaktion. 
Bericht vom 7. Auguſt 1929 — O. P. 6238 II. — 

Mit der Anberaumung weiterer Kreditausſchußſitzungen erkläre ich mich 
einverſtanden. Auf die Tagesordnung der Sitzungen dürfen jedoch nur ſolche 
Fälle geſetzt werden, deren Beratung der Staatskommiſſar zur Stützung des 
oſtpreußiſchen Gütermarktes zuſtimmt. Es beſtehen ferner keine Bedenken, daß 
Mittel aus dem 3. Vorſchuß von 10 Millionen 2% für Fälle verwendet 
werden, die dem Kreditausſchuß vom Staatskommiſſar als beſonders dringlich 
bezeichnet worden ſind, und daß Sie der Verwendung der Mittel für dieſe 
Zwecke zuſtimmen. 

Die Verhandlungen über die Beſchaffung weiterer Mittel zur Fortführung 
der Umſchuldungsaktion ſind noch nicht abgeſchloſſen. Sobald ihr Ergebnis 
bekannt iſt, werde ich es mitteilen. 


Berlin W. 9, den 28. März 1929. 
Leipziger Platz 10. 


gez. Steiger. 
An den Herrn Oberpräſidenten der Provinz Oſtpreußen in Königsberg Pr.“ 


Der Staats⸗ 
kommiſſar. 
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Der Oberpráfident 
der Provinz Oſtpreußen. 
O. P. 7171 Il. 


Königsberg, den 25. September 1929. 


Zum Schreiben vom 14. 9. 1929 — VII 3451 — 


Unter Bezugnahme auf die fernmündliche Beſprechung mit meinem Sach⸗ 
bearbeiter bitte ich, nachdem der Herr Preußiſche Miniſter für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten durch den abſchriftlich beigefügten Erlaß vom 28. 8. 1929 
ſich mit der Anberaumung weiterer Kreditausſchußſitzungen einverſtanden erklärt 
hat, die nächſte Sitzung des provinziellen Kreditausſchuſſes für die Oſtpreußen⸗ 
hilfe am Montag, den 7. Oktober um 10 Uhr vormittags anzuberaumen. 

Mit der Anberaumung der Sitzung des Pächterkreditausſchuſſes auf den⸗ 
ſelben Tag um 930 Uhr bin ich einverſtanden. 

Bezüglich der Aufſtellung der Sitzungsliſte des provinziellen Kreditaus— 
ſchuſſes iſt folgendes zu bemerken: 


1. Nicht mehr auf die Tagesordnung bitte ich zu ſetzen: 

a) diejenigen Anträge innerhalb der 10 Millionen Reichsmark Bewilli- 
gungen, die vom Herrn Staatskommiſſar inzwiſchen nachgeprüft und 
freigegeben ſind, 

b) diejenigen Fälle, die im Rahmen der genannten 10 Millionen vom 
Herrn Staatskommiſſar nachgeprüft und abgelehnt ſind. 

Die Landesbank habe ich erſucht, mir umgehend zwecks Aufſtellung der 
Sitzungsliſte folgende Fälle mitzuteilen: 

a) ſämtliche ihr vorliegenden zur Verhandlung reifen Fälle unter 10000 %%, 

b) diejenigen ihr vorliegenden zur Verhandlung reifen neuen Fälle 
über 10 000 24, die der Herr Staatskommiſſar bereits nachgeprüft 
und für unbedenklich erklärt hat. 

In beiden Liſten wird die Landesbank die beſonders dringlichen Fälle 
kennzeichnen und den Grund ihrer Dringlichkeit angeben. 

Ich werde alsdann im Einvernehmen mit dem Herrn Staatskommiſſar und 
dem Herrn Landesfinanzamtspräſidenten der Landesbank umgehend diejenigen 
Fälle aus den mir von ihr überſandten Liſten bezeichnen, die auf der Tages- 
ordnung erſcheinen ſollen. Gleichzeitig werde ich ihr diejenigen weiteren Fälle 
mitteilen, die mir vom Herrn Staatskommiſſar zugänglich gemacht worden ſind. 
Die Landesbank wird dann die endgültige Sitzungsliſte aufzuſtellen haben. 

Ein ſpäterer Sitzungstermin als der 7. Oktober kommt wegen dringlicher 
Verhinderung des Herrn Referenten des Herrn Landesfinanzamtspräſidenten 
nicht in Betracht. 

gez. Siehr. 
An den Herrn Landeshauptmann der Provinz Oſtpreußen 
als Vorſitzenden des provinziellen Kreditausſchuſſes, hier.“ 


In der Tat war nun das Umſchuldungsverfahren in hohem Grade vom Staats— 
kommiſſar abhängig geworden. 

Staatskommiſſar wurde der demokratiſche Reichstagsabgeordnete Landrat Roenne⸗ 
burg. Bereits Anfang April wurde in einem Teil der Preſſe ſeine Beſtellung zum 
„Staatskommiſſar zur Stützung des oſtpreußiſchen Gütermarktes“ gemeldet, jedoch 
erſt der Staatsanzeiger vom 31. Mai brachte die Ernennung mit der Mitteilung, 
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daß der Staatskommiſſar feine Tätigkeit am 1. Juni aufnehmen werde. Die geſchilderten 
Vorgänge verzögerten ſeinen Amtsantritt. Seine Ernennung rief in weiten Kreiſen 
der oſtpreußiſchen Landwirtſchaft ſchon um deswillen ſtarkes Befremden hervor, weil 
man beſtimmt erwartet hatte, daß das Staatskommiſſariat in die Hände eines bewährten 
Oſtpreußen oder wenigſtens eines mit den oſtpreußiſchen landwirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſen vertrauten Mannes gelegt werden würde. Es ſoll hier jedoch nicht ver⸗ 
ſchwiegen werden, daß die oſtpreußiſche Landwirtſchaft der Ernennung eines Staats⸗ 
kommiſſars überhaupt ſehr mißtrauiſch gegenüberſtand. Im Dezember 1928 war nämlich 
eine Denkſchrift der ſehr einflußreichen Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe „Die 
Lage der landwirtſchaftlichen Großbetriebe in den öſtlichen Landesteilen“ erſchienen, 
in der die Preußenkaſſe, deren neuer Präſident Klepper dieſer Frage jhon ſeit 
längerer Zeit ſein beſonderes Intereſſe zugewandt hatte, unter Aufwand großen 
ſtatiſtiſchen Materials die hohe Kriſenanfälligkeit der oſtdeutſchen, insbeſondere der 
oſtpreußiſchen Großbetriebe gegenüber der erheblich größeren Widerſtandsfähigkeit 
der bäuerlichen Betriebe feſtſtellen zu können glaubte. Nur das vollkommene Erliegen 
des Gütermarktes habe einen offenen Ausbruch der Kriſe bisher hintangehalten. 
In einer weiteren im Jahre 1929 herausgegebenen Denkſchrift zu derſelben Frage, der 
bereits vielfache Erörterungen in der Preſſe und in wirtſchaftspolitiſchen Zeitſchriften 
vorausgegangen waren, wurde dieſe Behauptung wiederholt, der Zuſammenbruch 
großer Teile der oſtdeutſchen Großlandwirtſchaft feſtgeſtellt und eine Umſtellung der 
Betriebsgrößen, d. h. alſo eine Zerſchlagung der Großbetriebe und ihre Umwandlung 
in bäuerliche Betriebe, als Gebot der Stunde bezeichnet. In der Denkſchrift des 
Jahres 1928 war ferner, um die Ausdehnung der ſchleichenden Kriſis überſchuldeter 
Betriebe auf die im Geneſungsprozeß befindlichen Betriebe und die zwangsläufigen 
Weiterungen auf das geſamte Wirtſchaftsleben der Kriſengebiete zu verhindern, in 
Wiederholung etwa ſeit Jahresfriſt aufgetretener Pläne vorgeſchlagen, den Güter⸗ 
markt zu beleben und zu dieſem Zwecke eine Aufnahmeorganiſation mit ſtaatlichen 
Mitteln zu ſchaffen, welche die zum Erliegen kommenden Güter aufkaufen ſollte. 
Einen ähnlichen Vorſchlag hatte der Unterausſchuß für Landwirtſchaft des Enquéte- 
ausſchuſſes gemacht, jedoch nur als letztes Mittel für die Fälle, in denen eine ander- 
weitige Bereinigung nicht möglich ſein würde. 

Es kann nicht Sache eler Denkſchrift fein, ſich mit der Auffaſſung der Preußen⸗ 
kaſſe auseinanderzuſetzen. Es ſei zunächſt darauf hingewieſen, daß ſie bei ihren 
Darlegungen über die Großbetriebe immer von der in der amtlichen Statiftit üblichen 
Syſtematik ausgeht, den Großbetrieb bei 100 ha beginnen zu laſſen. Das mag für 
die landwirtſchaftliche Betriebsſtatiſtik, die ſich auf das ganze Reich und ſeine 
Länder erſtreckt, begründet ſein, weil man dabei ſchließlich von einheitlichen Größen⸗ 
klaſſen ausgehen muß; für eine ſolche ſpezielle Unterſuchung, wie die Preußenkaſſe 
ſie vornahm, war dieſe Einteilung jedoch falſch. Jeder Kenner der Verhältniſſe 
weiß, was auch von maßgebender Seite fachwiſſenſchaftlich beſtätigt ijt, daß man in 
Oſtpreußen, wo in den einzelnen Teilen der Provinz die Verhältniſſe auch noch recht 
verſchieden liegen, einen Betrieb von 100 ha nicht als Großbetrieb anſehen kann, 
und daß man die Grenze zwiſchen bäuerlichem und Großgrundbeſitz im Durchſchnitt 
bei 200 ha zu ziehen hat. So betrachtet ergibt ſich aber, daß es nicht ſo ſehr die 
Verſchuldung und der Zuſammenbruch der Großbetriebe war, der hervorſtach, als 
derjenige der großbäuerlichen Betriebe. Die in der Denkſchrift für den Großgrund- 
beſitz gezogenen Schlußfolgerungen hätten alſo logiſcherweiſe auch auf einen Teil des 
bäuerlichen Beſitzes erſtreckt werden müſſen. 
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Der Haupteinwand, den man gegen die Denkſchrift der Preußiſchen Zentral- 
genoſſenſchaftskaſſe aber erhob, richtete ſich in erſter Linie dagegen, daß die Unter⸗ 
ſuchungsergebniſſe lediglich vom Standpunkt der Verſchuldung gewertet und die 
urſächlichen Zuſammenhänge zwiſchen der Kriſis der oſtpreußiſchen Landwirtſchaft und 
ihren durch die Sonderlage der Provinz auferlegten ungünſtigen Exiſtenzbedingungen 
überhaupt nicht berückſichtigt waren. 

Das Mißtrauen gegen die Einſetzung eines Staatskommiſſars wuchs noch, als 
bekannt wurde, daß gerade der Abgeordnete Roenneburg für dieſe Stelle aus— 
erſehen war, deſſen gegen den Großgrundbeſitz gerichteten Außerungen auf dem 
demokratiſchen Parteitag in Hamburg noch unvergeſſen waren. Man erblickte in 
ihm den Exponenten einer Politik, die ſich die Zerſchlagung des oſtpreußiſchen Groß— 
grundbeſitzes zur Aufgabe machte. Dieſer Eindruck ſollte ſich dann ſpäter noch 
ſteigern, als eine von ihm verfaßte Denkſchrift bekannt wurde, in der er ausführte, 
der Staat, der als materieller Träger der Umſchuldungsaktion entſcheidenden Einfluß 
auf den größten Teil der Niederbrüche landwirtſchafllicher Großbetriebe erhalten 
habe, ſolle zur Vermeidung einer Konſervierung der agrariſchen Beſitzſtruktur Oſt— 
preußens die ihm durch dieſe Situation gegebene einmalige Chance ausnutzen, um 
durch die Treuhandſtelle die Betriebe zu erwerben und ſich ſo einen Landvorrat 
zu ſichern, durch den mit einem Male die Vorausſetzungen für eine planmäßige 
betriebswirtſchaftliche Umgeſtaltung der oſtpreußiſchen Landwirtſchaft geſchaffen würden. 

Es ſei in dieſem Zuſammenhange hervorgehoben, daß die Preußiſche Staats- 
regierung ſich ebenſo wie die Reichsregierung die Auffaſſung Roenneburgs nicht zu 
eigen gemacht hat. In der Dienſtanweiſung, die der Staatskommiſſar erhielt, hieß 
es, er habe die ihm zur Verfügung geſtellten Hilfsmittel ſo einzuſetzen, daß die noch 
erhaltungsfähigen Produktionswerte in möglichſt großem Umfange wirtſchaftlich 
erhalten werden. Ließ dieſe Faſſung immerhin noch eine gewiſſe Unklarheit inſofern 
beſtehen, als nicht von einer Beſitzerhaltung, ſondern von einer Erhaltung der 
Produktionswerte geſprochen iſt, ſo gab die Regierung in einem Erlaß vom 
Oktober 1930 der Geſchäftsführung der Treuhandſtelle für Umſchuldungskredite in 
der Provinz Oſtpreußen Anweiſungen, die jede Verwirklichung der Roenneburg'ſchen 
Anregungen praktiſch unmöglich machten. Und in einem Preſſereferat der Treuhand— 
ſtelle vom 1. Dezember 1930 wurde die Aufgabe der Erhaltung des Betriebes in 
der Hand des bisherigen Beſitzers eindeutig in den Vordergrund geſtellt. 

Nachdem inzwiſchen Landrat Roenneburg von ſeinem oſtpreußiſchen Poſten 
abberufen iſt, bleibt nur noch feſtzuſtellen, daß die geſchilderten Verhältniſſe und 
Vorgänge ihn hindern mußten, dasjenige Vertrauen in der oſtpreußiſchen Landwirt— 
ſchaft zu erwerben, das er zur Führung ſeines außerordentlich verantwortungsvollen 
Amtes und zur Erfüllung ſeiner ſchwierigen Aufgabe benötigte. 

Bei der Auswahl der Mitarbeiter des Staatskommiſſars wurden faſt nur 
Nichtoſtpreußen berückſichtigt und maßgebende Stellen mit Beamten der Preußiſchen 
Zentralgenoſſenſchaftskaſſe beſetzt. Von den Reibungen, die innerhalb des provinziellen 
Kreditausſchuſſes durch die Vertreter der Preußenkaſſe hervorgerufen waren, iſt ja 
oben ſchon die Rede geweſen. Die Beamten, die mit der Durchführung der Betriebs— 
beſichtigungen, mit denen das Staatskommiſſariat bald nach ſeiner Errichtung in großem 
Umfange begann, betraut wurden, ſtammten ebenfalls meiſtens nicht aus Oſtpreußen 
und waren größtenteils für ihre nach der perſönlichen Seite hin mit großen Schwierig— 
keiten verbundene Aufgabe mindeſtens reichlich jung. Alle dieſe Umſtände dienten 
leider nicht dem Anſehen des Staatskommiſſariats und riefen von vornherein einen 
inneren Widerſtand hervor. Es wäre zweckmäßig geweſen, auf die im großen und 


ganzen durchaus einheitliche Einſtellung der landwirtſchaftlichen Beſitzer, mochte man 
ſie auch nur als eine gefühlsmäßige Stimmungsſache anſehen, Rückſicht zu nehmen. 
Wenn es ſich gewiß auch um eine mit öffentlichen Geldern durchgeführte Hilfs⸗ 
aktion handelte, ſo war doch zu bedenken, daß die oſtpreußiſche Landwirtſchaft in 
ihrer Geſamtheit ohne eigenes Verſchulden und trotz tapferſter Gegenwehr durch die 
Folgen des Verſailler Diftats in dieſe Notlage hineingeraten war. Auch der Enquéte- 
Ausſchuß wies in dem der Reichsregierung erſtatteten Gutachten ausdrücklich darauf 


hin, „daß in der heutigen ſchwierigen Zeit ein bewunderungswürdiger Wille zur Selbſt⸗ 


hilfe in der oſtpreußiſchen Landwirtſchaft und in den von ihr geſchaffenen Organi⸗ 
ſationen feſtzuſtellen Tei." Die Landwirtſchaft glaubte daher, einen berechtigten 
Anſpruch auf die Hilfe von Staat und Reich zu haben, von denen ſie ſelbſt einen 
wertvollen Teil bildete: 

In ſachlicher Hinſicht trat mit dem Eintreffen des Staatskommiſſars ein voll⸗ 
kommener Syſtemwechſel ein. Der Staatskommiſſar ging von der Auffaſſung aus, 
daß bisher die Frage der Sanierungsfähigkeit und Sanierungswürdigkeit ſowie der 
Rentabilität der Betriebe bei den Umſchuldungen nicht die eingehende und ſachgemäße 
Prüfung gefunden habe, welche die Verwendung ſo beträchtlicher Reichs⸗ und Staats⸗ 
mittel den verantwortlichen Stellen zur Pflicht mache, und daß hiermit zugleich eine 
Bevorzugung des Großgrundbeſitzes und eine Benachteiligung des kleinbäuerlichen 
Beſitzes verbunden geweſen ſei. 

Die einzige, den Zuſtand des Betriebes betreffende Vorausſetzung, von der 
nach den Richtlinien die Gewährung der Umſchuldungshypothek abhing, war ſeine 
Sanierungsfähigkeit und Sanierungswürdigkeit. Dieſe Vorausſetzung hatte als er— 
füllt zu gelten, wenn nach Gewährung des Kredits eine rationelle Fortführung des 
Betriebes unter Berückſichtigung des Zuſtandes der Wirtſchaft und ihrer Leitung ge- 
währleiſtet war. Der Vorwurf des Staatskommiſſars, daß die Rentabilität der 
Betriebe nicht genügend geprüft worden ſei, berührte daher eigenartig. Die Not 
der oſtpreußiſchen landwirtſchaftlichen Betriebe und die Notwendigkeit ihrer Sanierung 
beruhte ja gerade auf ihrer Unrentabilitát, und die ganze Umſchuldungsaktion ſollte, 
wie ſchon mehrfach wiederholt, nur ein Mittel ſein, um das Durchhalten der Betriebe 
bis zur Wiederherſtellung der Rentabilität zu ermöglichen. Daß durch die Umſchuldung 
allein die Rentabilität in der Regel nicht erzielt werden konnte, darüber hätte ſich 
eigentlich jedermann klar ſein müſſen. Der Begriff der Sanierungsfähigkeit als richt— 
linienmäßige Vorausſetzung der Gewährung einer Umſchuldungshypothek im Einzel⸗ 
falle konnte alſo nicht die Herbeiführung des Zuſtandes der Rentabilität umſchließen. 
Von der letzteren ſprachen die für die Umſchuldung erlaſſenen Richtlinien daher 
überhaupt nicht. 

Die Prüfung der Sanierungsfähigkeit und Sanierungswürdigkeit war den 
örtlichen Kreditausſchüſſen übertragen. Sie hatten den Wert des Grundſtücks und 
ſeine Beleihungsfähigkeit zu ermitteln und die geſamten Schuldverhältniſſe des An⸗ 
tragſtellers ſowie die Urſachen der Verſchuldung feſtzuſtellen. Bei der Ermittlung 
des Grundſtückswerts waren die Taxen öffentlich-rechtlicher oder unter Staatsaufſicht 
ſtehender Realkreditinſtitute zugrunde zu legen. Wo ſolche fehlten oder veraltet waren 
oder Veränderungen vorgekommen waren, wurden die Taxen von Kreistaxatoren ein— 
geholt. Auf Grund der von den örtlichen Kreditausſchüſſen erſtatteten Gutachten 
und der beigegebenen Unterlagen erfolgte alsdann die Entſcheidung des provinziellen 
Kreditausſchuſſes. Dieſes Syſtem war bei Aufſtellung der Richtlinien bewußtermaßen 
gewählt worden. Die örtlichen Kreditausſchüſſe wurden bei jedem Landratsamt gebildet; 
durch dieſe Verteilung der Unterinſtanzen über die ganze Provinz ließ ſich eine 
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ſchleunige Prüfung der Anträge erwarten. Da man den örtlichen Kreditausſchüſſen 
eine hinreichende, gegebenenfalls noch durch Beſichtigungen zu ergänzende Kenntnis 
der in ihrem Kreiſe gelegenen Betriebe und der allgemeinen landwirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe des Kreiſes zutrauen durfte, ſo war auch angenommen worden, daß die 
Gutachten die Sanierungsfähigkeit und Sanierungswürdigkeit zutreffend darſtellen 
würden. Der provinzielle Kreditausſchuß ſeinerſeits war von der zeitraubenden Er— 
mittelungstätigkeit entlaſtet. In Zweifelsfällen verwies er die Angelegenheit zur 
Klärung zurück und verlangte nötigenfalls die Beibringung eines Obergutachtens der 
Landwirtſchaftskammer oder eine ſonſtige ſpezielle Auskunft. 

Dieſes Verfahren war durch die von Reich und Staat feſtgeſetzten Richtlinien 
vorgeſchrieben. Soweit alſo in dieſer Hinſicht ein Vorwurf erhoben wird, kann er ſich 
nicht gegen die mit der Durchführung der Umſchuldung befaßten provinziellen Inſtanzen 
richten. Auch hätte die Aktion bei der außerordentlich großen Anzahl der zu erledigenden 
Anträge auf anderem Wege rettungslos verſacken müſſen. Wenn jetzt der Staats- 
kommiſſar, der die Gutachten der Kreditausſchüſſe als genügende Grundlage der 
Bewilligungen nicht gelten laſſen wollte und vor allem die Kreistaxen angriff, dazu 
überging, ſich durch örtliche Beſichtigungen und betriebswirtſchaftliche Prüfungen bei 
allen Fällen von einiger Bedeutung ein eigenes Bild von den umzuſchuldenden 
Betrieben zu machen, ſo mußte dadurch die von allen Stellen geforderte Schnelligkeit 
des Verfahrens natürlich ganz erheblich leiden. Gewiß ließen ſich für das Vorgehen 
des Staatskommiſſars auch gewichtige Gründe ins Feld führen. Es hatte den zweifel— 
loſen Vorteil, daß dadurch gründlichere und genauere Prüfungsergebniſſe erzielt werden 
konnten. Für denjenigen, der ſich mit der allmählich immer hoffnungsloſer werdenden 
Lage der oſtpreußiſchen Landwirtſchaft als einer mindeſtens vorläufig nicht aufzu— 
haltenden Erſcheinung abgefunden hatte, konnte eine ſtarke Ausleſe der ſanierungsfähigen 
Betriebe durchaus als im fiskaliſchen Intereſſe von Reich, Staat und Provinzialverband 
liegend erſcheinen. Hier ſtießen eben grundſätzlich verſchiedene Auffaſſungen über das 
Weſen der Umſchuldungsaktion aufeinander. War bisher der Charakter der Hilfsaktion 
betont und dementſprechend gehandelt worden, ſo wurde jetzt ein, man kann ſagen, 
bankmäßiger Geſichtspunkt bei der Behandlung der Umſchuldungsfälle in den Vorder— 
grund gerückt, der den Hauptwert auf die durch die abſolute Feſtſtellung der Sanier— 
barkeit gewährleiſtete Sicherheit der Reichs- und Staatsgelder legte. Die Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten mußten ausgetragen werden. Tief zu bedauern bleibt aber, daß ſie, 
nicht durch Schuld des provinziellen Kreditausſchuſſes oder der Provinzialverwaltung, 
allmählich einen immer breiteren Raum auch in der Offentlichkeit einnahmen. In 
einem Bericht vom 1. Juli 1929 übte der Staatskommiſſar Kritik, obwohl er nur 
einen ganz oberflächlichen Einblick in die Umſchuldungsaktion hatte nehmen können 
und einer Sitzung des Kreditausſchuſſes überhaupt noch nicht beigewohnt hatte. 
Er führte dabei, indem er ſich die Vorwürfe, die früher ſchon von der Preußen⸗ 
kaſſe erhoben worden waren, zu eigen machte, aus: 

„Bei allen an der Umſchuldung beteiligten Inſtanzen iſt der Wunſch, Geld- 
mittel nach Oſtpreußen hineinzuziehen und den einzelnen Landwirten Hilfe 
zu bringen, offenſichtlich ſtärker geweſen als das Beſtreben, Reich und Preußen 
vor untragbaren Riſiken aus der Übernahme der Garantie für Umſchuldungs⸗ 
kredite zu bewahren und lebensunfähige Betriebe aus der Hilfsaktion aus- 
zuſchalten.“ ` 

Gegen den Inhalt dieſes Berichts verwahrten fic) die oſtpreußiſchen Stellen 
ſofort wieder entſchieden. Abgeſehen von dem Gegenſatz im grundſätzlichen hatte das 
Arteil des Staatskommiſſars noch eine beſondere Fehlerquelle, die er überſehen hatte. 


37 


Der provinzielle Kreditausſchuß war, wie er nicht anders konnte, davon ausgegangen, 
daß die Maßnahmen zur Wiederherſtellung der landwirtſchaftlichen Rentabilität alsbald 
ergriffen und zur Auswirkung kommen würden. Er hatte daher mit einer allmählichen 
Beſſerung der Wirtſchaftslage gerechnet. Das Umgekehrte war eingetreten. Der 
Staatskommiſſar wandte nun den von ihm unter Zugrundelegung der inzwiſchen noch 
verſchlechterten Rentabilitätsverhältniſſe und geſunkenen Güterpreiſe gewonnenen Maß⸗ 
ſtab an, fand, daß eine Reihe der vielleicht vor Jahr und Tag begutachteten 
und umgeſchuldeten Güter nicht ſaniert war und ſchloß ohne weiteres daraus auf 
die Unſanierbarkeit zur Zeit der Antragſtellung und Prüfung. Tragiſch war es 
nur für den Staatskommiſſar, daß er alsbald in denſelben Widerſtreit verſtrickt wurde. 
Bereits in einem Bericht vom 11. November 1929 mußte er feſtſtellen, daß die Ent⸗ 
wickelung auf dem landwirſchaftlichen Gütermarkt, die durch den ungünſtigen Konjunktur⸗ 
verlauf verhängnisvolle Antriebe erfahren und damit alle Vorausſetzungen, die 
den Geſamtumfang des Oſtpreußenhilfswerks wie auch die Sanierung des einzelnen 
Betriebes beſtimmten, völlig über den Haufen geworfen habe. Selbſt die Voran— 
ſchläge, die die Grundlage für die Bewilligung von Umſchuldungshypotheken durch 
ihn, den Staatskommiſſar, dargeſtellt hätten, müßten ſchon als überholt angeſehen 
werden. Der Zuſammenbruch der Preiſe, wie ihn die letzten Monate zeitigten, 
hätten ſelbſt der vorſichtigſten Betriebsprognoſe die Grundlage entzogen. Alſo ſelbſt 
die vorſichtigen Taxen des Staatskommiſſars hatten der Entwicklung nicht ſtandhalten 
können. Tatſächlich mußten bei einem vollkommen darniederliegenden Gütermarkt und 
bei nicht nur ſtändig ſtark ſchwankenden, ſondern auch immer weiter ſinkenden Preiſen 
alle Taxen und Voranſchläge, welche Stelle ſie auch immer aufſtellen mochte, von 
mehr oder weniger fiktiven Werten und angenommenen Berechnungen ausgehen. Dieſem 
Umſtande iſt auch der Staatskommiſſar erlegen, und ſo konnte die vom ihm über— 
wachte Umſchuldungsaktion nicht anders als die vor ſeinem Eintreffen liegende Aktion 
verlaufen. 

Selbſtverſtändlich iſt es, daß bei einer ſolchen rieſigen Aktion Fehler und 
Irrtümer unterliefen. Davon iſt ſicher der provinzielle Kreditausſchuß nicht frei— 
geblieben, und der warme Wunſch, zu helfen, mag im Vertrauen auf die erhoffte 
und zugeſagte Wandlung im Geſchick der oſtpreußiſchen Landwirtſchaft alle mit 
der Umſchuldungsaktion befaßten oſtpreußiſchen Stellen wohl gelegentlich zu einer 
zu optimiſtiſchen Auffaſſung geführt haben. Aber niemand, der die geleiſtete Arbeit 
überſchaut und ſie objektiv zu würdigen verſucht, kann ihm daraus einen Vorwurf 
machen. Feſtgehalten zu werden verdient aber entgegen den verſchiedentlich verbrei— 
teten Gerüchten, daß betrügeriſche Abſichten ſeitens einzelner Landwirte bisher in 
keinem Falle feſtgeſtellt worden ſind. Die Zahl derjenigen Umſchuldungen, in 
denen bisher überhaupt Beanſtandungen gegen die Beſchlußfaſſung des provinziellen 
Kreditausſchuſſes erhoben worden ſind, iſt im Verhältnis zu dem außerordentlich 
großen Umfange der Aktion auch nur verſchwindend gering. Bei den in den Par⸗ 
lamenten und in der Preſſe erörterten Einzelfällen handelt es ſich immer um die— 
ſelben drei: den Fall Oeſterreich-Zielkeim, den Fall von Weiß⸗Gr. Plauen und den 
Fall Wander⸗Kortmedien. Von dieſen dreien muß der Fall Kortmedien hier aus- 
ſchalten, weil die Vorwürfe ſich dabei überhaupt nicht gegen irgend ein Organ der 
Umſchuldungsaktion, ſondern gegen eine andere Stelle richten. In den beiden 
anderen Fällen ſind vor allem die Taxen angegriffen, die der provinzielle Kredit⸗ 
ausſchuß der Umſchuldung zugrunde gelegt hat. Im Falle Zielkeim handelte es ſich 
um eine zwiſchen Königsberg und Cranz gelegene Muſterwirtſchaft. Es war einer 
derjenigen Betriebe, die ſich nach dem Kriege auf intenfivfte maſchinelle Bewirt- 
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ſchaftung nach modernſten Methoden umgeftellt hatten. Die Wirtſchaftsführung und 
der Zuſtand der Wirtſchaft waren erſtklaſſig. Der Kreditausſchuß des Kreiſes 
Fiſchhauſen bezeichnete den Betrieb als außerordentlich gut und ſanierungswürdig 
und gab ſein Gutachten dahin ab, daß nach Bewilligung der zweiten Hypothek die 
Wirtſchaft rationell fortgeführt werden könne. Trotz dieſer günſtigen Stellungnahme 
des Kreditausſchuſſes, die durch ein Gutachten des Finanzamtsleiters beſtätigt wurde, 
vertagte der provinzielle Kreditausſchuß zunächſt die Angelegenheit und erbat ſich ein 
Gutachten von einem ſeiner Mitglieder, das als allererſte Autorität auf landwirt: 
ſchaftlichem Gebiete zu gelten hat. Dieſes ausführliche Gutachten kam ebenfalls zu 
dem Schluß, daß Zielkeim ſanierbar wäre. Demgemäß beſchloß der provinzielle 
Kreditausſchuß die Bewilligung der Umſchuldungshypothek und einer Beihilfe aus 
dem Betriebserhaltungsfonds. — Im Falle Gr. Plauen lag eine durch zwei Gutachten 
des zuſtändigen Landſchaftsrats und die Stellungnahme des Kreiskreditausſchuſſes 
beſtätigte Taxe der Reichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte vor, die danach das 
Gut erſtſtellig beliehen hatte. — Weitere Angaben können, da die bei der Umſchuldung 
ermittelten Verhältniſſe der Antragſteller der Offentlichkeit nicht bekanntgegeben werden 
dürfen, in dieſer Denkſchrift nicht gemacht werden. Sie ſtehen aber dem Provinzial: 
landtag für eine vertrauliche Verhandlung zur Verfügung. 

Es bleibt nun nur noch übrig, zu den Vorwürfen Stellung zu nehmen, die 
wegen der Bevorzugung des Großgrundbeſitzes und der Benachteiligung des klein— 
bäuerlichen Beſitzes erhoben worden ſind. Inſofern hier, was in manchem der Angriffe 
zum Ausdruck kommt, an eine abſichtliche Bevorzugung gedacht wird, kann eine ſolche 
Unterſtellung nicht entſchieden genug zurückgewieſen werden. Für eine bevorzugte 
Berückſichtigung von Antragſtellern ließ auch das vorgeſehene Verfahren überhaupt 
keinen Raum. Insbeſondere die Landesbank brachte die bei ihr eingehenden Anträge 
in der Reihenfolge ihres Eingangs bzw., wenn noch Feſtſtellungen nötig waren, nach 
ihrer Erledigung zur Vorlage bei dem provinziellen Kreditausſchuß. Daß dieſer keine 
Auswahl nach der Größe oder nach ähnlichen unſachlichen Geſichtspunkten traf, bedarf 
keiner Erwähnung. Das hätten auch wohl ſchon die Vertreter der Reichs- und Staats⸗ 
regierung nicht zugelaſſen, die ja jeder für ſich in der Lage waren, durch ihren Ein— 
ſpruch jede Bewilligung zu verhindern. Zutreffend iſt, daß der Großgrundbeſitz an 
der Umſchuldungsaktion der Anzahl der Betriebe nach bedeutend ſtärker teilhatte, als 
ſeinem Verhältnis zu dem Kleinbeſitz entſprach. Einen Vergleich kann man allerdings 
nur hinſichtlich der Zahl der Umſchuldungsfälle, nicht hinſichtlich der Höhe der 
Umſchuldungshypotheken ziehen. Alle diejenigen Vorwürfe, die auf der Höhe der 
dem Grundbeſitz gewährten Hypothekendarlehen fußen, gehen fehl, da ſie die auf der 
Hand liegende Tatſache nicht berückſichtigen, daß ein großer Betrieb eine entſprechend 
höhere Umſchuldungshypothek benötigt und erhalten kann, als ein kleinerer, eben weil 
er einen höheren Kapitalwert darſtellt. Auch bei der Zahl der Umſchuldungsfälle wird 
meiſtens überſehen, daß die durch den provinziellen Kreditausſchuß, die Provinzial: 
verwaltung und die Landesbank laufende hypothekariſche Umſchuldung nur einen 
Teil der Umſchuldungsaktion bildete, und daß daneben die Gewährung der Bauern— 
bezw. Kleinbauern- und Kleinpächterkredite zu erleichterten Bedingungen einherlief, 
die einen außerordentlich großen Umfang annahm. 

Die Kredite für Kleinbauern und Kleinpächter waren aus der Oſtpreußenhilfe des 
Jahres 1928 mit 6 Millionen Reichsmark dotiert. Als Kleinbauern galten Inhaber 
landwirtſchaftlicher Betriebe mit einem Reinertrage von nicht mehr als 10 Talern. Später 
wurde die Grenze auf 15 — 20 Taler erhöht. Entſprechendes galt für Kleinpächter. Die 
Bauernkredite beruhten auf dem Oſtpreußenhilfsgeſetz von 1929, in dem zum Zwecke der 
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Beſitzerhaltung von landwirtſchaftlichen Klein- und Mittelbetrieben 15 Millionen Reids- 
mark zur Verfügung geſtellt wurden. Hier bildete die Grenze ein Einheitswert von 
10 bzw. 15 000 %, wobei Betriebe mit einem Einheitswert zwiſchen 10—15 000 24 
erſt berückſichtige werden durften, nachdem für die Betriebe mit einem Einheits⸗ 
wert bis zu 10 000 2% die erforderlichen Darlehnsmittel ſichergeſtellt waren. Die 
Darlehen durften im Einzelfalle über den Betrag von 6000 24 und mit Zuſtimmung 
des Staatskommiſſars den Betrag von 10 000 .2% nicht hinausgehen; Pächter waren 
mit der Maßgabe eingeſchloſſen, daß der Einheitswert der gepachteten Grundſtücke 
auch 15 000 24 überſteigen durfte, wenn das Pächterinventar unter einem Werte 
von 20 000 42% blieb. Es handelte ſich alſo hier um zwei beſondere Aktionen für den 
kleinen Grundbeſitz mit zuſammen 21 Millionen Reichsmark. Bei beiden war aber 
Vorausſetzung, daß der landwirtſchaftliche Betrieb die weſentliche Grundlage der 
wirtſchaftlichen Exiſtenz ihrer Inhaber bildete. Auch das ijt von Bedeutung, wenn 
man die Zahl der an die verſchiedenen Größenklaſſen gefallenen Kredite miteinander 
vergleichen will; befinden ſich doch unter den rund 230000 landwirtſchaftlichen Betrieben 
in Oſtpreußen allein 130 000 unter 2 ha. Berüchſichtigt man dies und fügt man 
nun alle Teile zuſammen, ſo ergibt ſich ein ganz anderes Bild hinſichtlich der Beteiligung 
der einzelnen Größenklaſſen an der Umſchuldung. 

Wenn auch dann noch nicht nur der Grundbeſitz, ſondern auch der großbäuerliche 
Beſitz im Verhältnis überwiegt, ſo hat das ſeine beachtlichen Gründe. Infolge des von 
den maßgebenden Stellen propagierten Intenſivierungsprozeſſes hatte ſich, wie ſchon in 
dem Abſchnitt „Vorgeſchichte“ gezeigt worden iſt, der größere Beſitz ſtärker verſchuldet als 
der kleinere und bei der Verſchuldung jene zum Teil furchtbaren Kursverluſte erlitten, 
von denen oben die Rede geweſen iſt. Er war alſo überhaupt zunächſt ſanierungsbedürftiger. 
Wenn man allerdings aus dieſem Zuſtande, wie es z. B. die Preußenkaſſe getan 
hat, die Folgerung hat ziehen wollen, daß der Großbetrieb unwirtſchaftlicher und kriſen⸗ 
anfälliger fei, fo ijt dies offenſichtlich ein Fehlſchluß, denn dieſe — man kann beinahe 
ſagen — künſtliche Verſchuldung, mag ſie auch eine große Anzahl der einzelnen Betriebe 
ergriffen haben, hat mit der nur objektiv zu beurteilenden Rentabilitätsfrage an ſich 
noch nichts zu tun. Die größeren Beſitzer verfügten ferner über mehr Geſchäftserfahrung 
ſowie über feſte Bankverbindungen und waren daher in der Lage, ihre Anträge 
ſchneller vorzubereiten und einzureichen. Darum zeigt auch der Beginn der Aktion 
ein beſonders ſtarkes Vorherrſchen des größeren Beſitzes, wofür aber im ſpäteren 
Verlauf ein weitgehender Ausgleich geſchaffen wurde. Dieſer war bereits vor Ein— 
treffen des Staatskommiſſars, ſoweit überhaupt möglich, eingetreten. Wie ſehr 
der kleinere Beſitz damals ſchon hervortrat, ergibt ſich aus nachſtehender Überſicht 
über die Bewilligungen in den beiden letzten Sitzungen des provinziellen Kredit⸗ 
ausſchuſſes, die ohne den Staatskommiſſar abgehalten wurden. 
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Auch durch das Wirken des Staatskommiſſars hat eine ſtärkere Berückſichtigung 
der kleineren bäuerlichen Betriebe nicht mehr ſtattgefunden. Die graphiſche Darſtellung 
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>. im Statiſtiſchen Anhang zeigt dieſe Entwicklung deutlich. Nur die Zahl der Bauern: 


kredite hat etwas zugenommen, was aber lediglich damit zuſammenhängt, daß die Ver⸗ 
gebung der Bauernkredite nach dem Oſtpreußenhilfsgeſetz erſt im Winter 1929/30 in 
Gang kam. Ausſchlaggebend iſt die Tatſache, daß überhaupt kein Antragſteller, auch keiner, 
der dem Kleingrundbeſitz angehört, von der Umſchuldungsaktion ausgeſchloſſen worden 
iſt, ſofern nur ſonſt die Vorausſetzungen vorgelegen haben; denn es trat das 
ein, worauf gerade der Landeshauptmann immer vertraut hatte, daß genügend 
Mittel für die Befriedigung aller berechtigten Anträge zur Verfügung geſtellt wurden. 

Inzwiſchen hat, wie vielfach vorausgeſagt, die bäuerliche Verſchuldung leider 
mächtig aufgeholt. Sowohl nach der Vermögungsſteuerveranlagung wie nach den 
Ergebniſſen der landwirtſchaftlichen Buchführung iſt die Verſchuldung und damit 
auch die Zinſenlaſt der kleineren Betriebe in den letzten Jahren im Verhältnis ſtärker 
angewachſen als die der größeren. Einen Beweis hierfür bilden auch die folgenden 
von dem Kommiſſar für die Oſthilfe (Landſtelle Königsberg) in der Preſſekonferenz 
vom 1. Dezember 1930 angegebenen Zahlen der auf Grund der Notverordnung des 
Herrn Reichspräſidenten vom 26. Juli 1930 im Wege der Oſthilfe beantragten 
Umſchuldungskredite. Sie zeigen, daß an dieſer neuen Umſchuldungsaktion der 
kleinere Beſitz etwa zu 80 00 beteiligt iſt. 
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Größenklaſſe Zahl der Größe! in 
` in 
Einheitswert Betriebe | Morgen | Santer 26 
Einheitswert I, m. Umſchuldgs.⸗Bedarf bis 242000,- | 2239 | 78 686 2 765 
weniger als H „ v. Ze 2000 bis 20000,-- | 7724 724129 47065 
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Dasjelbe wie für die Verteilung der Umſchuldungskredite gilt für die Bei: 
hilfen aus dem Betriebserhaltungsfonds. Da dieſer im weſentlichen dazu diente, 
um die bei der Aufnahme von Realkredit in der Zeit der Inflation und kurz nach 
der Inflation aufgetretenen großen Kursverluſte zu entſchädigen und dieſe aus den 
oben angeführten Gründen hauptſächlich beim größeren Beſitz entſtanden waren, ſo 
mußte der Großbeſitz an dem Betriebserhaltungsfonds naturgemäß hervorragend 
beteiligt ſein. 

In der Methodik der Umſchuldung trat mit dem Amtsantritt des Gtaats- 
kommiſſars ebenfalls eine Anderung ein. Dem Staatskommiſſar war eine Anzahl 
neuer Sanierungsmöglichkeiten eröffnet. Er verfügte über einen beſonderen Betriebs- 
erhaltungsfonds, über einen Fonds zur Durchführung von Grundſtücks- und Kredit— 
regulierungen und zur Verhinderung von Niederbrüchen infolge von Haftungsver— 
pflichtungen, ferner über einen Fonds zur Durchführung von Anliegerſiedlungen ſowie 
über einen Fonds zur Erleichterung der Erwerbung von Betrieben, die in der Hand 
des bisherigen Beſitzers nicht mehr ſanierbar waren, durch geeignete Dritte. Nach 
ſeiner Dienſtanweiſung konnte der Staatskommiſſar unter Hinzuziehung der Beteiligten 
für die umzuſchuldenden Betriebe einen Sanierungsplan aufſtellen. Die von ihm 
ausgearbeiteten Sanierungspläne mußten in der Regel bei den Bewilligungen des 
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provinziellen Kreditausſchuſſes zu einem Beſtandteil der Umſchuldung gemacht werden. 
Als Sanierungsmaßnahmen kamen hauptſächlich Abverkauf und Gläubigerakkord in 
Betracht, die beide allerdings mit beſonders großem Zeitverlujt verbunden waren. 
Auch in den Umſchuldungsrichtlinien war als eine Aufgabe der örtlichen Kredit⸗ 
ausſchüſſe vorgeſehen: „Gegebenenfalls Verhandlung mit den Gläubigern über eine 
etwaige Herabſetzung ihrer Forderungen“. Ebenſo hatte der provinzielle Kreditausſchuß 
gelegentlich von ſich aus die Herbeiführung von Akkorden angeregt. Der Staats⸗ 
kommiſſar betrieb die Herbeiführung von Akkorden entſprechend ſeiner Dienſtanweiſung 
grundſätzlich. Es iſt durchaus zuzugeben, daß Akkorde oft zweckmäßig und 
berechtigt ſein können. Das Bedenkliche liegt hier weniger auf der Schuldner- als 
auf der Gläubigerſeite. Es macht natürlich einen Unterſchied aus, ob Perjonal- 
ſchulden, für die 12 oder mehr Prozente zu zahlen waren, herabgeſetzt werden 
ſollen, oder z. B. eine Kaufgelderreſtſchuld oder eine Aufwertungshypothek, die einem 
Rentner zuſteht. Auch die Sanierung durch Abverkauf etwa im Neuſiedlungs- oder 
Anliegerſiedlungsverfahren oder zur Aufforſtung kann ſich ſehr empfehlen. Bei manchen 
größeren Beſitzungen bilden abgelegene, ſchwer zu bewirtſchaftende oder auch wenig 
ertragreiche Gutsteile nur eine Laſt für das Grundſtück und ein Hindernis für eine 
rationelle Bewirtſchaftung. Andererſeits aber ſind jetzt die Erlöſe, die bei einem 
Abverkauf zu erzielen ſind, infolge der geſunkenen Grundſtückspreiſe und der Not⸗ 
wendigkeit, die Preiſe für die Siedlungsgrundſtücke wegen der ſchlechten Rentabilität 
im Intereſſe der Siedler niedrig zu halten, oft ſo gering, daß damit eine wirkſame 
Entſchuldung nicht herbeigeführt werden kann. Alles in allem iſt zu ſagen, daß beide 
Sanierungsmaßnahmen, ſowohl der Gläubigerakkord wie der Abverkauf, individuell 
gehandhabt, in vielen geeigneten Einzelfällen ſicher großen Nutzen bringen können, 
daß man ſie aber nicht zum allgemein gültigen Prinzip erheben darf. 

Der äußere Verlauf der Umſchuldung ſeit dem Eingreifen des Staatskommiſſars 
war folgender: 

Nachdem aus den vorher geſchilderten Gründen die Bewilligungstätigkeit des 
provinziellen Kreditausſchuſſes bis zum 7. Oktober geruht hatte, nahm ſie von da 
an einen außerordentlich ſchleppenden Gang. Unter die Zuſtändigkeit des Staats⸗ 
kommiſſars fielen zunächſt alle diejenigen Anträge, die innerhalb des letzten (3.) 
Vorſchuſſes des Reichs von 10 Millionen Reichsmark lagen. Über dieſe Anträge war 
in den beiden letzten Sitzungen des provinziellen Kreditausſchuſſes vom 20.21. März 
und 4. April 1929 entſchieden worden. Von dieſen Fällen wurden am 13. Mai 1929 
530 freigegeben, weitere 38 blieben unbeanſtandet, da die Landesbank die Bewilligungs⸗ 
ſchreiben, alſo die Kreditzuſagen, bereits abgeſandt hatte. Der Reſt der Anträge mit 
etwa 260 Stück galt als beanſtandet und wurde nochmals bearbeitet. Bei den neuen 
Fällen ſollte der Staatskommiſſar ſtets dann gutachtlich mitwirken, bei denen 
eine zweite Hypothek von über 10000 2% beantragt wurde. Ferner mußte ſeine 
Außerung bei allen Anträgen, mit denen eine Beihilfe aus dem Betriebserhaltungs- 
fonds erbeten wurde, eingeholt werden. Da die Landesbank von der letzten Sitzung 
bis Mitte Juli weitere 1425 Anträge bearbeitet hatte, die vor der Beſchlußfaſſung 
durch den provinziellen Kreditausſchuß erſt dem Staatskommiſſar vorgelegt werden 
mußten, lag für die neugeſchaffene Dienſtſtelle von vornherein ein außerordentlich 
großes Arbeitspenſum vor. Am 26. Juli 1929 gab der Staatskommiſſar von dem 
Reſt der bereits bewilligten und von den neu vorbereiteten Anträgen weitere 492 
frei. Die übrigen fanden ihre langſame Erledigung, als am 7. Oktober 1929 
die Sitzungen wieder aufgenommen wurden. Während bis zum 4. April 1929, alſo 
in 10 Monaten, 3 385 Anträge vom provinziellen Kreditausſchuß erledigt worden 
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waren, wurden von da an bis zum 31. Dezember 1930, alſo in 21 Monaten, und, 
wenn man vom 7. Oktober 1929 ab rechnet, in 15 Monaten 1385 Anträge ent: 
ſchieden. Die im Statiſtiſchen Anhang wiedergegebene Kurvenzeichnung verſinnbildlicht 
dieſe Vorgänge in eindringlicher Weiſe. Eine zahlenmäßige Überſicht iſt ebenfalls im 


e Statiſtiſchen Anhang gegeben. | 
OF oi, a W e e 
Si Stodungen im Zahlungsgeſchäft find nicht mehr eingetreten. | 

An der durch die Notverordnung des Herrn Reichspräſidenten zur Behebung E 


finanzieller, wirtſchaftlicher und ſozialer Notſtände vom 26. Juli 1930 (R. G. Bl. S. 311) 
eingeleiteten neuen Umſchuldungsaktion tft der Provinzialverband weder verwaltungs⸗ 
mäßig noch finanziell beteiligt. Sie liegt in den Händen des Kömmiſſars für die 
Oſthilfe (Landſtelle Königsberg). 


Die Treuhandſtelle. Bei dem Abſchluß der Auslandsanleihe hatten ſich das Reich, der Preußiſche 
Staat und die Provinz Oſtpreußen verpflichtet, der Landesbank gegenüber die Garantie 
für alle Ausfälle zu übernehmen. Zu dieſem Zwecke ſollten Reich, Staat und Provinz 
die „Treuhandſtelle für Umſchuldungskredite in der Provinz Oſtpreußen G. m. b. H.“ N 
errichten, welche es übernehmen ſollte, die Landesbank ſchadlos zu halten. Die hierfür 
benötigten Mittel ſollten von den drei Geſellſchaftern im Verhältnis 37,5 zu | 
375 zu 25 aufgebracht werden. Die Verhandlungen zur Errichtung der Treu: 
handſtelle zogen ſich jedoch bis zum Jahre 1930 hin. Insbeſondere bereitete die 
Frage der Geſchäftsführung der Treuhandſtelle Schwierigkeiten. Während in den 
anderen preußiſchen Provinzen, in denen eine Umſchuldungsaktion durchgeführt wurde, 
die Geſchäftsführung der Treuhandſtelle der Provinzialverwaltung oder dem Provingial- 
kreditinſtitut angliedert werden ſollte, wünſchten für die Provinz Oſtpreußen die 
Reichs⸗ und Staatsregierung, daß die Geſchäftsführung dem Staatskommiſſar über⸗ 
tragen würde. Die Provinzialverwaltung konnte keine zwingenden Gründe für dieſe 
abweichende Regelung erblicken. Reichs- und Staatsregierung waren der Auffaſſung, 
daß es verwaltungsmäßig richtig ſei, wenn der Staatskommiſſar die Treuhandſtelle 
leite, weil ſeine Aufgaben auf demſelben Gebiete lägen wie die mit der Umſchuldungs⸗ 
aktion verfolgten Ziele, und er ſich ohnehin ſchon eine aus landwirtſchaftlichen und 
anderen Sachverſtändigen beſtehende Organiſation ſchaffen müſſe, die für die Betriebs⸗ | 
kontrolle der umgeſchuldeten Betriebe herangezogen werden könne. Der Landeshauptmann | 
jedoch war der Meinung, daß die Landesbank, da jie die Umſchuldung durchgeführt 
habe und dadurch auch ſchon mit den Verhältniſſen der einzelnen Betriebe vertraut 
geworden ſei, die geeignete Stelle für die Geſchäftsführung ſei, und daß ſie infolge 
ihrer engen Verbundenheit mit dem wirtſchaftlichen Leben der Provinz und unter | 
Benutzung der ihr ſchon zur Verfügung jtehenden Organiſation die Geſchäfte auch | 
gut und ſachgemäß führen und insbeſondere auch die benötigte Kontrolle angemeſſen | 
und wohl nod) billiger als der Staatskommiſſar ausüben könne. Die Provinz fügte | 
lid) jedoch ſchließlich dem Wunſche von Reich und Staat. Ausſchlaggebend war dabei, 
daß Reich und Staat die an der Umſchuldungsaktion finanziell Hauptbeteiligten waren. 
Bei den Verhandlungen kam es jedoch noch zu einer weiteren Meinungsverſchieden— 
heit. Der Staatskommiſſar hielt eine allgemeine Übertragung des der Landesbank | 
auf Grund der Schuldurkunde den Schuldnern gegenüber zuſtehenden Auskunfts- 
und Prüfungsrechts auf die Treuhandſtelle für unbedingt notwendig und beabſichtigte, 
zunächſt einmal generell alle Betriebe von 100 ha Größe an aufwärts daraufhin 
durchzuprüfen, ob die Erfüllung der den Darlehnsnehmern obliegenden Zahlungs- 
verpflichtungen gefährdet ſei. Falls auf Grund des Prüfungsergebniſſes eine ſolche 
Gefährdung angenommen würde, ſollten die betreffenden Betriebe unter laufender 
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Kontrolle gehalten werden. Es handelt fid) dabei um folgende Beſtimmungen ber 
Schuldurkunde: 

1. „Die Verpflichtung des Darlehnsnehmers, jede von der Darlehnsgeberin — 
der Landesbank — oder ihren Beauftragten gewünſchte Auskunft über ſeine 
perſönlichen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe jederzeit unter Offenlegung aller 

- Unterlagen zu erteilen; 

2. die Berechtigung der Landesbank, die Betriebsführung des Darlehnsnehmers 
durch ein oder mehrere von ihr zu beſtellende Sachverſtändige prüfen zu 
laſſen, falls nach ihrer Anſicht die Erfüllung der dem Darlehnsnehmer aus 
dem Darlehnsvertrag obliegenden Zahlungsverpflichtungen gefährdet iſt, wobei 
die hierdurch entſtehenden beſonderen Koſten dem Darlehnsnehmer zur Laſt 
fallen.“ 

Der Landeshauptmann konnte ſich im Einvernehmen mit der Landesbank mit 
den Vorſchlägen des Staatskommiſſars nicht einverſtanden erklären. Nach ſeiner Auf⸗ 
faſſung gab die Verpflichtung des Darlehnsnehmers zur Auskunfterteilung über 
ſeine perſönlichen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe ohne Vorliegen von Gefährdungs⸗ 
momenten noch keine tragfähige rechtliche Grundlage für eine derartige Durchprüfung 
der Betriebe. Selbſt wenn man ſie aber für zuläſſig erachten wollte, ſo war es 
weiter fraglich, ob das zwiſchen der Landesbank und den Schuldnern beſtehende 
Rechtsverhältnis es zuließ, daß die Landesbank einer dritten Stelle die Möglich⸗ 
keit einer zunächſt noch nicht begründeten Durchprüfung der Betriebe bis in alle 
Einzelheiten durch die Übertragung eines nach der Schuldurkunde nur ihr zuſtehenden 
Rechtes gab. Jedenfalls würde ſich die Landesbank, wenn ſie dies getan hätte, 
ſchweren Vorwürfen der Darlehnsnehmer ausgeſetzt haben. Aber auch hierüber kam 
eine Einigung zuſtande. Die Reichs- und Staatsregierung beſtanden damals nicht auf 
der generellen Prüfung der umgeſchuldeten Betriebe durch die Treuhandftelle, ſondern 
begnügten ſich damit, daß die Landesbank die Treuhandſtelle beauftragte, diejenige 
Prüfung der Betriebsführung vorzunehmen, die für den oben unter 2) bezeichneten 
Fall — Gefährdung der Erfüllung von Zahlungsverpflichtungen — vorgeſehen iſt. 
Als gefährdet gelten Zahlungsverpflichtungen, wenn der Darlehnsnehmer mit ſeinen 
Zahlungen in Rückstand kommt, oder wenn objektive Anzeichen der Gefährung (3. B. 
Aufnahme neuer Schulden in erheblichem Umfange, Einleitung von Zwangsmaßnahmen 
von dritter Seite, Devaltierung uſw.) bekannt werden. Im Falle der Meinungs- 
verſchiedenheit zwiſchen Landesbank und Treuhandſtelle entſcheidet die Geſellſchafter⸗ 
verſemmlung der Treuhandſtelle. — Der Provinzialausſchuß billigte das Verhalten des 
Landeshauptmanns und der Landesbank und genehmigte die Regelung durch Beſchluß 
vom 31. 8. 1929. 


Am 23. Januar 1930 erfolgte ſchließlich vor dem Amtsgericht in Königsberg 
die Gründung der „Treuhandſtelle für Umſchuldungskredite in der Provinz Oſt⸗ 
preußen G. m. b. H.“ mit einem Geſellſchafterkapital von 20 000 Al, ſowie die Ein- 
tragung in das Handelsregiſter. Geſellſchafter ſind das Reich, der Preußische Staat 
und der Provinzialverband im Verhältnis ihrer Garantieleiſtung. Gegenſtand des 
Unternehmens der Treuhandſtelle ijt nach SS 3 und 4 des Geſellſchaftsvertrages: 


FS: 

1. Die Gewährung von Umſchuldungskrediten, die die Landesbank der Provinz 
Oſtpreußen gemäß den Richtlinien für die Hilfsmaßnahmen des Reichs für 
Umſchuldungskredite vom 3. Mai 1928 ausgibt, dadurch zu erleichtern, daß 
die Geſellſchaft 


a) falls Kredite notleidend werden, der Landesbank nach näherer Maßgabe 
des § 4 Hilfe leiſtet und erforderlichenfalls Grundſtücke in der Zwangs⸗ 
verſteigerung erwirbt, 

b) eine Überwachung der Betriebsführung der beliehenen Betriebe, ſoweit 
ſie ihr von der Landesbank übertragen wird, vornimmt, 

c) zur Abwendung oder Verringerung von Ausfällen etwa hierfür ver⸗ 
fügbare Fonds einſetzt. 


hinſichtlich der aus der Oſtpreußenhilfe 1927/28 gewährten zweitſtelligen 


Hypothekar⸗ und Pächterkredite 

a) die aus einer gemeinſamen Beteiligung am Riſiko ſich ergebenden In⸗ 
tereſſen der Geſellſchafter wahrzunehmen, insbeſondere 

b) erforderlichenfalls Grundſtücke in der Zwangsverſteigerung zu erwerben, 

c) eine Überwachung der Betriebsführung der beliehenen Betriebe, ſoweit 
ſie der Geſellſchaft übertragen wird, vorzunehmen, 

d) zur Abwendung oder Verringerung von Ausfällen etwa hierfür ver: 
fügbare Fonds einzuſetzen. 


hinſichtlich ſonſtiger landwirtſchaftlicher Kredite, für die dies durch ein- 


ſtimmigen Beſchluß der Geſellſchafter beſtimmt wird, die in Ziffer 2 be: 
zeichneten Aufgaben wahrzunehmen. 


§ 4. 


In Verfolg des in § 3 Nr. 1 bezeichneten Zwecks ijt es namentlich Aufgabe 
der Geſellſchaft: 


1. 


Soweit Schuldner mit Zinſen, Tilgungsbetrágen oder Abzahlungsraten für 

die von der Landesbank ausgegebenen Darlehen in Verzug geraten und 

die Landesbank ſich wegen ihres Ausfalls an die Geſellſchaft wendet, 

a) entweder die Landesbank wegen ihrer fälligen Anſprüche gegen Ab: 
tretung dieſer Forderungen zu befriedigen, 

b) oder der Landesbank anheimzuſtellen, die Zwangsvollſtreckung zu betreiben, 


für den Fall, daß gemäß § 4 Ziffer 1b die Zwangsvollſtreckung betrieben 


wird, zinsloſe Vorſchüſſe in Höhe der fälligen Beträge bis zur Durchführung 
des Zwangsvollſtreckungsverfahrens zu gewähren, 


. für den Fall der Einleitung des Zwangsverſteigerungsverfahrens gemäß 


§ 4 Ziffer 1b geeignetenfalls in der Zwangsverſteigerung mitzubieten und 
das Grundſtück des Schuldners im Zwangsverſteigerungsverfahren zu 
erwerben, 


. foweit infolge des Zwangsvollſtreckungsverfahrens ($ 4 Ziffer 1 b) Verluſte 


entſtehen, die Landesbank für Ausfälle an Kapital, rückſtändige Zinſen und 
Koſten ſchadlos zu halten, 


. für die Einziehung der gemäß S 4 Ziffer 1 abgetretenen Forderungen 


bemüht zu ſein, 


. für die beſtmögliche Verwertung der gemäß § 4 Ziffer 3 etwa erſtandenen 


Grundſtücke bemüht zu ſein, 


die nötigen Schritte zu tun, um ſich die zur Erfüllung der vorbezeichneten 


Aufgaben nötigen Mittel von dem Reiche, dem Lande Preußen und dem 
Provinzialoerbande der Provinz Oſtpreußen zu beſchaffen.“ 


Die Treuhandſtelle nahm am 1. März 1930 ihre Tätigkeit auf und teilte dies 


am 13. 


März dem Landeshauptmann mit. Die Geſchäftsleitung verfuhr außer⸗ 


ordentlich ſelbſtändig. Der Geſellſchafterverſammlung wurde praktiſch nur ein geringer 


45 


Einfluß gelajjen. Erſtmalig wurden die Geſellſchafter zum 28. Juli 1930 zu einer 
Geſellſchafterverſammlung mit der Tagesordnung 
1. Feſtſtellung der Jahresbilanz, 
2. Entlaſtung der Geſchäftsführer 
geladen. Die Ladung enthielt den Hinweis, daß es einer Abhaltung der Gejell- 
ſchafterverſammlung nicht bedürfe, wenn ſämtliche Geſellſchafter durch ſchriftliche Er— 
klärung die Bilanz vom 31. März 1930 in der vorgelegten Form genehmigten und 
den Geſchäftsführern die nach dem Geſetz erforderliche Entlaſtung erteilten. Mit 
Rückſicht auf dieſe beſchränkte Tagesordnung wurde von einer Abhaltung der Ge— 
ſellſchafterverſammlung abgeſehen, jedoch von ſeiten der Provinzialverwaltung in einem 
Schreiben vom 26. Juni — Nr. VII 3269 — u. a. folgendes zum Ausdruck gebracht: 
„Mit Rückſicht auf die kurze Tätigkeit der Treuhandſtelle während des erſten 
Geſchäftsjahres bin ich damit einverſtanden, daß dieſes Mal eine Geſell⸗ 
ſchafterverſammlung ausnahmsweiſe nicht ſtattfindet. Ich halte aber die 
Abhaltung von Geſellſchafterverſammlungen grundſätzlich für erforderlich. 
Einladungen und Angabe des Zwecks der Verſammlungen werden 
in Zukunft entſprechend der Beſtimmung des S 51 des Reichsgeſetzes 
betr. die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung mit einer Friſt von mindeſtens 
einer Woche vorzunehmen ſein.“ 

Trotzdem erfolgte die nächſte Einladung zu einer Geſellſchafterverſammlung erſt 
mit Schreiben vom 29. Auguſt zum 1. September 1930. Als einziger Punkt ſtand 
auf der Tagesordnung: 

„Beſchlußfaſſung über Beſtellung eines Prokuriſten.“ 

Dieſe Geſellſchafterverſammlung wurde erforderlich, weil plötzlich die bisherigen 
jtellvertretenden beiden Geſchäftsführer zu den neu gegründeten Landſtellen in andere 
Provinzen verſetzt worden waren. 

Es haben dann noch drei weitere Geſellſchafteroerſammlungen ſtattgefunden. 
In derjenigen vom 30. September 1930 wurden bereits die Geſchäfte von dem bis- 
herigen Geſchäftsführer, dem Staatskommiſſar Roenneburg, der nach Berlin berufen 
wurde, auf den nunmehr zum Staatskommiſſar beſtellten Miniſterialrat Muſſehl, 
den Kommiſſar für die Oſthilfe (Landſtelle Königsberg), übergeleitet. 

Der Landeshauptmann als Vertreter der Provinzialverwaltung in der Treu— 
handſtelle mußte ſich mehrfach darüber beklagen, daß wichtige, grundſätzliche Ent— 
ſcheidungen ohne Befragen der Geſellſchafterverſammlung und ohne Fühlungnahme 
mit der Provinzialoerwaltung getroffen wurden. Schwierigkeiten mit der Treuhand- 
ſtelle entſtanden hinſichtlich des Beſtehenlaſſens von Umſchuldungshypotheken oder 
eines Teiles derſelben nach erfolgtem Beſitzwechſel, hinſichtlich von Zinsſtundungen 
und der Erhebung von Verzugszinſen uſw. Sie haben ihren Grund meiſtens darin, 
daß die Treuhandſtelle die „materielle Hypotheken verwaltung“, wie fie es nennt, 
an ſich ziehen möchte. In dieſer Verbindung ijt auch von ihr das allgemeine Prüfungs⸗ 
recht für umgeſchuldete Betriebe erneut beanſprucht worden. Hinſichtlich der materiellen 
Hypothekenverwaltung und des Prüfungsrechts hat die Landesbank aber nicht nach— 
geben können. Im übrigen hat ſich in allen Einzelfällen, von zwei Ausnahmen 
abgeſehen, mit Miniſterialrat Muſſehl ein Einvernehmen erzielen laſſen. Bei den 
beiden Ausnahmen handelt es ſich darum, ob Neuerwerberkredite den Reſtbeträgen 
von Umſchuldungshypotheken im Range vorgehen follen, und um die Hereinholung 
von Rückbürgſchaften für die vom Reich und Staat garantierten Anteile an den 
Ausfällen. Da der letztere Punkt nicht nur für den Provinzialverband, ſondern auch 
für die oſtpreußiſche Wirtſchaft Bedeutung hat, iſt ein Schreiben des Landeshauptmanns 
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an die Reichs⸗ und Staatsregierung, in dem der Standpunkt der Provinzialverwaltung 
vertreten wird, als Beilage beigefügt. Eine Entſcheidung über dieſe Fragen iſt noch 
nicht getroffen. 


Zum Schluß ſei noch kurz auf die allgemein intereſſierende Praxis der Treu- 
handſtelle bei Zwangsverſteigerungen der umgeſchuldeten Betriebe eingegangen. An 
ſich iſt vereinbart, daß die Treuhandſtelle Güter nur erwerben darf, wenn alle 
Geſellſchafter zuſtimmen. Da damit gewiſſe Unzuträglichkeiten verbunden ſein können, 
wenn eilige Entſchlüſſe gefaßt werden müſſen, ſo hat ſich die Provinzialverwaltung 


unter Aufrechterhaltung des Grundſatzes damit einverſtanden erklärt, daß die bevor⸗ 


ſtehenden Zwangsverſteigerungen in Beſprechungen, die etwa alle zwei Wochen 
ſtattfinden, erörtert und auf die Notwendigkeit des Mitbietens der Treuhandſtelle hin 
geprüft werden, wobei dann der Treuhandſtelle im übrigen eine gewiſſe Bewegungs- 
freiheit belaſſen wird. Der Erwerb eines Gutes in der Zwangsverſteigerung durch 
die Treuhandſtelle wird dann vorgenommen, wenn es möglich iſt, das Gut an einen 
ſicheren Käufer weiter zu veräußern oder aufzuteilen und zu ſiedeln, und wenn 
dabei die gänzliche oder wenigſtens teilweiſe Rettung der Umſchuldungshypothek zu 
erwarten ſteht. Nach den Akten der Provinzialverwaltung hat die Treuhandſtelle 
bisher 24 Güter mit 23 662 Morgen angekauft und davon 9 mit 10423 Morgen 
weiterveräußert. 

Wenn man die Ergebniſſe der Umſchuldungsaktion zahlenmäßig zuſammenfaſſen 
und feſthalten will, ſo iſt folgendes zu ſagen: 

Von Anfang der Sitzungstätigkeit an bis zum 31. Dezember 1930 — dem 
Stichtag der letzten ſtatiſtiſchen Zuſammenſtellung — d. h. alſo in rund 2 ½ Jahren, 
hat der provinzielle Kreditausſchuß über 4 534 Anträge auf Umſchuldungshypotheken 
entſchieden. Er hat 4 208 Bewilligungen und 326 Ablehnungen ausgeſprochen. Die 
Bewilligungen umfaſſen eine Summe von 90 737 900.24. Davon find 3 924 Fälle 
mit 85 456 200 24 zur Auszahlung gebracht (die Summen ſtellen die Geſamtſumme 
der Hypothekennominalbeträge, alſo ohne Abzug des vom Schuldner zu tragenden 
Kursverluſtes von 7,200 dar). Einſchließlich der bereits von der Landesbank als 
nicht den Vorausſetzungen entſprechend oder aus anderen Gründen zurückgewieſenen 
Anträge, die alſo beim Kreditausſchuß nicht mehr zur Vorlage gebracht wurden, 
beläuft ſich die Zahl der Abweiſungen auf 1501 mit einer Kreditſumme von 
30 248 661 24, d. h. 35,67% der bewilligten Anträge und 33,30 der bewilligten 
Geſamtſumme. Die Geſamtzahl der Anträge belief ſich alſo auf 4208 + 1501 =: 5709 
mit einer Kreditſumme von 90 737 900 + 30 248 661 — 120 986 561 24%. Hierin iſt 


die Zahl der bereits von den Kreiskreditausſchüſſen abgelehnten Anträge, die der 


Provinzialverwaltung unbekannt geblieben iſt, noch nicht enthalten. 192 Anträge 
mit einer Kreditſumme von 4 260 700 2% waren am 31. Dezember 1930 noch in 
Bearbeitung bezw. noch nicht dem Kreditausſchuß vorgelegt. 

Aus dem Betriebserhaltungsfonds waren bis zum 31. Dezember 1930 in 
1269 Fällen 10 104 476,90 24 bewilligt und davon in 1198 Fällen 9 745 475,90 2% 
ausgezahlt. Von den Bewilligungen kamen auf Sonderfälle 34 mit 521 622 24, 
darunter 10 Beihilfen mit 153 133 24 an Rentengutsbeſitzer für erlittene Zinsſchäden 
(vgl. Abſchnitt „Betriebserhaltungsfonds“). Abgelehnt worden find vom provinziellen 
Kreditausſchuß 491 Anträge. 


Die Zahl der wegen Fehlens der Vorausſetzungen oder aus ſonſtigen Gründen 
nicht erſt dem Kreditausſchuß vorgelegten Anträge kann nicht genau angegeben werden, 
iſt aber außerordentlich hoch. 
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Der Statiſtiſche Anhang Nr. Via —f enthält folgende Überſichten: 


eine vierteljährliche Überſicht über den jeweiligen Stand der Umſchuldung 

und des Betriebserhaltungsfonds; 

eine Geſamtüberſicht über die ausgegebenen Umſchuldungskredite zuſammen 

mit den Pächterkrediten und den Kleinbauern-, Bauern- und Klein⸗ 

pächterkrediten; 

c) eine Überſicht über die Verteilung der Kredite nach Betriebsgrößenklaſſen; 

d) eine Überſicht über die Beihilfen aus dem Betriebserhaltungsfonds nach 
Betriebsgrößenklaſſen; 

e) eine Überſicht über die ausgezahlten Kredite und Beihilfen nach Zahlungs- 
empfängern; 

f) eine Überſicht über die Verteilung der Umſchuldungshypotheken und der 

Beihilfen aus dem Betriebserhaltungsfonds auf die einzelnen Regierungs- 

bezirke und Kreiſe. 


In der Überſicht zu k ſind bei den Umſchuldungshypotheken unter „Beantragt“ 
auch alle diejenigen Fälle aufgeführt, die bereits durch Bewilligung erledigt ſind, 
dagegen ſind die abgelehnten oder ſonſt zurückgewieſenen Anträge abgeſetzt. Bei der 
Überſicht zu a ſind in der Rubrik „in Bearbeitung“ nur diejenigen Anträge auf⸗ 
gezählt, die ſich zum angegebenen Termin tatſächlich noch in Bearbeitung befanden. In 
der letztgenannten Überſicht bedarf auch die Zahl der bewilligten Anträge hinſichtlich 
des Abſinkens in der Zeit vom 30. 6. 1929 einer Erläuterung. Das Abſinken iſt 
dadurch entſtanden, daß, wie oben erwähnt, der Staatskommiſſar die Befugnis ein⸗ 
geräumt erhalten hatte, die in den letzten Sitzungen vor ſeiner Beſtellung ausgeſprochenen 
Bewilligungen noch einmal zu überprüfen. Dieſe Prüfung führte zu einer Bean⸗ 
ſtandung und Aufhebung der Bewilligungen in einer Anzahl von Fällen. Die 
fraglichen Anträge ſind dann ſpäter nach Betriebsbeſichtigung durch den Staatskommiſſar 
nochmals dem provinziellen Kreditausſchuß zur Entſcheidung vorgelegt worden. Bei 
der Differenz zwiſchen den bewilligten und ausgezahlten Beihilfen iſt, abgeſehen von 
den eingehend beſprochenen Stockungen im Auszahlungsgeſchäft, zu bedenken, daß die 
vor der Auszahlung zu erfüllenden Bedingungen und die grundbuchliche Regelung 
teilweiſe recht lange Zeit in Anſpruch nahmen. 


Eine Überſicht über die Zinsrückſtände nach dem Stande vom 31. Oktober 1930, 
31. Dezember 1930 und 15. Februar 1931 ergibt folgende Aufſtellung: 


a 


— 


b 


— 


Stand vom 31. 10. 30. 


Geſamtzinsſoll: 
per 10. 4. 1929 24 1120 041,99 
„ 10. 10. 1929 „ 1 875 728,10 
„ 10. 4. 1930 „ 2364 230,15 
„ 10. 10. 1930 „ 2604 001,10 


FM 7 964 001,34 


Geſamtrückſtand: 
per 10. 4. 1929 %% 39 785,58 ( 3,5% — 25 Darlehns nehmer) 
„0 1929 „ 172 634,27 ( 90% — 94 > ) 
„ 10. 4. 1930 „ 364 998,81 (15,40 — 243 e ) 
„ 10. 10. 1930 „ 1197526,94 (46,0 % — 1235 A ) 


RM 1774 945,60 (22,3 Yo — 1235 Darlehnsnehmer) 


Stand vom 31. 12. 30. 


Geſamtzinsſoll: 
per 10. 4. 1929 #4 1 120 041,99 
„ 10. 10. 1929 „ 1875 728,10 
„ 10. 4. 1930 „ 2364 230,15 
„ 10. 10. 1930 „ 2604 001,10 


RIE 7954 001,34 


Geſamtrückſtand: 
per 10. 4. 1929 24 37 917,45 (3,4% — 21 Darlehnsnehmer) 
„ 10 10. 10 0 „ 156 454,86 (8,3 0 — 78 i ) 
„ 10. 4. 1930 „ 320 260,74 (13,5 % — 193 H ) 
„ 10. 10. 1930 „ 685 430,73 (26,3 % — 596 7 ) 
RV 1 200 063,78 (15,1 % — 596 Darlehnsnehmer) 


Stand vom 15. 2. 31. 


Geſamtzinsſoll: 
per 10. 4. 1929 % 1 120 041,99 
„ 10. 10 „ 180725310 
„ 10. 4.1930 , 2364 230,15 
„ 10. 10. 1930 „ 2604 001,10 


RIE 7 964 001,34 


Geſamtrückſtand: 
per 10. 4. 1929 2% 37 917,45 (3,4% — 21 Darlehnsnehmer) 
„ 10. 10. 1929 , 153 061,86 ( 82% — 76 7 ) 
„ 10. 4.1930 „ 303 368,47 (12,8% — 178 > ) 
„ 10. 4980 „ _ 611 847,62 (23,5 Yo — 488 a ) 


RM 1106 195,40 (13,9 % — 488 Darlehnsnehmer) 


Der Geſamtrückſtand läßt noch keinen Rückſchluß auf ſpätere Verluſte zu. 
Ausdrückliche Zinsſtundungen werden nicht ausgeſprochen. Unter den Binsriid- 
ſtänden befinden ſich daher auch alle diejenigen, bei denen nach Prüfung der Betriebe 
unter beſtimmten Bedingungen für die Zahlung der rückſtändigen Zinſen von 
Zwangsmaßnahmen abgeſehen werden konnte. Das war am 15. 2. bei 371 Dar⸗ 
lehnsnehmern mit 454 874,55 24 der Fall, während bei 117 Darlehnsnehmern 
mit 651 320,85 24 Zwangsmaßnahmen beabſichtigt oder ergriffen waren. Ein 
Vergleich der drei Aufſtellungen ergibt auch, daß auf die Rückſtände dauernd 
Zahlungen eingehen. So iſt der Rückſtand vom 31. Dezember bis zum 15. Februar, 
alſo in 6 Wochen, noch von 1200000 auf rund 1106000, d. h. um rund 
94000 , geſunken. — Die endgültig ausgefallenen Zinsbeträge find in der vor⸗ 
ſtehenden Aufſtellung bereits abgeſetzt. 

Zwangsverwaltungen mußten im Laufe der Zeit in 152 Fällen eingeleitet werden, 
die Umſchuldungshypotheken im Geſamtbetrage von 9 127 000 2% (Nominalbeträge) 
umfaßten. Davon laufen noch 63 Fälle mit 2836000 24. Zwangsverſteigerungen 
wurden in 122 Fällen vorgenommen. Sie umfaßten 25 698 ha mit 7 250 000 24 
Umſchuldungshypotheken. Dabei find endgültige Ausfälle an Hypothekenkapital 
(Nominalbeträge) in Höhe von 1477 952 und an Zinſen in Höhe von 126 159 LA 
entſtanden. Davon trägt die Provinz 25 Oo, d. h. 369 488 31 539,96 = 401 027,96 
Reichsmark. Dies ſind aber nur die Ausfälle an Kapital und Zinſen, über die 
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bereits abgerechnet werden konnte. Die Landesbank ſchätzt, daß daneben bei den bis- 
herigen Zwangsverſteigerungen noch weitere Ausfälle in Höhe von etwa 3250000 24 
eingetreten find. Der Anteil der Provinz daran würde etwas über 800 000 .24 betragen. 
Dieſer Betrag wird ſich allerdings noch dadurch vermindern, daß bei der Weiter— 
veräußerung der von der Treuhandſtelle erſteigerten Grundſtücke ein Teil der zunächſt 
ausgefallenen Umſchuldungshypotheken noch zu retten fein wird. Belaſtet wird die 
Provinz von der Treuhandſtelle weiter noch mit den anteilsmäßigen Koſten der Zwangs⸗ 
verwaltungen und Zwangsverſteigerungen ſowie des Erwerbs und der Verwaltung 
erſteigerter Grundſtücke, das waren am 31.12.1930 24% 117.353,02 2% 125 969,57. 
Auch hier wird bei der ſpäteren Verwertung der Grundſtücke in gewiſſem Umfange 
noch ein Erſatz zu erzielen ſein. Bei den bereits endgültigen Ausfällen von 405 056,21 
Reichsmark iſt die Provinz durch Rückbürgſchaften gedeckt mit 319 344,63 SM, 
Jo daß zunächſt nur 81 683,33 2% zu eigenen Laſten verbleiben. Auf die 319344,63.2% 
haben die Rückbürgen aber bisher nur 71 592,88 24 gezahlt. Wie weit es gelingen 
wird, die verbürgten Beträge noch hereinzubekommen, läßt ſich nicht ſagen, ebenſowenig, 
welche Ausfälle noch hinzukommen werden. Beides iſt hauptſächlich von der Ent⸗ 
wicklung der oſtpreußiſchen Wirtſchaftslage abhängig. Von den ausgezahlten Krediten 
in Höhe von 85,4 Millionen Reichsmark entfallen auf die Garantie der Provinz 
21,1 Millionen Reichsmark, wovon 16,3 Millionen Reichsmark durch Rückbürgſchaften 
gedeckt und 4,8 Millionen Reichsmark ungedeckt ſind. Alles in allem wird die Provinz 
damit rechnen müſſen, daß zur Erfüllung ihrer Garantieverpflichtung recht hohe 
Summen benötigt werden. Der Provinziallandtag hat daher bereits am 24. März 1930 
folgenden Beſchluß gefaßt: 
„Der Provinziallandtag ſieht ſich angeſichts der bekannten Finanzlage der 
Provinz außerſtande, zur Erfüllung der dem Provinzialverbande aus der 
Oſtpreußenhilfe etwa erwachſenden Bürgſchaftsverpflichtungen Mittel bereit⸗ 
zuſtellen. Er bittet die Reichs⸗ und Staatsregierung, dem Provinzialverbande 
Oſtpreußen zur Erfüllung dieſer Verpflichtungen Vorſchüſſe zur Verfügung 
zu ſtellen, welche auf den Fonds verrechnet werden, der dem Provinzial⸗ 
verband infolge der durch Reich und Staat bewirkten Tilgung der Anleihen, 
aus denen Hypotheken im Rahmen der Oſtpreußenhilfe ausgegeben ſind, 
zuwächſt.“ 


Zur Begründung dieſer Bitte hat der Landeshauptmann in der Eingabe, 
mit der er den Beſchluß des Provinziallandtages weitergab, ausgeführt: 
„Als im Jahre 1928 von Reich und Staat die Hilfsaktion für die oſt⸗ 
preußiſche Landwirtſchaft eingeleitet und der Provinzialverband veranlaßt 
wurde, eine 25 0% ige Bürgſchaft für etwaige Ausfälle an Kapital und 
Zinſen der den Landwirten zu gewährenden II. Hypotheken zu übernehmen, 
waren ſich ſämtliche an den Beratungen beteiligten Kreiſe darüber einig, 
daß mit einer Umſchuldung der kurzfriſtigen Wirtſchaftsſchulden allein der 
Landwirtſchaft nicht geholfen werden könne, daß vielmehr unverzüglich neben 
der Umſchuldung eine allgemeine Laſtenſenkung und Preisregulierung der 
landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe erfolgen müſſe, durch welche die Landwirt⸗ 
ſchaft wieder rentabel gemacht werden ſollte. Bisher iſt jedoch die Renta⸗ 
bilität der Landwirtſchaft nicht wieder hergeſtellt worden. Im Gegenteil 
haben ſich die Verhältniſſe noch ganz bedeutend verſchlechtert. Die Bürg⸗ 
ſchaft des Provinzialverbandes iſt tatſächlich unter einer Vorausſetzung ein⸗ 
gegangen, die ſich nicht erfüllt hat. Hätte der Provinziallandtag im 
Jahre 1928 es vorausſehen können, daß ſich die Lage der oſtpreußiſchen 
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Landwirtſchaft derart kataſtrophal entwickeln würde, wie ſie ſich tatſächlich 
geſtaltet hat, und daß Ausfälle in dieſem Ausmaße entſtehen würden, hätte 
er die Verantwortung für einen derartigen Beſchluß nicht übernehmen 
können. Die Übernahme wäre ihm dann wohl auch niemals zugemutet 
worden. 

Dem Provinzialverbande iſt es nicht möglich, die Ausfälle aus eigenen 
Mitteln zu decken. Bei der bekannten ſchwierigen Wirtſchaftslage der 
Provinz iſt eine weitere Belaſtung der Kreiſe durch Erhöhung der Pro— 
vinzialſteuern nicht angängig. Auch die Aufnahme einer Anleihe zu an⸗ 
nehmbaren Bedingungen iſt bei der zeitigen wirtſchaftlichen und politiſchen 
Lage der Provinz nicht möglich, die Verzinſung und Tilgung einer ſolchen 
Anleihe ausgeſchloſſen. Auch die Heranziehung der Rückbürgen wird in 
zahlreichen Fällen nicht angängig ſein, da es ſich neben Sparkaſſen haupt⸗ 
ſächlich um Genoſſenſchaften, Getreidekommiſſionäre, Kaufleute und Privat⸗ 
perſonen handelt, die oft für mehrere Umzuſchuldende Rückbürgſchaften über⸗ 
nommen haben und deren Inanſpruchnahme, ſoweit ſie überhaupt möglich 
ijt, bei zweifelhaftem Erfolg in vielen Fällen ihren wirtſchaftlichen Ruin 
bedeuten würde, wodurch dann immer weitere Kreiſe in Mitleidenſchaft 
gezogen werden würden.“ 


Eine Entſcheidung über dieſen Antrag iſt bisher noch nicht getroffen worden. 
Inzwiſchen hat der Verband der landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften — Raiffeiſen — 
an die Landesbank unter dem 29. November 1930 folgendes Schreiben gerichtet: 


„Die Maſuriſche landwirtſchaftliche Genoſſenſchaft Johannisburg ſendet uns 
Ihr Schreiben vom 22. d. Mts., durch das Sie die Genoſſenſchaft wegen 
der Bürgſchaft aus der zweiten Hypothek Froſt —Immenhagen in Anſpruch 
nehmen. Wir teilen Ihnen dazu mit, daß wir bei der Oſtſtelle der Reichs⸗ 
kanzlei einen ganz generellen Antrag geſtellt haben, die Genoſſenſchaften aus 
der Bürgſchaft für die zweite Hypothek zu entlaſſen. Wir haben dieſen Antrag 
damit begründet, daß wir erklärt haben, daß nach dem Willen der Kontrahenten 
bei der Umſchuldung für die zweite Hypothek die Bürgſchaft niemals den Sinn 
haben konnte und haben kann, daß die Bürgen für eine Verſchlechterung 
der Wirtſchaftslage verantwortlich gemacht werden können. Der Sinn der 
Bürgſchaft konnte vielmehr nur der ſein, den Bürgen zu veranlaſſen, im 
Einzelfall auf eine ordnungsmäßige Wirtſchaftsführung zu achten, d. h. alſo, 
den einzelnen Landwirt bei der Wirtſchaftsführung zu überwachen. Der 
Sinn konnte aber niemals der ſein, das Riſiko der weiter abgleitenden 
Wirtſchaftslage dem Bürgen aufzulegen; dies um ſo weniger, als ja der aus⸗ 
geſprochene Zweck der erſten Oſtpreußenaktion der war, die Brücke zu ſchlagen 
bis zum Augenblick, wo die Wirtſchaften wieder rentabel würden. Nur unter 
dieſer Vorausſetzung haben ſeinerzeit die Genoſſenſchaften ſich bereit erklärt, 
die Bürgſchaften zu übernehmen. Nachdem dieſe weſentliche Vorausſetzung | 
und dieſe weſentliche Bedingung nicht eingetreten ijt, werden die Genoſſen⸗ | 
ſchaften es ablehnen, die Bezahlung der Bürgſchaft für den Regelfall zu 
übernehmen. 
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Wir verhandeln, wie gejagt, über die Niederſchlagung der Bürgſchaften 
in Berlin. Inwieweit Sie in der Lage find, den Ausgang dieſer Verhand— 
lungen abzuwarten oder wieweit Sie etwa klagend gegen die Genoſſenſchaften 
jetzt vorgehen müſſen, vermögen wir naturgemäß nicht zu beurteilen. Wir 
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erklären Ihnen aber, daß wir aus dem oben genannten Grunde einen 
Prozeß aufnehmen und zum Anlaß nehmen würden, ſämtliche Bürgſchafts⸗ 
erklärungen anzufechten. 
Hochachtungsvoll 
Der Verbandsdirektor 
gez. Unterſchrift.“ 
Auf die Vorſtellungen des Verbandes in Berlin hat die Oſtſtelle bei der Reichs⸗ 
kanzlei ihm folgende Antwort gegeben: 
Oſtſtelle 


bei der Reichskanzlei Berlin, den 7. 1. 1931. 
Tgb.⸗Nr. 1542.20. 


Auf das Schreiben vom 26. November 1930 
— Abt. D. P. 11 a Nr. 9774/30 — 

Die Frage der Inanſpruchnahme der Genoſſenſchaften an den für Um- 
ſchuldungskredite übernommenen Bürgſchaften hängt mit anderen Fragen, die 
ji) auf die Niſikobeteiligung der Provinz Oſtpreußen an der Durchführung 
der Umſchuldungsaktion beziehen, zuſammen. Über dieſe Fragen wird zurzeit 
noch verhandelt. Ihre Klärung iſt aber Vorausſetzung für eine befriedigende 
Löſung der in Ihrem Schreiben vom 26. November 1930 geäußerten Wünſche. 

Wir behalten uns vor, auf dieſes Schreiben nach Abſchluß der Ver⸗ 
handlungen zurückzukommen. 

In Vertretung 
gez. Dr. Wachsmann. gez. Dr. Lauffer. 


An den Verband landwirtſchaftl. Genoſſenſchaften⸗Raiffeiſen Königsberg Pr. e. V. 


Die Bereinigung dieſer Angelegenheit wird von großer Bedeutung für den 
Provinzialverband und die Rückbürgen ſein. 
Dieſe Erörterung führt nun unmittelbar zu der Frage, welches denn das wirt⸗ 
ſchaftliche Ergebnis der Umſchuldungsaktion geweſen ijt. Dazu iſt folgendes zu jagen: 
Die Umſchuldungsaktion ſollte, um es noch einmal zu wiederholen, dazu dienen, 
der oſtpreußiſchen Landwirtſchaft durch Befreiung von loſen, hochverzinslichen Schulden 
eine Erleichterung zu verſchaffen und ihr das Durchhalten bis zur Wiederherſtellung 
der Rentabilität zu ermöglichen. Der Zuſtand der Rentabilität ſollte vom Anfang 
des Jahres 1928 ab im langſamen Ausreifen der im einzelnen zu ergreifenden Maß⸗ 
nahmen etwa in zwei Jahren erreicht ſein. Das Gegenteil iſt eingetreten, der Zuſtand 
der Unrentabilität hat ſich noch verſchärft. Trotz der großen in die Umſchuldungs— 
aktion geſteckten Mittel konnte dieſe ihr Ziel deshalb nicht erreichen. Wenn man 
gegen die Durchführung des Umſchuldungsverfahrens Vorwürfe erhoben hat, ſo 
erſcheinen dieſe klein und unbedeutend gegenüber der Tatſache, daß es nicht gelungen 
iſt, die unerläßlichen Vorausſetzungen für ihren durchgreifenden Erfolg zu ſchaffen. 
In dieſem Zuſammenhang ſeien die Ausführungen des Landeshauptmanns, die er 
am 22. 10. 1928 vor dem Enqusteausſchuß gemacht hat, hier erwähnt: 
„Bei den Verhandlungen über die Einleitung der Oſtpreußenhilfe iſt unſerer⸗ 
ſeits bereits betont worden, daß die Umſchuldungsaktion allein keine durch⸗ 
greifende Hilfe mehr bringen könne, ſondern nur als Auftakt für andere 
weitreichendere Hilfsaktionen grundlegender Art, deren Vorbereitung natur⸗ 
gemäß längere Zeit dauert, angeſehen werden könne. Ich möchte hierauf 


ganz bejonders hinweiſen und betonen, daß nach der Kenntnis, die ich in 
dem großen Kreditausſchuß über die Lage der Landwirtſchaft gewonnen 
habe, die ganze oſtpreußiſche Umſchuldungsaktion verpuffen würde, wenn 
dieſe große Hilfsaktion nicht bald eingeleitet wird. Dieſe große Aktion, die 
in erſter Linie darin beſtehen muß, der oſtpreußiſchen Landwirtſchaft eine 
geſunde Wirtſchaftsbaſis zu ſchaffen und damit ihre Konkurrenzfähigkeit wieder⸗ 
herzuſtellen, wird ſehr beträchtliche Mittel erfordern. Im Hinblick darauf, 
was hier nicht nur wirtſchaftlich, ſondern — woran viel zu wenig gedacht 
wird — auch politiſch für das ganze Deutſche Reich auf dem Spiele ſteht, 

muß ein ſolches Opfer von Reich und Staat jedoch gebracht werden.“ 
Wenn das Endziel nicht erreicht werden konnte, ſo ſind die großen Opfer, die 
Reich und Staat bei der Umſchuldungsaktion für Oſtpreußen auf ſich genommen 
haben, und für die wir — ohne Rückſicht auf Gelingen oder Mißlingen — zu Dank 
verpflichtet bleiben, doch auch nicht ohne Erfolg geblieben. Es iſt zweifellos, daß der 
Zuſammenbruch ohne die Umſchuldung im allgemeinen bei weitem früher hätte ein- 
treten müſſen. Sollte es möglich ſein, die Lage der Landwirtſchaft in dieſem Jahre 
ſehr weſentlich zu beſſern, ſo beſteht die Hoffnung, daß eine beachtliche Reihe derjenigen 
Betriebe, denen die Umſchuldung eine Schonzeit verſchafft hat, ſich doch noch in die 
beſſere Zeit hinüberrettet. Je ſchneller und je gründlicher der oſtpreußiſchen Land— 
wirtſchaft eine Rentabilität verſchafft wird, deſto größer kann die Zahl dieſer Betriebe 
ſein. Manchen Betrieben, die unter beſonders günſtigen Verhältniſſen arbeiten, wird 
die Umſchuldung ſogar ſchon auf die Dauer geholfen haben. Die Zahl beider Arten 
von Betrieben würde ſicher erheblich größer ſein, wenn es möglich geweſen wäre, 
die Umſchuldungsaktion frei von allen Hemmungen durchzuführen. Vieles hätte ſich 
günſtiger geſtalten laſſen, wenn man der faſt immer einheitlichen Stellungnahme der 

provinziellen Inſtanzen größere Beachtung geſchenkt hätte. 
Einen unbeſtreitbaren Nutzen haben aus der Umſchuldung die Gläubiger gezogen. 
Sie hätten ohne dieſe häufig Kapital oder Zinſen oder beides verloren oder im 
beſten Falle auf eine Realiſierung ihrer Forderungen auf lange Zeit hinaus ver⸗ 
Ss zichten müſſen. Was das bedeutet hätte, zeigt ein Blick auf die Überſicht Vle im 
ER SS Statiſtiſcen Anhang. Es iſt zweifellos, daß auf ſeiten der Gläubigerſchaft durch 
©; die Umſchuldung das Eintreten ſchwerwiegender Folgen der landwirtſchaftlichen 
Zahlungsunfähigkeit verhindert iſt. 

Wenn man aber darauf gerechnet hatte, auf dem Wege über die Sanierung 
der Landwirtſchaft der ganzen oſtpreußiſchen Wirtſchaft, deren Gedeihen ja ganz 
weſentlich von dem Ergehen der Landwirtſchaft abhängt, zu helfen, dann iſt dieſe 
Hoffnung in dem Augenblicke zuſammengebrochen, in dem feſtſtand, daß man das 
Hauptziel nicht erreichen würde. So ſind denn Oſtpreußens Handel, Induſtrie und 
Gewerbe nebſt den darin tätigen Angeſtellten und Arbeitern in den Niederbruch der 
Landwirtſchaft, auf deren Erſtarkung fie geduldig vertraut hatten, hineingezogen worden. 

Man hat den Gedanken der Umſchuldung nachträglich damit abtun wollen, daß 
er auf eine bedenkliche oder ſogar verwerfliche Subventionspolitik“) hinauslaufe. Der 
Begriff der „Subvention“ iſt überhaupt in der letzten Zeit zu einem Schlagwort 
geworden, das vielleicht um ſo eher Verbreitung gefunden hat, als man ſich das 
Verſchiedenartigſte darunter vorſtellen kann, von der Stützung eines Wirtſchaftsſtandes 
aus ſtaatspolitiſchen Gründen bis zu der ungerechtfertigten Gewährung von Geld— 
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*) Sehr beachtliche Ausführungen hierüber find ſoeben noch von dem Miniſterialdirektor Dr. 
Wachsmann von der Oſtſtelle der Reichskanzlei in der „Deutſchen Wirtſchaftszeitung“ Nr. 9 vom 
26. 2. 1931 gemacht worden. 


geſchenken. Den Ausfluß einer Subventionspolitik im letzteren Sinne bedeutete nun 
die Umiduldungsattion gewiß nicht. Zwar brachte die Umſchuldung durch die ver- 
hältnismäßig niedrigen Hypothekenzinſen, wenn fie auch immer noch um 50 00 höher 
waren als die Zinſen der Vorkriegszeit, gegenüber den hohen Zinſen der loſen Schulden 
eine weſentliche Erleichterung auf der Ausgabenſeite der Betriebe; aber ſchließlich 
wechſelte der Beſitzer doch nur den Gläubiger und blieb nicht nur in demſelben, 
ſondern ſogar in höherem Maße als bisher Schuldner, weil die Schuld durch den 
Kursverluſt von 7,2 0% noch anwuchs. Auch bei den Beihilfen aus dem Betriebs- 
erhaltungsfonds handelte es ſich nur um eine Abgeltung unverſchuldet erlittener hoher 
Schäden. Wenn man durchaus will, kann man vielleicht die Beihilfen, die in Sonder⸗ 
fällen gegeben wurden, als reine Zuwendungen bezeichnen, obgleich auch ſie nur im 
Zuſammenhang mit der ganzen Aktion richtig verſtanden werden können und darin 
ihre volle Rechtfertigung finden; im übrigen können ſie ihrer geringen Zahl wegen 
nicht ins Gewicht fallen. Jedenfalls haben die mit der Umſchuldung befaßten 
Stellen dieſer immer nur einen wirtſchaftlichen Chärakter beigelegt. Subventionen im 
weiteren, wirtſchaftlichen Sinne aber hat es ſtets gegeben, und es wird auch in Zukunft 
nicht ohne ſie auszukommen ſein. Dort wo es nicht möglich iſt, einem Wirtſchafts⸗ 
zweige, auf deſſen Erhaltung man nun einmal nicht verzichten kann, im Rahmen 
der allgemeinen wirtſchaftlichen Bedingungen ſeine Exiſtenzfähigkeit zu ſichern, kann 
dies nur im Subventionswege, d. h. im Wege ſeiner ſpeziellen Unterſtützung, ge— 
ſchehen. Ob die Subvention durch Sondermaßnahmen, z. B. durch Herausnahme 
einer Ware aus der Umſatzſteuer, durch Befreiung von Laſten, z. B. von den Real⸗ 
ſteuern, oder durch direkte Geldzuwendungen geſchieht, iſt im Prinzip ganz dasſelbe. 
Nach der gefühlsmäßigen und moraliſchen Seite hin wird man Unterſchiede aller- 
dings machen müſſen, und gerade die oſtpreußiſche Landwirtſchaft wird es weit 
vorziehen, daß der Ausgleich ihrer Einnahmen und Ausgaben und die Herſtellung 
einer beſcheidenen Rentabilität durch Maßnahmen herbeigeführt wird, die nicht den 
Charakter von Geldgeſchenken tragen. Man wird ſich aber nicht verhehlen dürfen, daß 
die Politik einer Bevorzugung der oſtpreußiſchen Wirtſchaft in abſehbarer Zeit nicht 
aufgegeben werden kann; denn ſie lebt unter Bedingungen, die ungünſtiger ſind als 
diejenigen in irgend einem anderen Reichs- oder Landesteil. Wenn ſchon anderswo 
in Deutſchland den Erwerbsſtänden nur noch eine ſchmale Exiſtenzbaſis gelaſſen iſt, 
lo gibt es in Oſtpreußen unter den beſtehenden erſchwerten Verhältniſſen, ohne eine 
dauernde Stützung der Wirtſchaft durch Sondermaßnahmen, überhaupt keine Exiſtenz⸗ 
möglichkeit mehr. 


Pächterkredite, 
Betriebserhaltungsfonds für Pächter und Pächterhilfsfonds. 


Neben der hypothekariſchen Umſchuldung, die nur bei landwirtſchaftlichem Eigen⸗ 
beſitz in Frage kam, und die infolge ihrer überragenden Bedeutung und der in ihrem 
Verlauf zu Tage getretenen Weiterungen und Schwierigkeiten den breiteſten Raum 
in dieſer Denkſchrift beanſprucht, gingen noch Umſchuldungs⸗ und Hilfsaktionen für 
landwirtſchaftliche Pächter einher. So ſtellten das Reich und Preußen für Pächterkredite 
3.000 000.— Reichsmark (2 464 285,71 20 das Reich und 535 714,29 2/6 Preußen) 
zur Verfügung. Die Verteilung erfolgte, ebenſo wie bei den Umſchuldungshypotheken, 
durch die Landesbank, die eine anteilige Haftung von 25 0 übernehmen mußte, 
während für 75% Reich und Preußen das Riſiko je zur Hälfte trugen. Für den 


Pächterkredite. 
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Anteil der Landesbank übernahm der Provinzialverband Oſtpreußen auf Grund 
des Provinziallandtagsbeſchluſſes vom 1. März 1928 die Bürgſchaft. Die Verein⸗ 
barung über die von Reich und Preußen zur Verfügung geſtellten 3 000 000 KS 
wurde von der Landesbant am 30. Oftober 1928 unterzeichnet. 

Die Verhandlungen über die Grundſätze für die Gewährung von Pächter⸗ 
krediten im Rahmen der Oſtpreußenhilfe, insbeſondere über die Frage der Rückbürg⸗ 
ſchaften und der Beteiligung der Oſtpreußiſchen Pächterkreditbank e. G. m. b. H., 
Königsberg, zogen ſich bis zum September 1928 hin. Am 30. Oktober 1928 gingen 
der Landesbank dann die Richtlinien für die Vergebung der Pächterkredite zu, ſo 
daß mit der Durchführung der Aktion begonnen werden konnte. 


Nach den Richtlinien hatten die bereitgeſtellten Mittel zur Umwandlung vor- 
handener Perſonalſchulden der Pächter zu dienen, wobei Rückſtände aus Pachtzinſen 
und anderen Verbindlichkeiten dem Pächter gegenüber nicht einbezogen werden durften. 
Die Darlehen waren entweder durch ein Inventarpfandrecht nach Maßgabe des 
Geſetzes betreffend die Ermöglichung der Kapitalkreditbeſchaffung für landwirtſchaftliche 
Pächter vom 9. Juli 1926 (Inventarpfandrechtgeſetz) oder durch andere hinreichende 
Sicherheiten (Hinterlegung von Wertpapieren, Bürgſchaften uſw.) zu ſichern. Vor⸗ 
ausſetzung für die Gewährung eines Pächterkredits war ferner bei Pächtern mit 
eigenem Inventar, daß bereits ein ſogenannter Pächterkapitalkredit (der Kredit aus 
der Oſtpreußenhilfe hatte die Bezeichnung „Umſchuldungskredit“) bei einem auf 
Grund des Geſetzes vom 9. Juli 1926 zugelaſſenen Pachtkreditinſtitut in Anſpruch 
genommen war bzw. gleichzeitig mit dem Umſchuldungskredit in Anſpruch ge: 
nommen wurde. 


Nach dem Inventarpfandrechtgeſetz vom 9. Juli 1926 ſind die Anſprüche des 
Verpächters auf 50% des Inventarwertes beſchränkt, während 50 0% zur Beleihung 
verfügbar ſtehen. Die Umſchuldungskredite durften nur bis zur Höhe von 65 On 
dieſer freien 50% gewährt werden, fo daß der Umſchuldungskredit, da der vor⸗ 
gehende Pächterkapitalkredit 25 % des geſamten Inventarwertes betragen durfte, nur 
7,5 Wo des geſamten Inventarwertes betragen konnte. Der hiernach zu gewährende 
Kredit hätte aber keine weſentliche Erleichterung für den Pächter bedeutet. Es wurde 
deshalb vorgeſehen, daß der Verpächter auf die ihm vorbehaltenen 50 0/0 des ge⸗ 
ſamten Inventarwertes, bis zur Höhe von zwei Fünfteln = 20 0/0 verzichten konnte, 
Jo daß alſo für eine Beleihung bis zu 70 00 des geſamten Inventarwertes — 
ftatt ſonſt 50% — verfügbar waren. Der Umſchuldungskredit konnte daher z. B. 
bei einem Verzicht des Verpächters in Höhe von 10% oder 20% mit 14 % bzw. 
20,5 0% gewährt werden, jo daß die Beleihung einſchließlich 25 Vo Pächterkapitalkredit 
insgeſamt 39 0% bzw. 45,5 0% des geſamten Inventarwertes betragen konnte. Während 
die Privatverpächter in den meiſten Fällen keine Schwierigkeiten machten und faſt 
immer auf 20% ihres Anteils von 50 0 verzichteten, wurde bei den ſtaatlichen 
Domänenpächtern erſt nach langwierigen Verhandlungen eine Freigabe von 10 %o 
von den zuſtändigen Miniſterien zugeſtanden, ſo daß den Domänenpächtern nur ein 
Umſchuldungskredit von 14 0 gewährt werden konnte. 


Die Auszahlung erfolgte wie bei den Umſchuldungshypotheken zum Kurſe 
von 92,8%. Neben den Zinſen von 6,5% iſt für die Dauer der Laufzeit ein 
Verwaltungskoſtenbeitrag von 1% p. a. von dem urſprünglichen Darlehnsbetrag zu 
entrichten. Die Laufzeit der Darlehen beträgt 5 Jahre mit der Möglichkeit der Ver⸗ 
längerung bis 1. April 1940. 
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Die Darlehen werden bei Beendigung des Pachtverhältniſſes unbedingt fällig. | 
| Sie werden ferner auch dann fällig, wenn der vorgehende Pächterkapitalkredit fällig 
wird und unter verſchiedenen anderen Vorausſetzungen (ſchlechte Wirtſchaft, Zahlungs⸗ 
einſtellung uſw.). 

Die einzelnen Anträge waren bei dem Perſonalkreditinſtitut bzw. bei dem 

Pachtkreditinſtitut einzureichen und von dieſen Stellen der Landesbank zu über⸗ 
mitteln. Dieſe hatte die Anträge einem Kreditausſchuß zuzuleiten, der über die 
Bewilligung oder Ablehnung entſchied. Der Landesbank ſtand die endgültige Ent⸗ 
ſcheidung zu, wobei aber gegen den Willen des Ausſchuſſes eine Bewilligung nicht 
erfolgen durfte. 

Der Kreditausſchuß beſtand im weſentlichen aus den gleichen Mitgliedern, wie 
der provinzielle Kreditausſchuß für die Umſchuldungshypotheken, nur daß ihm anſtelle 
der drei landwirtſchaftlichen Vertreter je ein Vertreter der oſtpreußiſchen Privat- und 
Domänenpächter und ein Vertreter der oſtpreußiſchen Verpächter und anſtelle des 
Vertreters der Oſtpreußiſchen Landſchaft ein Vertreter der Oſtpreußiſchen Pächter⸗ 

| kreditbank angehörte. 
| 


Die meiſten Anträge wurden durch die Oſtpreußiſche Pächterkreditbank ein- 
gereicht. Die Bearbeitung der Anträge konnte ohne weſentliche Stockungen erfolgen, 
ſo daß die erſte Sitzung des Pächterkreditausſchuſſes am 21. Dezember 1928 ſtatt⸗ 
finden konnte. 


Dem Ausſchuß wurden unterbreitet: 
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Die langen Pauſen in der Zeit zwiſchen den Sitzungen im März, Juni und 
Oktober hingen mit den in der Hypothekenumſchuldungsaktion entſtandenen Stockungen 
zuſammen. 

Von dem Kreditausſchuß wurden in ſeinen Sitzungen insgeſamt 

119 Anträge mit 2025 000 24 
bewilligt. Zugegangen waren der Landesbank einſchließlich der abgelehnten, zurüd- 
gezogenen oder aus anderen Gründen erledigten Anträge insgeſamt 

140 Anträge mit 2 290 886 LA. 


Von den bewilligten Anträgen waren ausgezahlt: 


bis 3d. 3. 199 erg 10 Darlehen mie 157 500 24% 
„% BOs. EL Es 49 SS 725 950 24 
„ 3 9 1929) —ͤ.-ʃ 76 * e 1340850 24 
„ SA EEN 111 — 1883 450 24 


„ BOL, A 119 — IN 2025⁵ 400 2% 


Die bewilligten Darlehen verteilen ſich auf folgende Beſitzgrößenklaſſen: | 


über 50—100 ha ...... 11 Darlehen mit 94 600 RA | 
„ 100200 ha ia eee 184 200 PA | 
„ 200—500 ha ...... 68 1 E eee 1 282 800 24 | 
„ 500 — —— 463 800 2 | 
zuſammen: 119 Darlehen mit ........ 2025400 4% | 

> 5 > == A | 


Die bewilligten Darlehen wurden direkt an die Gläubiger ausgezahlt. Es 
wurden gezahlt: 
als Disagio⸗Ausgleichszuſchüſſe 


(val. Betriebserhaltungsfonds für Pächter)... 103 120,76 TM. | 
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zuſammen 2025 400 2% 


Die Frage der Rückbürgſchaften war bei den Pächterkrediten nicht von großer 
Bedeutung. Auf Grund der Vereinbarung mit der Provinz übernahm die Oſt⸗ | 
preußiſche Pächterkreditbank eine Ausfallbürgſchaft von 6,25%. Bei dem größten | 
Teil der Anträge konnte auf weitere Rückbürgſchaften verzichtet werden. Wo ſie 
verlangt werden mußten, waren Schwierigkeiten kaum zu verzeichnen. 
Die bereitgeſtellten Mittel konnten nicht voll zur Ausgabe gelangen. Es beſtand 
zwar noch Bedarf an Pächterumſchuldungskrediten, doch war entweder die Voraus⸗ 
ſetzung der Inanſpruchnahme eines Pächterkapitalkredits nicht gegeben, oder die Freigabe 
des Verpächters war (hauptſächlich bei den Domänenpächtern) nicht oder nicht in 
genügender Höhe zu erreichen. Da inzwiſchen auch einige Rückzahlungen erfolgt 
waren, wurden Ende 1930 
775 000, — R% für Bauernkredite und 
225 000, — Ki für Anſiedlerkredite 
verwendet. 
Zinsrückſtände ſind bisher (1. Oktober 1930) nur in Höhe von 353,30 RR 
eingetreten, was mit der Gewährung der Zinsverbilligungszuſchüſſe (vgl. unten beim 
Betriebserhaltungsfonds für Pächter) zuſammenhängt. Ausfälle ſind bei den Pächter⸗ 
krediten überhaupt noch nicht entſtanden. Die ſtändig fortſchreitende Verſchlechterung 
der Verhältniſſe in der Landwirtſchaft läßt aber befürchten, daß auch bei den Pächter⸗ 
krediten Ausfälle entſtehen werden, zumal die Sicherheit in den allermeiſten Fällen 
nur in dem Inventar beſteht. 
Betriebserhaltungs⸗ Im Rahmen der Oftpreußerhilfe für Pächter wurden vom Reich zur Ergänzung 
fonds für Pächter. der Hilfsmaßnahmen für oſtpreußiſche Pächter | 
800 000, — RA | 
zur Verfügung geſtellt. Aus dieſem Fonds konnten Beihilfen für Pachtbetriebe, die | 
aus der Oſtpreußenhilfe einen Pächterumſchuldungskredit erhalten hatten, gewährt 
werden und zwar: 
a) als Zinsverbilligungszuſchuß, 
b) als Disagio⸗Ausgleichszuſchuß. 
Beide Beihilfen durften nebeneinander gewährt werden. 
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Der Zinsverbilligungszuſchuß konnte bis zur Höhe von 4 % p. à. zur Ver⸗ 
billigung des auf Grund des Geſetzes betreffend die Ermöglichung der Kapitalkredit⸗ 
beſchaffung für landwirtſchaftliche Pächter vom 9. Juli 1926 in Anſpruch genommenen 
erſtſtelligen Pächterkredits gewährt werden. Der Pächter mußte aber mindeſtens eine 
Jahresleiſtung von 61/2 % ſelbſt tragen. Der Zinsverbilligungszuſchuß ſollte zunächſt 
vom Tage der Auszahlung des Pächterkredits ab und dann ſolange fortgewährt 
werden, als Mittel aus dieſem Fonds zur Verfügung ſtanden. Später wurden die 
Richtlinien dahin abgeändert, daß der Zinsverbilligungszuſchuß bereits ab 1. Januar 
1929 gewährt werden durfte. Die Auszahlung der Zinsbeihilfen erfolgt am 1. Juli 
und 2. Januar jeden Jahres nachträglich. 

Der Disagio⸗Ausgleichszuſchuß wurde als einmalige Beihilfe gleichzeitig mit 
der Auszahlung des Pächterumſchuldungskredits gezahlt. 

Über die Gewährung der Beihilfen entſchied der Pächterkreditausſchuß endgültig. 

Die Richtlinien für die Verwendung des Betriebserhaltungsfonds gingen der 
Landesbank im September 1929 zu. Die Beihilfen wurden jeweils gleichzeitig mit 
den Pächterumſchuldungskrediten vom Pächterkreditausſchuß bewilligt. Für die vor 
Erlaß der Richtlinien bewilligten und ausgezahlten Kredite erfolgte die Nachbewilligung 
in der Ausſchußſitzung vom 23. Oktober 1929. 

Es wurden vom Ausſchuß bewilligt: 

110 Beihilfen für Zinsverbilligung, 
117 Disagio-Ausgleichszuſchüſſe. 

Aus dem Betriebserhaltungsfonds ſind bisher insgeſamt gezahlt: 
Disagio⸗Ausgleichszuſchüſſe . . . . 139 980,— 
Zinsverbilligungszuſchüſ e. . . 214842810 

Infolge der allgemeinen Ermäßigung der Zinsſätze brauchten die Zinsver⸗ 
billigungszuſchüſſe im Jahre 1930 nicht mehr bis zum Höchſtſatz von 4 % p. a. 
gezahlt zu werden. Es wurde daher von der Oſtpreußiſchen Pächterkreditbank beantragt, 
aus dem Betriebserhaltungsfonds auch Zinsverbilligungszuſchüſſe für die aus der 
Oſtpreußenhilfe gegebenen Pächterumſchuldungskredite zu gewähren. Dieſem Antrag 
wurde nicht ſtattgegeben, jedoch wurden durch Erlaß des Reichsminiſters für Ernährung 
und Landwirtſchaft vom 6. Oktober 1930 die Richtlinien dahingehend abgeändert, 
daß durch die Beihilfe eine Verbilligung des erſtſtelligen Pächterkredits auf 6 % 
(bisher 61/2 %) ermöglicht wurde. Von dem Kreditausſchuß wurde angeregt, dieſe 
erweiterte Zinsverbilligung ab 1. Juli 1930 wirkſam werden zu laſſen. Dieſem 
Wunſche wurde mit Erlaß des Reichsminiſters für Ernährung und Landwirtſchaft 
vom 11. Dezember 1930 zugeſtimmt. 


Als weitere Hilfsmaßnahme für die oſtpreußiſchen Pächter war vom Reich Pächterhilfsfonds. 


nach § 14 des Geſetzes über wirtſchaftliche Hilfe für Oſtpreußen vom 18. Mai 1929 
für beſondere Notſtände und für Pächter mit eiſernem Inventar ein Fonds von zunächſt 
80 000,— 24 

bereitgeſtellt. Eine Erhöhung um 
40 000, — RM 
war vorgeſehen. Die Richtlinien für die Verwendung dieſes Fonds gingen der Landes⸗ 
bank im April 1930 zu. Aus dem Fonds konnten Beihilfen gegeben werden: 
a) für ungewöhnliche Unwetter- und Seucheſchäden, 
b) Zinsverbilligungszuſchüſſe für die von Pächtern mit eiſernem Inventar 
bei Kreditinſtituten in Anſpruch genommenen Kredite bis zu einer Höhe, 
die erforderlich iſt, um den Zinsſatz für den Kredit für die Zeit vom 


1. Januar 1929 bis 31. Dezember 1932 auf 6,5% pa zu jenfen. 
Der Kredit, für den die Verbilligung gewährt wurde, durfte 40% des 
Inventarwertes nicht überſteigen. 

Vorausſetzung für die Gewährung der Beihilfen zu a) war die Gewährung 
von erſt⸗ und zweitſtelligem Pächterkredit in Verbindung mit Zinsverbilligung und 
Disagiozuſchuß, bei Pächtern mit eiſernem Inventar die Gewährung des unter b) 
erwähnten Zinsverbilligungszuſchuſſes. 

Durch dieſe Beſtimmung ſind Härten entſtanden, da eine Anzahl nicht um⸗ 
geſchuldeter Pächter infolgedeſſen keine Beihilfen für Unwetter⸗ und Seuchenſchäden 
erhalten konnte, obwohl die ſonſtigen Vorausſetzungen gegeben waren. 

Die Friſt für die Einreichung der Anträge wurde nach einer Beſprechung der 
beteiligten Stellen auf den 1. Juni 1930 feſtgeſetzt. 

Es gingen insgeſamt 

85 Anträge mit 723 340,.— RK 
ein. Wenn auch einige Anträge nicht berückſichtigt werden konnten, weil die Voraus⸗ 
ſetzungen nicht vorlagen, jo ergab die Prüfung der Anträge doch, daß der zur Ver⸗ 
fügung ſtehende Betrag bei weitem nicht ausreichte, um die berechtigten Anträge 
auch nur annähernd berückſichtigen zu können. Es wurde daher bereits am 6. Juni 
1930 der Antrag auf Erhöhung des Fonds auf insgeſamt 

400000,— Zë 

geſtellt, um die Beihilfen in ausreichender Höhe gewähren zu können, da andernfalls 
der Zweck der Beihilfe nicht erreicht werden würde. 

Auf Grund dieſes von dem Herrn Oberpräſidenten ebenfalls befürworteten 
Antrages wurde durch Erlaß des Reichsminiſters für Ernährung und Land wirtſchaft 
vom 24. September 1930 ein weiterer Betrag von 


100 000. — 24 
bereitgeſtellt, ſo daß der Pächterhilfsfonds mit insgeſamt 
220 000,— 24 


dotiert war. 
Die Bewilligung der Beihilfen erfolgte ebenfalls durch den Pächterkredit⸗ 
ausſchuß, dem in ſeiner Sitzung vom 9. Oktober 1930 
82 Anträge 
vorgelegt wurden. 
Der Pächterkreditausſchuß beſchloß zunächſt, von den 220 000 KR 
30000 24 für Zwecke der Zinsverbilligung für Kredite der Pächter 
mit eiſernem Inventar und 
190 000 24 für Beihilfen bei Unwetter- und Seuchenſchäden 
zu verwenden. 

Es wurden bewilligt: 

60 Beihilfen für Unwetter⸗ und Seuchenſchäden mit 240 200, — PR, 
10 Beihilfen für Zinsverbilligung. 

Es wurde ferner beſchloſſen, daß die bewilligten Beihilfen für Unwetter⸗ und 
Seuchenſchäden bei der Auszahlung durch die Landesbank ſoweit gekürzt werden 
folíten, daß der Betrag von 190 000, — 2% nicht überſchritten würde. 

Die bewilligten Zinsverbilligungsbeihilfen ſollten ab 1. Juli 1930 ſolange 
gezahlt werden, wie die für dieſen Zweck abgezweigten 30 000, — RSE ausreichten. 

Es kamen daher, da eine Beihilfe wegen fehlender Vorausſetzungen nicht 
gewährt werden konnte, zur Auszahlung: 59 Beihilfen für Unwetter- und Seuchen⸗ 
ſchäden mit 80% der bewilligten Beträge — 190 160 RN. 
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An Zinsverbilligungsbeihilfen für Pádter mit eifernem Inventar find bisher 
insgeſamt 20 289,65 24 ausgezahlt. 

Von der Oſtpreußiſchen Pächtervereinigung wurde ein neuer Antrag auf Bereit- 
ſtellung weiterer Mittel geſtellt und gleichzeitig eine Abänderung der Richtlinien 
beantragt, wonach die Inanſpruchnahme von ert, und zweitſtelligem Pächterkredit 
und die Gewährung von Zinsverbilligungs- und Disagiozuſchüſſen nicht mehr Vor⸗ 
ausſetzung für die Gewährung einer Pächterbeihilfe ſein ſollte. 

Es ſind darauf durch Erlaß des Reichsminiſters für Ernährung und Land— 
wirtſchaft vom 27. Januar 1931 weitere 130000 2% zur Verfügung geſtellt, 
deren Ausgabe noch nicht erfolgt iſt, weil der Landesbank nähere Beſtimmungen 
noch nicht zugegangen ſind. 


Kredite für Binnenfiſcher, Haff⸗ und Küſtenfiſcher. 


Im Rahmen der Oſtpreußenhilfe waren auch Krediterleichterungen für die 

oſtpreußiſchen Fiſcher vorgeſehen. Es wurden von Reich und Preußen bereitgeſteltt: 
500000 #4 für Binnenfiſcher, 
250000 24 für Saff- und Küſtenfiſcher. 
(616 071,43 24 vom Reich und 133 928,57 2% von Preußen). 

Die Verteilung wurde ebenfalls der Landesbank übertragen, die auch eine 
anteilige Haftung von 25 % übernehmen mußte. Für dieſe Haftung trat die Provinz 
als Bürge ein; auch wurde von der Reichs- und Staatsregierung zugeſagt, daß 
unter Berückſichtigung der bei den Fiſchern beſtehenden Notlage der Landesbank 
bzw. der Provinz bei der Deckung etwa eintretender Ausfälle weitgehendſtes Entgegen⸗ 
kommen gezeigt werden würde. 

Die Durchführung der Aktion begann etwa Anfang Oktober 1928. Die Kredite 
hatten nach den Richtlinien der Umwandlung der vorhandenen Perſonalſchulden in 
einen bis 1. April 1940 befriſteten Abzahlungskredit zu dienen. Pachtrückſtände gegen⸗ 
über dem preußiſchen Fiskus und Rückſtände ſolcher Steuern und Abgaben, die an 
ſich der Fiskus zu tragen, die er im Pachtvertrage aber dem Fiſcher auferlegt hatte, 
durften nicht einbezogen werden. 

Die Darlehen find mit 5% p. a. zu verzinſen und nach Ablauf einer auf 
höchſtens 5 Jahre zu bemeſſenden Friſt, in der eine Tilgung nicht ftattzufinden 
braucht, in gleichen Halbjahrsraten bis ſpäteſtens 1. April 1940 zu tilgen. Neben 
den Zinſen iſt ein Verwaltungskoſtenbeitrag von 3/4 Oo p. a. zu entrichten. Die Aus⸗ 
zahlung erfolgte zu pari. 

Die Anträge waren zunächſt bei der Landesbank einzureichen und von dieſer 
nach Vorbereitung weiterzuleiten und zwar: 

die Binnenfiſcheranträge an die örtlich zuſtändigen Regierungspräſidenten, 
die Anträge der Haff⸗ und Küſtenfiſcher an den Regierungspräſidenten 
in Königsberg. 

Die Regierungspräſidenten hatten die Anträge durch einen unter ihrem Vorſitz 
gebildeten Ausſchuß prüfen zu laſſen, dem außer ihnen angehörten: 


für Binnenfiſcher: 
die für den Regierungsbezirk zuſtändigen Oberfiſchmeiſter, 
je ein Vertreter der Landwirtſchaftskammer und des Fiſchereivereins für 
die Provinz Oſtpreußen, 
zwei Vertreter der Binnenfiſcher des Bezirks (gegebenenfalls der vorhandenen 


Fiſchereigenoſſenſchaften), 


| 
i 
| 
| 
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See 


für Haff- und Küſtenfiſcher: 
Die für die Haff- und Küſtenfiſcher zuſtändigen Oberfiſchmeiſter, 
je ein Vertreter der Landwirtſchaftskammer, des Deutſchen Seefiſchereivereins 
und des Fiſchereivereins für die Provinz Oſtpreußen, ſowie 
zwei Vertreter der Haff⸗ und Küſtenfiſcher (gegebenenfalls der vorhandenen 
Fiſchereigenoſſenſchaften). 

Die mit dem Gutachten der Ausſchüſſe verſehenen Anträge gingen dann 
wieder an die Landesbank, die endgültig über die Bewilligung der Anträge zu 
entſcheiden hatte. 

Es gingen ein 

183 Anträge für Binnenfiſcher mit . . . . . . 656 197,.— . 
554 Anträge für Haff- und Küſtenfiſcher mit . . . 735 782,— PM. 


Die vorhandenen Mittel reichten alſo nicht aus, um allen berechtigten Anträgen 
zu entſprechen. Infolgedeſſen hatten ſich die Kreditausſchüſſe von der Erwägung leiten 
laſſen, daß ein möglichſt großer Kreis berückſichtigt werden müſſe und daher eine 


Verteilung der Mittel derart vorgenommen, daß nur ein Teil der vorhandenen 


Schulden umgeſchuldet werden ſollte. Dieſem Verfahren konnte im Hinblick auf die 
Richtlinien, wonach ſämtliche ſchwebenden Schulden umzuſchulden waren, nicht ſtatt⸗ 
gegeben werden. Auch ſollte durch die Umſchuldung eine Sanierung erzielt werden, 
was aber nicht erreicht worden wäre, wenn ein in vielen Fällen ſogar erheblicher 
Teil der ſchwebenden Schulden hätte beſtehen bleiben müſſen. Durch dieſe Gegenſätze 
wurden neue Beſprechungen in Berlin notwendig, da beſonders der für Haff— und 
Küſtenfiſcher zuſtändige Kreditausſchuß von ſeiner Auslegung nicht abzubringen war. 
Die Auslegung der Richtlinien ſeitens der Landesbank wurde jedoch von den zuſtändigen 
Miniſterien gebilligt und auf den durch Vermittelung des Oberpräſidenten geſtellten 
Antrag weitere Mittel und zwar: 
200 000,— #24 für Soft, und Küſtenfiſcher und 
28000,— %% für Binnenfiſcher, 
auf Grund des Erlaſſes des Reichsminiſters des Innern vom 25. Februar 1929 
bereitgeſtellt. An dieſen Beträgen ijt Preußen nicht beteiligt, die Hergabe erfolgte 
vielmehr allein durch das Reich. 
Es ſtanden alſo insgeſamt zur Verfügung: 
528 000, — 2% fir Binnenfiſcher, 
450000,— 24 für Haff⸗ und Küſtenfiſcher. 
Aus dieſen Beträgen wurden bewilligt: 
für Binnenfiſcher: 
111 Darlehen mit 520 625, — 4% 
Dieſe Darlehen verteilen ſich auf die einzelnen Regierungsbezirke wie folgt: 


Regierungsbezirk Königsberg 14 Darlehen mit.. 38610,— PM 
2 Gumbinnen 30 * ya a.) Ba, 
> Marienwerder 10 5 „„ REO ee 
o Allenſtein 51 d mi... MR 


für Haff⸗ und Küſtenfiſcher: 
398 Darlehen mit 450960,— 42% 
Die Sicherſtellung erfolgte durch Bürgſchaften, Beſtellung von Grundſtücks⸗ 
ſicherheiten, Übereignung von Fiſchereigeräten und Fahrzeugen. 
Ausfälle ſind bisher noch nicht entſtanden. Die Zinſen gehen verhältnismäßig 
pünktlich ein. 
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Induſtriekredite. 


Im Rahmen dieſer Denkſchrift muß zum Schluß noch einer Aktion der Landes- 
bank, die dieſe mit Hilfe des Reichs zu Gunſten der oſtpreußiſchen Induſtrie ein— 
geleitet hat, Erwähnung geſchehen. Im Gegenſatz zu den in den vorherigen Abſchnitten 
geſchilderten Maßnahmen, bei denen die Umſchuldung das Kernſtück bildete, handelt 
es ſich hier einfach um die Verſorgung mit erſtſtelligem Realkredit. Und zwar ſtellte 
das Reich in Verfolg der Oſtpreußenhilfe des Jahres 1928 zwecks beſſerer Kredit⸗ 
verſorgung der mittleren und kleineren Induſtrie Oſtpreußens den Betrag von 
1 Million Reichsmark als Disagiozuſchuß für die von der Landesbank der Provinz 
Oſtpreußen auszugebenden Induſtriehypotheken zur Verfügung. Dieſer Fonds iſt in 
Höhe von & 850 000, — aufgebraucht worden. Die Landesbank gab 10 Millionen 
7 Yo ige „Goldpfandbriefe der Landesbank“ heraus, welche zum Kurs von 88 % 
abzüglich 1 1/2 0% Bonifikation untergebracht werden konnten. Zu dem Nettokurs von 
86 1/2 Oo erhielt die Landesbank aus obigem Disagiozuſchuß 8 1/2 0%, fo daß abzüglich 
10%, welche an die Landesbank als Erſtattung der Koſten (Bearbeitung, Geldbeſchaffung, 
Druck und Börſeneinführung) entfielen, der Darlehnsnehmer einen Auszahlungskurs 
von 94 0% abgerechnet erhielt. Die Kreditaktion Wellt an ſich eine geſchäftliche An⸗ 
gelegenheit der Landesbank dar, da dieſe, abweichend von der landwirtſchaftlichen 
Umſchuldungsaktion, das volle Riſiko trägt und die Mittel durch eigene Pfandbrief— 
ausgabe beſchafft werden. Im Hinblick auf den, den Darlehnsnehmern aus Reichs- 
mitteln zufließenden Kurszuſchuß wurden jedoch die Richtlinien der Landesbank für 
die Ausgabe von Induſtriehypotheken unter Mitwirkung von Reich und Staat neu 
feſtgeſetzt. Es wurde ferner ein unter dem Vorſitz des Landeshauptmanns ſtehender 
Ausſchuß gebildet, in dem Reich und Staat ſtimmberechtigt vertreten waren, und dem 
die Zuſtimmung zu den von der Landesbank zu bewilligenden Hypotheken oblag. 

Unter Kursbeihilfen aus dem genannten Fonds wurden insgeſamt 170 Einzel⸗ 
darlehen an Induſtriebetriebe der verſchiedenſten Art ausgegeben. Ausfälle ſind 
bisher hieraus nicht zu verzeichnen geweſen. 


Dieſe Denkſchrift hatte ſich nicht mit dem zu beſchäftigen, was jetzt zu geſchehen 
hat. Aber ſie ſoll doch etwas mehr bedeuten als eine geſchichtliche Darſtellung und 
ein Rechenſchaftsbericht. Die Tatſachen, die ſie wiedergibt, ſollen für ſich ſprechen 
und zeigen, was man in Zukunft anders und beſſer machen kann. Der Gang der 
bisherigen Oſtpreußenhilfe, für die auch an dieſer Stelle Reich und Staat gedankt 
ſei, beweiſt jedenfalls aufs ſchlagendſte, daß es keinen Sinn hat, Auswirkungen 
beſeitigen zu wollen, wenn man die Grundurſachen der Not nicht austilgt. Die Not 
aber hat mittlerweile in Oſtpreußen einen Grad erreicht, daß „eine Rettung der Land⸗ 
wirtſchaft Oſtpreußens und damit eine Rettung der Provinz nur möglich iſt, wenn 
Reich und Staat ſich ſehr frühzeitig darauf einrichten, daß ſie das Außerſte für dieſes 
Ziel werden aufwenden müljen.“ *) 


) Vorläufiges Gutachten des Enquéte-Ausſchuſſes (Unterausſchuß für Landwirtſchaft) über 
„Die Lage der oſtpreußiſchen Landwirtſchaft“ vom 22. November 1928. 


Zu einem ſolchen Entſchluſſe gehören in der heutigen, allgemein ſo ſchweren 
Zeit Mut, Überzeugung und Opferfreudigkeit in einem faſt übermenſchlichen Maße. 
Aber was damals, als noch die materiellen Vorausſetzungen für eine ausreichende 
Hilfe in ganz anderem Maße als heute gegeben waren, nicht geſchah, das kann 
jetzt trotz der Verſchlechterung der Verhältniſſe nicht mehr länger aufgeſchoben werden. 
Und gerade in dieſem Augenblick müſſen wir Oſtpreußen zu unſerm Schmerz 
ſehen, daß, wie ſchon einmal die Oſtpreußenhilfe durch Verwandlung in eine Aktion 
für alle notleidenden Grenzgebiete verwäſſert wurde, ſo jetzt wieder die Hilfe für 
Oſtpreußen in den allgemeinen Rahmen der Hilfe für die Oſtprovinzen eingeſpannt 
wird. Wir wiſſen um die Not, die im ganzen Reiche und insbeſondere in den 
übrigen Oſtprovinzen umgeht, und wir neiden niemandem das, was ihm zuteil werden 
ſoll. Aber wir ſind aufs tiefſte davon berührt, daß man der un vergleichbaren 
Sonderlage Oſtpreußens noch immer nicht in genügendem Maße Rechnung 
trägt und nicht klar genug zu erkennen ſcheint, wie es ſich um Oſtpreußen verhält 
und was hier für das Deutſche Volk auf dem Spiele ſteht. 

Es gibt im Leben der Menſchen und Völker zwei Worte voll troſtloſer Hoffnungs⸗ 
loſigkeit. Dieſe Worte heißen: „Zu ſpät“ und umſchließen Reue, Verzweiflung und 
Verfall. Sie dürfen nicht über das Schickſal Oſtpreußens geſchrieben werden. 


Hetlagen 
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Beilage Nr. 1. 65 


Richtlinien 


für Krediterleichterungen, die ſanierungsfähigen landwirtſchaftlichen Betrieben 
aus der Oſtpreußenhilfe gewährt werden. 


I. Erſtſtellige Kredite. 

1. Um der Oſtpreußiſchen Landſchaft neue erſtſtellige Pfandbriefbeleihungen unter Bedingungen zu er- 
möglichen, die für die Kreditnehmer wirtſchaftlich erträglich find, wird vom Reiche für 60 Millionen Goldmark Pfand- 
briefe 6 Yoigen Typs ein Disagiozuſchuß bis zu 12% unter der Vorausſetzung gewährt, daß mit dieſem Disagio- 
zuſchuß der dem Kreditnehmer in Rechnung zu ſtellende Verkaufskurs der Pfandbriefe auf 95 % gebracht wird. 

2. Der von der Oſtpreußiſchen Landſchaft bei den Pfandbriefbeleihungen zu erhebende, von dem Verkaufs— 
wert in Abzug zu bringende Quittungsgroſchen darf nicht mehr als 1¼ // betragen. 

3. Darlehen mit Disagiozuſchuß dürfen nur inſoweit gewährt werden, als die Verwendung der Darlehns- 


mittel 
a) zur Abdeckung von Schuldverbindlichkeiten, 


b) zu anderen einer rationellen Geſtaltung des Betriebs dienenden Maßnahmen in den Grenzen des 
wirtſchaftlich Notwendigen 
geſichert iſt. 

Soweit eine beſtimmungswidrige Verwendung der Darlehnsmittel feſtgeſtellt wird, kann die Oſtpreußiſche 
Generallandſchaftsdirektion die Rückerſtattung des gewährten Disagiozuſchuſſes zu Gunſten des Reichs verlangen. 
Der Kreditnehmer hat ſich für dieſen Fall in rechtsverbindlicher Form zur Rückzahlung des Disagiozuſchuſſes unter 
Ausſchluß des Rechtsweges zu verpflichten. 


11. Zweitſtelliger Kredit. 


A. Allgemeines. 


1. Reich und Preußen ſtellen der Landesbank der Provinz Oſtpreußen eine Summe von 18 Millionen 
Reichsmark zur Begebung zweitſtelliger Goldhypotheken auf land- und forſtwirtſchaftlich genutzte Grundſtücke in 
Oſtpreußen zur Verfügung. Weitere Mittel für den gleichen Zweck follen im Wege einer von dem Provinzial— 
verbande Oſtpreußen aufzunehmenden Auslandsanleihe beſchafft werden; die Aufſtellung von Richtlinien für die 
Verwendung dieſer Mittel bleibt vorbehalten. 

2. Der Betrag von 18 Millionen Reichsmark wird der Landesbank der Provinz Oſtpreußen ratenweiſe 
nach Bedarf überwieſen. 

3. Die zur Verfügung geſtellten Mittel haben der Umwandlung der vorhandenen Perſonalſchulden des 
Kreditnehmers, (Darlehnsſchulden, Schulden bei Kaufleuten, Handwerkern, rüdjtändige Löhne, Abgaben uſw.) in 
einen langfriſtigen, zweitſtelligen Realkredit zu dienen. Die Abdeckung der Perſonalſchulden hat in der Regel im 
Wege der unmittelbaren Zahlung an die Gläubiger zu erfolgen. 

4. Als zweitſtelliger Kredit im Sinne dieſer Richtlinien gilt ein Kredit, der hinter einer erſtſtelligen Beleihung 
gewährt wird und einſchließlich aller im Range vorhergehenden Belaſtungen mit nicht mehr als 60 % des Grund— 
ſtückswerts abſchneidet. 

Der Ermittelung des Grundſtückswerts find die Taxen öffentlich-rechtlicher oder unter Staatsaufficht ſtehender 
Realkreditinſtitute zugrunde zu legen. Liegt eine ſolche Taxe nicht vor, ſo beſtimmt die Landesbank, welche 
Unterlagen zur Ermittelung des Grundſtückswerts beizubringen ſind. 

5. Ein zweitſtelliger Kredit darf nur gewährt werden, wenn der landwirtſchaftliche Betrieb des Kredit— 
nehmers ſanierungsfähig und ſanierungswürdig iſt. Dieſe Vorausſetzung iſt erfüllt, wenn nach Gewährung des 
Umſchuldungskredits eine rationelle Fortführung des Betriebes unter Berüchichtigung des Zuſtandes der Wirtſchaft 
und ihrer Leitung gewährleiſtet iſt. 

6. Zueitſtellige Kredite follen ferner nur gegeben werden, ſoweit die vorhandenen Perſonalſchulden nicht 
durch erſtſtelligen Realkredit abgeſtoßen werden können. Vor der Begebung zweititelligen Kredits ijt daher zu 
prüfen, ob der erſtſtellige Kredit bis zur erreichbaren Höhe ausgenutzt iſt. Iſt dies nicht der Fall, ſo iſt zunächſt 
auf höchſtmögliche Beſchaffung erſtſtelligen Kredits hinzuwirken. 

Läßt ſich eine volle Ausnutzung des erſtſtelligen Kredits nicht ermöglichen, ſo kann ausnahmsweiſe die 
zweite Hypothek in unmittelbarem Anſchluß an die tatſächliche erſtſtellige Beleihung bis zu der unter Ziffer 11A 4 
bezeichneten Höhe gewährt werden. 
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7. Die Jahresleiſtung für die gewährten zweitſtelligen Kredite darf 9 % nicht überſteigen. Sie wird 
nach Aufnahme der Auslandsanleihe (vgl. II A 1) unter Zugrundelegung der Bedingungen dieſer Anleihe end⸗ 
gültig feſtgeſetzt. Bis zur Ausgabe der Kredite aus dem Erlös der Auslandsanleihe werden als Jahresleiſtung 
8 % erhoben. In der Jahresleiſtung dürfen höchſtens 3/4 % Verwaltungskoftenbeiträge enthalten fein. 

Von den Verwaltungskoſtenbeiträgen ſteht in jedem Falle der Landesbank ½ On zu. 

Die reſtlichen Verwaltungskoſtenbeiträge fallen derjenigen Stelle zu, die als Gläubiger der zweiten Hypothek 
im Grundbuch eingetragen iſt (vgl. Ziffer II A 10) und damit die Verpflichtung zur Einziehung und Abführung 
der Zinſen an die Landesbank übernimmt. 

8. Die Auszahlung der Kredite aus dem Betrage von 18 Millionen Reichsmark erfolgt zu dem Kurſe, 
zu dem die Darlehen aus der Auslandsanleihe abgerechnet werden (L aber II B 9). Die Kredite können einſt⸗ 
weilen bis zur Höhe von 90 % bevorſchußt werden. 


9. Bei Ausfällen an Kapital und Zinſen jeder einzelnen und zweiten Hypothek werden Reich und Preußen 
zuſammen den Provinzialoerband Oſtpreußen bzw. deſſen Landesbank nur in Höhe von 25 % des Ausfalls in 
Anſpruch nehmen. Der Provinzialverband Oſtpreußen bezw. deſſen Landesbank hat, ſoweit möglich, bei den an 
der Umſchuldung intereſſierten Gläubigern des Kreditnehmers, gegebenenfalls auch bei einem örtlichen Kreditinſtitut, 
Rückendeckung zu nehmen. 


10. Die Eintragung der Hypotheken in das Grundbuch erfolgt auf den Namen der Landesbank der 
Provinz Oſtpreußen oder auf den Namen deſſen, der von dem Provinzialverband bezw. deſſen Landesbank das 
Darlehn zur Weiterleitung an den Darlehnsnehmer unter Übernahme der unter Ziffer II A 9 Satz 2 vorgeſehenen 
Haftung empfangen hat. In dem zweiten Fall ſind die Hypothekenbriefe mit einer Abtretungsurkunde bei der 
Landesbank zu hinterlegen. 

11. Die Darlehen ſind ſeitens des Geldgebers unkündbar bis zum 1. April 1940. Erſtmalig zu dieſem 
Zeitpunkt können die Darlehen mit halbjähriger Friſt gekündigt oder in Tilgungsdarlehen umgewandelt werden. 
Es kann jedoch die ſofortige Rückzahlung des Darlehns in folgenden Fällen verlangt werden: 

a) Wenn der Darlehnsnehmer mit einer ihm obliegenden Leiſtung länger als 3 Monate ganz oder 
teilweiſe im Rückſtande bleibt, 

b) wenn der Darlehnsnehmer in Konkurs gerät, ihm gegenüber das Vergleichsverfahren zur Abwendung 
des Konkurſes angeordnet wird, er die Zahlungen einſtellt oder der zur Sicherheit für das Darlehn 
verpfändete Grundbeſitz ganz oder teilweiſe unter Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung 
geſtellt wird, 

c) wenn der verpfändete Grundbeſitz an eine andere Perſon als den Ehegatten oder einen Abkömmling 
oder Geſchwiſter des Darlehnsnehmers veräußert oder ohne Zuſtimmung des Darlehnsgebers geteilt 
wird, es ſei denn, daß bei der Abveräußerung von Teilen, deren Unſchädlichkeit für die Beteiligten 
nach Maßgabe der Landesgeſetze von der zuſtändigen Behörde feſtgeſtellt wird. 

d) wenn der verpfändete Grundbeſitz mit einem Nießbrauch belaſtet oder verpachtet wird, ohne daß 
wegen Regelung der Verpflichtung aus dem Darlehn ein Abkommen mit der Darlehnsgeberin 
getroffen iſt, 

e) wenn der Darlehnsnehmer die angemeſſene Verſicherung der Gebäude, des Inventars und der Ernte 
gegen Feuersgefahr trotz Mahnung durch den Darlehnsgeber unterläßt, 

) wenn das verpfändete Grundſtück von dem notwendigen Inventar entblößt oder die Bewirtſchaftung 
offenkundig ſo geführt wird, daß eine Gefährdung der Sicherheit des Darlehns zu befüchten iſt, 

g) wenn feſtgeſtellt wird, daß die von dem Darlehnsnehmer gemachten Angaben über ſeine Verhältniſſe 
grobe Unrichtigkeiten enthalten haben. 

Darüber, ob die Vorausſetzungen unter e—g vorliegen, entſcheidet mit Wirkung für alle Beteiligten und 
unter Ausſchluß des Rechtsweges die Landesbank. Dieſe hat die ſofortige Rückzahlung zu verlangen, wenn das 
Reich und Preußen die Vorausſetzungen unter a—g für unzweifelhaft gegeben erachten. 

12. Der Darlehnsnehmer hat ſich der ſofortigen Zwangsvollſtreckung gegen den jeweiligen Eigentümer des 
beliehenen Grundſtücks zu unterwerfen. 


13. Der Darlehnsnehmer iſt berechtigt, das Darlehn jederzeit unter Einhaltung einer Kündigungsfriſt von 
3 Monaten zurückzuzahlen. 


14. Zurückgezahlte Darlehnsbeträge können zur Neuausgabe zweitſtelliger Kredite nach Maßgabe dieſer 
Richtlinien wiederverwendet werden. 


15. Die entſtehenden Gerichts- und Notariatskoſten trägt der Darlehnsnehmer. 


16. Das Verfahren der Abrechnung zwiſchen Landesbank und Reich und Preußen bleibt beſonderer Ver— 
einbarung vorbehalten. 
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B. Berfahren. 


1. Der Bewerber um ein Darlehn hat ſich zur Vorbereitung feines Antrags auf Gewährung eines zweit⸗ 
ſtelligen Kredits möglichſt eines Perſonalkreditinſtituts zu bedienen. Der Antrag iſt nach einem einheitlichen Muſter 
aufzuſtellen. 

2. Der Antrag iſt bei einem Ausſchuß anzubringen, der für jeden Kreis der Provinz Oſtpreußen gebildet 
wird. Der Ausſchuß beſteht aus: 

a) dem Landrat (Oberbürgermeiſter) als Vorſitzenden, 
b) dem Vorſteher des zuſtändigen Finanzamts, dem bei Behinderung des Landrats (Oberbürgermeiſters) 
der Vorſitz bei den Verhandlungen des Ausſchuſſes zuſteht, 
c) drei von dem Vorſtande der Landwirtſchaſtskammer zu beſtellenden Landwirten, die unter Berüd- 
ſichtigung der im Kreiſe vorhandenen Beſitzgrößen auszuwählen find. 
Der Landrat kann ſich in Behinderungsfällen, ſoweit ihm ein höherer Staatsbeamter zur Hilfeleiſtung beigegeben 
oder ſoweit bei dem Kreiskommunalverbande ein Kreisſyndikus angeſtellt iſt, durch einen, von dieſen ſonſt durch 
das vom Kreisausſchuß mit der Stellvertretung des Vorſitzes im Kreisausſchuß betraute Kreisausſchußmitglied, 
der Oberbürgermeiſter durch ein Magiſtratsmitglied, der Vorſteher des Finanzamts durch ſeinen Vertreter vertreten 
laſſen. Für die Mitglieder zu c tönnen von dem Vorſtande der Landwirtſchaftskammer Stellvertreter beſtellt 
werden. Der Ausſchuß iſt bei Anweſenheit von 4 Mitgliedern beſchlußfähig. Er entſcheidet mit einfacher Stimmen- 
mehrheit; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 


Der Ausſchuß iſt befugt, zu ſeinen Beratungen unbeteiligte Sachverſtändige mit beratender Stimme zuzu— 
ziehen. Die an der Umſchuldung intereſſierten Gläubiger des Kreditnehmers ſind, ſoweit notwendig, bei den 
Verhandlungen zu hören. 


3. Dem Ausſchuß liegen folgende Aufgaben ob: 

a) Ermittelung des Wertes des Grundſtücks und ſeiner Beleihungsfähigkeit, 

b) Feſtſtellung und Prüfung der geſamten Schuldverhältniſſe des Antragſtellers und der Urſachen der 
Verſchuldung, 

c) Prüfung der Sanierungsfähigkeit und Sanierungswürdigkeit, 

d) gegebenenfalls Verhandlung mit den Gläubigern über eine etwaige Herabſetzung ihrer Forderungen, 

e) Hinwirken auf höchſtmögliche Ausnutzung der erſtſtelligen Beleihungsmöglichkeit, 

f) Verhandlung mit den an der Sanierung intereſſierten Gläubigern des Kreditnehmers wegen Über: 
nahme der Haftung für die zu gewährende zweite Hypothek bis zur Höhe von 25 9%. 

1. Auf Grund der Ergebniſſe dieſer Feſtſtellungen und Verhandlungen gibt der Ausſchuß ein Gutachten 
darüber ab, ob durch Hingabe eines zweitſtelligen Hypothekenkredits aus den Mitteln der Oſtpreußenhilfe der 
mit der Sanierung erſtrebte Erfolg erreicht werden kann und in welcher Höhe der zweititelige Kredit zu 
gewähren iſt. 

5. Der Vorſitzende des Ausſchuſſes leitet den begutachteten Antrag nebſt den Unterlagen an die Landes- 
bank der Provinz Oſtpreußen weiter. 

Dicfe prüft den Antrag und legt ihn ſodann mit ihren Prüfungsbemerkungen einem Ausſchuß vor. 


6. Der Ausſchuß (II B 5 — Kreditausſchuß) ſetzt ſich zuſammen aus: 

a) dem Landeshauptmann der Provinz Oſtpreußen als Vorſitzenden, 

b) dem Oberpräſidenten der Provinz Oſtpreußen, 

c) dem Präſidenten des Landesfinanzamts in Königsberg, 

d) dem Präſidenten der Landwirtſchaftskammer der Provinz Oſtpreußen, 

e) zwei von dem Vorſtande der Landwirtſchaftskammer zu beſtellenden oſtpreußiſchen Landwirten als 
Vertretern des Großgrundbeſitzes und des bäuerlichen Beſitzes, 

f) dem Generallandſchaftsdirektor in Königsberg, 

g) dem Präſidenten der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe, 

n) einem von dem Oberpräſidenten der Provinz Oſtpreußen zu beſtellenden Vertreter der nichtlandwirt— 
ſchaftlichen oſtpreußiſchen Wirtſchaftskreiſe. 

Die zu a bis d und zu f und g benannten Mitglieder des Ausſchuſſes können ſich durch höhere Beamte 
ihrer Verwaltung vertreten laſſen; für die zu e benannten Mitglieder können durch den Vorſtand der Land— 
wirtſchaftskammer, für das zu h benannte Mitglied durch den Oberpräſidenten der Provinz Oſtpreußen Stell— 
vertreter beſtellt werden. 

Der Ausſchuß iſt bei Anweſenheit von 5 Mitgliedern beſchlußfähig. Er entſcheidet mit einfacher Stimmen⸗ 
mehrheit; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 

Die Reichsregierung und die Preußiſche Staatsregierung ſind befugt, Kommiſſare zu den Verhandlungen 
des Ausſchuſſes zu entſenden. 

Zu den Verhandlungen des Ausſchuſſes können die Vertreter der zubringenden Kreditinſtitute mit beratender 
Stimme zugezogen werden. 


68 Beilage Nr. 1. 


7. Entſcheidet der Ausſchuß dahin, daß die Gewährung eines zweitſtelligen Kredits nicht oder über eine 
beſtimmte Höhe hinaus nicht gutgeheißen werden kann, ſo gilt der Antrag ganz bzw. in dieſem Umfang als end⸗ 
gültig abgelehnt. Soweit die Anträge von dem Ausſchuß befürwortet werden, gehen fie an den Verwaltungs- 
rat der Landesbank, der über die Gewährung des zweitſtelligen Kredits endgültig entſcheidet. 

Dem Antragſteller iſt über die endgültige Entſcheidung von dem Vorſtande der Landesbank durch Ver⸗ 
mittelung des zubringenden Kreditinſtituts ein Beſcheid zu erteilen. Eine Durchſchrift dieſes Beſcheides iſt dem 
Landrat (Oberbürgermeiſter) zu überſenden. Durch dieſen Beſcheid erwirbt der Antragſteller keinen Rechtsanſpruch 
auf Gewährung des Darlehns. 


8. Sämtliche Ausſchußmitglieder ſind verpflichtet, die Verhandlungen und die hierbei zu ihrer Kenntnis 


gelangenden Verhältniſſe der Antragſteller ſtrengſtens geheim zu halten. 


9. Zur Deckung von Koſten, die durch die Tagungen der Ausſchüſſe entſtehen, iſt bei der Auszahlung 
der Darlehen (vgl. II A 8) ½ % der Darlehnsſumme einzubebehalten. Uber die Verwendung der einbehaltenen 
Beträge bleibt Anweiſung vorbehalten. 


111. Kleinbauernkredite. 
(Siehe beſondere Richtlinien). 


IV. Pächterkredite. 
(Siehe beſondere Richtlinien). 


V. Anderung der Richtlinien. 
Die Reichsregierung und die Preußiſche Staatsregierung behalten ſich das Recht vor, die Richtlinien 
abzuändern. 
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Antrag 


auf Bewilligung einer II. Hypothek aus Mitteln der Oſtpreußenhilfe des 


Ich beantrage für mein Gut Band Blatt Amtsgerichts⸗ 
% oe SEID. ee EE a 
bei der Landesbank der Provinz Oſtpreußen ein an II. Stelle hypothekariſch zu ſicherndes Darlehn aus den 
Mitteln der Oſtpreußenhilfe nach Maßgabe der hierfür ausgeſtellten Richtlinien in Höhe von 
—— cougar ee GM. 


Das Grundftüd iſt F Morgen. 

Nach der Taxe deeeeeeeer 77 Ee ee 
E peto ts WEHe mit: abſchließt, ijt eine erſtſtellige Beleihung 
DL due Sate , . ß , o aos RI 
zuläſſig. (Vorhandene Taxen find beizufügen.) 

Der berichtigte Wehrbeitragswert des Grundftüds betrglũeeaſe ss RAE 


Beſtehende Belaſtungen des Grundftüds: 


1. Abt. II Geſamtkapitalwert (vgl. S. 1 der Anlageaeoeeã--⸗⸗ůhhnsnsnsnnnnnnnnsss??? RI 

2. Abt. III a) Gejamtbetrag der Bien und rnb a e 2 195 
A r rr RAE 
b) Gejamtbetrag der Sicherungshppothelen FS S. 2 ge Anlage) — . PM 

3. Geſamtbetrag der WC SS et SEN me S. 3 der 
Anlage) : A : ei Se eee e RÍE 
Geſamtbetrag der Verbindlidteiten `... RR 
mit einer Geſamtjahresleiſtung (vgl. S. 4 der Anlage) v oenn e a RA 

Dies ergibt je Morgen eine Belaſtung mit RH Kapital 
EE RA Jahresleiſtung. 


Nähere Angaben über die Urſachen der Verſchuldung: 


Ich bin damit einverſtanden, daß als Gläubiger der von mir beantragten II. Hypothen — 
im Grundbuch eingetragen wird. 
Ich verſichere, daß meine Angaben vollſtändig ſind und der Wahrheit entſprechen. Mir iſt bekannt, daß 


ich die Zurüdjtellung meines Antrages zu gewärtigen habe, wenn ſich meine Angaben in weſentlichen Punkten als. 


unvollſtändig oder wahrheitswidrig erweiſen. 

Ich bin damit einverſtanden, daß die beteiligten Dienſtſtellen der Reichsfinanzverwaltung und der preußiſchen 
Verwaltung über meine perſönlichen, wirtſchaftlichen und ſteuerlichen Verhältniſſe den Ausſchüſſen gegenüber Aus⸗ 
künfte erteilen. 


(Unterſchrift) 
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m _ —— _——_ _— _——  — — [Je 


Vorſchlag des vermittelnden Kreditinſtituts. 


(Aufitellung eines Umſchuldungsplanes unter Hervorhebung folgender Geſichtspunkte: Beſtehenbleibende 
dingliche Belaſtung, Erweiterung des erſtſtelligen Kredits, Ermäßigung der Gläubigerforderungen, Abdeckung der 
Perſonalſchulden durch Umſchuldungshypothek, notwendiger Betrag dieſer Hypothek, Bezeichnung des einzutragenden 
Gläubigers und Übernahme der Haftung durch dieſen, Auszahlung der Darlehnsvaluta uſw.) 


Urſchriftlich mit Anlage 


Gutachten des Ausſchuſſes des Kreiſe e e OS 


Die Angaben des Antragſtellers ſind nach den Feſtſtellungen des Ausſchuſſes, ſoweit erforderlich, rot 
berichtigt und ergänzt. 


Stellungnahme des Ausſchuſſes zu den Vorſchlägen des Kreditinſtituts. 


Schlußergebnis: 
1. Ermittelter Wert des Grundſtücks jj ³ꝛ¹¹¹¹¹ ( RA 
2. Höchſtbeleihungsfähigkeit nach den Richtlinien 5612: — eee Oe Gee Er. Rh 
3. Kapitalwert der beſtehenbleibenden dinglichen Laften `. . . . +. em m ro nl Rh 
bleibt beleihungsfähiger Rau RA 
4. Höhe der durch Verſchuldung abzudeckenden Berbindhihleiten : . = - =» = me 8 RA 

Dieſe können gedeckt werden: 

a) durch Erweiterung der erſtſtelligen Beleihung Il ö;õ 8 RM 
b) durch Gewährung einer zweiten Hypothek aus der Oſtpreußenhilfe mi. Rh 
„ re Be ee er ee ee Ri ae RA 


der Landesbank der Provinz Oſtpreußen 
in Königsberg Pr. 
iiberjandt. 
Der Vorſitzende des Ausſchuſſes für den Kreis... een 


(Unterſchrift) 
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Zu II B. 9530/4. 4. O. St. 


SH ee ee ds, ne 


L Im Grundbuch eingetragene Belaſtungen: 
A. Laſten in Abteilung II. 


Geldwert der 
Jahresleiſtung 
Ort Beratung Kapitalwert | (evtl. unter 

Angabe des 


Zinsſatzes) 
Bd. Bl. Nr. Art RK RA 


Gläubiger 


Gejamtfapitalwert |................ 


Geſamtgeldwert der Jabresleijtung | g 


B. Laſten in Abteilung III. 


Grundbuch | I FJFiaghresleiſtung 
Si Fällig 
Til⸗ (f) am 
¡ einſchl. S 
Ort Belaftung Kapitalwert an usa e= Glaubiger 
wal⸗ ap trag Siindbar 
tungs⸗ (Kk) am 
koſten 
Bor | Bl. Nr. Art RÁ 0% 0% 


Geſamtkapitalwer 1, 
davon 
a) Hypotheken und Grundſchulden. 


d) Sicherungshypotheken 
Geſamtbetrag der Jahresleiſtung 
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II. Dinglich nicht geſicherte Verbindlichkeiten. i | 
(Es find ſämtliche Verbindlichkeiten aufzuführen, und zwar einzeln unter Angabe des Gläubigers, der Art der | 
Schuld, ihrer Höhe und ihrer etwaigen Verzinſung.) | 


Glaubiger Art der Schuld 


Schuldſumme Jahresleiſtung e 
RM Rh | 


1. Rückſtändige Steuern, Abgaben, öffentlich⸗rechtliche Beiträge uſw.: | 


2. Schulden an Privatgläubiger: | 


Geſamtbetrag der dinglich nicht geſicherten Verbindlichkeiten ... 
Geſamtbetrag der Jahresleiſtun —— 00000000 


III. Zuſammenſtellung. 


der darauf entfallenden 
Jahresleiſtungen 


RA 


der Verbindlichkeiten 


Kb 


IA der Laſten in Abt. II . 
IB der Laſten in Abt. II. . . . . . A A a a IN ee ae 


II der dinglich nicht geſicherten Verbindlichkeiten „„ 
Gejamtbetrag | gg Je 8 | 


IV. a) Verpflichtungen aus Bürgſchaften, Avalen, Wechſelmitſchriften uſw.: 


b) Ich bin Mitglied folgender Genoſſenſchaften mit unbeſchränkter Haftpflicht: 


Ich verſichere die Richtigkeit und Vollſtändigkeit der vorſtehenden Angaben. | 


SS Dein 8 19 | 
| 


(Unterſchrift) 
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Stempel vorläufig außer Anſatz gemäß 
F. M. E. vom 30. 8. 1928 — II C. 9277. — 


Oſtpreußenhilfe. 
Schuldurkunde 
mit Beſtellung einer Hypothek. 
Verhandelt 
C ü 119 

Die Erſchienene zu E : erflärten 
Ich — Mir — WAR ANA) ĩ˙ ] ů o:: c EE 
(im nachfolgenden als der Darlehnsnehmer bezeichnet) bekenne — bekennen — als Geſamtſchuldner — von 
(im nachfolgenden als die Darlehnsgeberin bezeichne d 

PF Goldmark 

e e,, d , e E Goldmark) 


nach Maßgabe der Satzung und der allgemeinen Beleihungsgrundſätze der Darlehnsgeberin unter folgenden 
Vereinbarungen empfangen zu haben: 

Es ijt mir — uns — bekannt, daß das Darlehn nur zur Abdeckung von turzfriftigen Verbindlichkeiten 
verwendet werden darf und daß ich — wir — verpflichtet bin — ſind — jede von dem Darlehnsgeber oder 
ſeinen Beauftragten gewünſchte Auskunft über meine — unſere perſönlichen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe jederzeit 
unter Offenlegung aller Unterlagen (Bücher, Schriftſtücke uſw.) zu erteilen. 

Pas eee ,,, A ab mit 6 ½ v. H. jährlich zu verzinſen und durch 
Zahlung eines jährlichen Tilgungsbeitrages von 1,17 v. H. der urſprünglichen Darlehnsſumme, der ſich im 
zweiten und in den ſpäteren Jahren um die durch die fortſchreitende Tilgung erſparten Zinſen vermehrt, 
zu tilgen. Daneben iſt vom gleichen Zeitpunkt ab ein jährlicher Verwaltungskoſtenbeitrag in Höhe von 
0,75 v. H. der urſprünglichen Darlehnsſumme zu entrichten. Die jährliche Geſamtſumme beträgt demnach 
8,42 Goldmark für je 100 Goldmark des urſprünglichen Darlehnsbetrages. 

2. Eine Goldmark im Sinne dieſer Urkunde iſt gleich dem Preis von 1/2790 kg Feingold, berechnet gemäß 
dem Geſetz über wertbeſtändige Hypotheken vom 23. Juni 1923 (R. G. Bl. I S. 407), der Verordnung 
vom 29. Juni 1924 (R. G. Bl. S. 482) und der Verordnung vom 17. April 1924 (R. G. Bl. S. 415) 
mit der Maßgabe, daß eine Goldmark mindeſtens gleich einer Reichsmark geſetzt wird. 

Alle Zahlungen haben in deutſcher Reichsmark an der Kaſſe der Darlehnsgeberin als dem 
Erfüllungsort zu erfolgen. 

3. Die nach Ziffer 1 zu bewirkende Leiſtung iſt in zwei gleichen Halbjahresteilen, und zwar für die Zeit 
vom 1. Juni bis 30. November am 10. Oktober, und für die Zeit vom 1. Dezember bis 31. Mai am 
10. April jeden Jahres, die erſte Rate für die Zeit vomnmmn: FF 
T zu entrichten. 

Stichtag für die Berechnung des Reichsmarkbetrages der Leiſtungen gemäß Ziffer 2 iſt der 
Fälligkeitstag. Ergibt ſich ein höherer Reichsmarkbetrag, falls die am 10. Oktober fällige Leiſtung 
unter Zugrundelegung des folgenden 1. Dezember, die am 10. April fällige Leiſtung unter Zugrunde- 
legung des folgenden 1. Juni als Stichtag in Reichsmark umgerechnet wird, ſo iſt der Unterſchied auf 
Verlangen der Darlehnsgeberin vom Darlehnsnehmer nachzuzahlen. Das Verlangen auf Nachzahlung 
kann nur innerhalb vier Wochen nach dem 1. Dezember und 1. Juni geſtellt werden; es gilt als geſtellt, 
wenn eine entſprechende Aufforderung ſchriftlich oder drahtlich an den Darlehnsnehmer abgeſandt iſt. Die 
Zahlung hat innerhalb zwei Wochen nach Erhalt der Aufforderung zu erfolgen. 
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4. Wird eine fällige Leiſtung nicht innerhalb 5 Tagen nach dem vereinbarten Termin vollſtändig bewirkt, ſo 
erhöht ſich der Zinsſatz von 6 1/2 v. H. auf 2% über den am Tage der Fälligkeit geltenden Lombardſatz 
der Reichsbank, jedoch nicht unter 8 v. H. und nicht über 12 v. H. 

Die über 6 ½ v. H. hinausgehenden Zinſen werden auf die Tilgung nicht angerechnet. Außerdem 
iſt der Darlehnsgeberin die durch Erhöhung des Goldpreiſes oder Sinken des Geldwertes entſtehende 
Differenz zwiſchen Fälligkeits- und Zahlungstag ſowie jeder ihr ſonſt etwa entſtehende Schaden zu erſetzen. 

5. Durch die planmäßige Entrichtung des Tilgungsbetrages (Ziffer 1) wird das Darlehn in 30 Jahren getilgt. 

Der Darlehnsnehmer hat das Recht, das Darlehn im ganzen oder in Teilbeträgen unter Einhaltung 
einer ſechsmonatigen Kündigungsfriſt zu jedem Zinstermin (d. i. 10. April und 10. Oktober) zurückzuzahlen. 
Die nach Ziffer 1 zu bewirkenden Leiſtungen ſind für das am Zinstermin laufende Zinshalbjahr, das iſt 
der Zeitraum vom 1. Juni bis 30. November bzw. 1. Dezember bis 31. Mai, voll zu entrichten. 

Für die Umrechnung von Goldmark auf Reichsmark uud eine etwaige Nachzahlungspflicht infolge 
Abſinkens der Reichsmark gegenüber der Goldmark gelten die Ziffern 2 und 3 Abf. 2 entſprechend mit 
der Maßgabe, daß als Stichtag der in Abſ. 2 genannte Rückzahlungstermin gilt. 

Bei Zahlungsverzug erhöht ſich der Zinsſatz für die Verzugszeit von 6 ½ v. H. auf 2 % über 
den jeweils geltenden Lombardſatz der Reichsbank, jedoch nicht unter 8 v. H. und nicht über 12 v. H. 
jährlich. In übrigen gilt Ziffer 4 Abſ. 2. 

6. Falls nach Anſicht der Darlehnsgeberin die Erfüllung der dem Darlehnsnehmer aus dieſem Darlehns- 
vertrage obliegenden Zahlungsverpflichtungen gefährdet iſt, kann die Darlehnsgeberin durch einen oder 
mehrere von ihr zu beſtellende Sachverſtändige die Betriebsführung des Darlehnsnehmers prüfen laſſen. 
Die hierdurch entſtehenden beſonderen Koſten fallen dem Darlehnsnehmer zur Laſt. 


7. Von ſeiten der Darlehnsgeberin iſt das Darlehn bis zum 1. April 1940 unkündbar. Erſtmalig zu dieſem 
Zeitpunkt kann das Darlehn mit halbjähriger Friſt gekündigt werden. Die Darlehnsgeberin kann jedoch 
ohne Innehaltung einer Kündigungsfriſt die ſofortige Rückzahlung in folgenden Fällen verlangen: 

a) wenn feſtgeſtellt wird, daß die vom Darlehnsnehmer gemachten Angaben über ſeine Verhältniſſe 
grobe Unrichtigkeiten enthalten haben, die für die Darlehnsgewährung weſentlich waren, 

b) wenn der Darlehnsnehmer mit einer ihm obliegenden Leiſtung länger als zwei Wochen ganz oder 
teilweiſe im Rückstand bleibt, wenn die Gültigkeit oder der Rang der für das Darlehn beitellten 
Hypothek beſtritten, der bedungene Rang nicht ſofort beſchafft und dauernd erhalten wird, 

c) wenn der Darlehnsnehmer in Konkurs gerät, ihm gegenüber das Vergleichsverfahren zur Abwendung | 
des Konkurſes angeordnet wird, er die Zahlungen, fei es auch nur vorübergehend, einftellt oder | 
der zur Sicherheit für das Darlehn verpfändete Grundbeſitz ganz oder teilweife unter Zwangs⸗ 
verſteigerung oder Zwangsverwaltung geſtellt wird, 

d) wenn der verpfändete Grundbeſitz ganz oder teilweiſe veräußert, mit einem Nießbrauch belaſtet oder 

verpachtet wird, ohne daß wegen Regelung der Verpflichtungen aus dem Darlehn ein Abkommen 

mit der Darlehnsgeberin getroffen iſt, oder der verpfändete Grundbeſitz ohne Zuſtimmung der 

Darlehnsgeberin geteilt wird, es fei denn, daß bei der Abveräußerung von Teilen die Unſchädlichkeit 

für die Beteiligten nach Maßgabe der Landesgeſetze von der zuſtändigen Behörde vorher feſtgeſtellt 

worden iſt, 

wenn der verpfändete Grundbeſitz von dem notwendigen Inventar entblößt, oder die Bewirtſchaftung 

des verpfändeten Grundbeſitzes oder der mithaftenden Gegenſtände offenkundig ſo geführt wird, daß 

eine Gefährdung der Sicherheit des Darlehns oder der Zins- und Nebenleiſtungen zu befürchten iſt, 

D wenn der Darlehnsnehmer nicht die Gebäude und das Inventar ſowie die Vorräte gegen Feuers— 
gefahr und auf Verlangen der Darlehnsgeberin auch die Feldfrüchte nicht gegen Hagel in angemeſſener 
Höhe bei einer von der Darlehnsgeberin anerkannten Verſicherungsanſtalt verſichert und verſichert 
hält, und dieſer nicht auf Verlangen einen Hypothekenſicherungsſchein beibringt, 

g) wenn der Darlehnsnehmer ſich weigert, ſich einer nach Ziffer 6 verlangten Prüfung zu unterwerfen. 

Darüber, ob die Vorausſetzungen unter a bis g vorliegen, entſcheidet mit Wirkung für alle 
Beteiligten und unter Ausſchluß des Rechtsweges die Landesbank der Provinz Oſtpreußen. 

Wird das Darlehn auf Grund dieſer Beſtimmungen fällig gemacht, ſo ſind die nach Ziffer 1 zu 
entrichtenden Leiſtungen für das am Rückzahlungstermin laufende Zinshalbjahr, das iſt der Zeitraum vom 
1. Juni bis 30. November bzw. vom 1. Dezember bis 31. Mai voll zu entrichten. 

Die Rückzahlung hat in bar zu pari zu erfolgen. 

8. In den Fällen zu Ziffer 7 findet die Berechnung des Reichsmarkbetrages der Leiſtung entſprechend den 
Beſtimmungen in Ziffer 2 und 3 Abſ. 2 Satz 1 ſtatt. Erfolgt die Rückforderung nicht zu einem Zins— 
termin, ſo gilt als Fälligkeitstag der Tag, zu welchem die Rückzahlung verlangt wird, falls aber ein 
ſolcher Tag bei der Aufforderung zur Rückzahlung nicht beſtimmt worden iſt, der Tag, an dem dieſe 
Aufforderung dem Darlehnsnehmer zuging. 

Bei Zahlungsverzug gilt Ziffer 5 letzter Abſatz entſprechend. 


E 


— 
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o 


10. 


Im Falle der Kündigung nad) Ziffer 7 ift der Darlehnsnehmer verpflichtet, der Darlehnsgeberin alle ihr 
infolge der vorzeitigen Rückzahlung erwachſenden Aufwendungen und Schäden, bis zur Höhe von 2% des 
zur Rückzahlung kommenden Darlehnsbetrages zu erſetzen. 

Der Darlehnsnehmer verpflichtet ſich fernerhin, die in Abteilung III unter Nr. 


vereinigen, zur Löſchung zu bringen. 
Wegen der vorbezeichneten Darlehnsforderung nebſt allen Nebenforderungen beſtellt der Darlehns⸗ 
nehmer der Darlehnsgeberin eine Geſamthypothek am folgenden iu F 


See eee belegenen und. im (GEUNBRUG DON anne lew cai enn ea 
C000 A SER Band Blatt/Artitel iii!!! Ee 2000 


Derne EE E EE 


verzeichneten Grundbeſitz. 

Die Beſtimmungen in Ziffer 4 Abſ. 2 Satz 2 und Ziffer 6 gelten als rein ſchuld rechtliche des Darlehns⸗ 
nehmers, die nicht dinglich geſichert werden. 

Über die Hypothek ſoll ein Hypothekenbrief gebildet werden, doch ſoll der Darlehnsnehmer oder 

der jeweilige Eigentümer nicht berechtigt ſein, eine Kündigung oder Mahnung mangels Vorlegung 
desſelben zurückzuweiſen. 
— Zugleich unterwirft ſich der Darlehnsnehmer wegen aller vorbezeichneten Forderungen der ſofortigen 
Zwangsvollſtreckung aus dieſer Urkunde in den vorbezeichneten Grundbeſitz und in ſein ſonſtiges Vermögen, 
und zwar in den Grundbeſitz in der Weiſe, daß die Zwangsvollſtreckung auch gegen den jeweiligen Eigen⸗ 
tümer des Grundſtücks zuläſſig ſein ſoll. — 

Die Darlehnsgeberin ſoll berechtigt fein, ſich vollſtreckbare Ausfertigung, ſowie weitere vollſtreckbare 

Ausfertigungen dieſer Urkunde auch ohne Nachweis derjenigen Tatſachen erteilen zu laſſen, von deren 
Eintritt die Fälligkeit abhängt. 
— Endlich verzichtet der Darlehnsnehmer hinſichtlich aller an dem bezeichneten Grundbeſitz etwa beſtehenden 
Hypotheken, Grundſchulden, Nentenſchulden und Reallaſten, welche einer Aufwertung auf Grund des 
Geſetzes vom 16. Juli 1925 unterliegen, auf die Befugnis, gemäß § 7 dieſes Geſetzes an der ihm vor— 
behaltenen Rangſtelle eine Hypothek oder Grundſchuld eintragen zu laſſen. — 

Der Darlehnsnehmer bewilligt und beantragt unwiderruflich die Eintragung der vorſtehend beſtellten 
Hypothek — der Unterwerfung unter die Zwangsvollſtrellung —, des Verzichts auf die Rechte aus $ 7 
Aufw.⸗Geſ. und die Aushändigung des über die Hypothek zu bildenden Hypothekenbriefes an die Landes— 
bank der Provinz Oſtpreußen, Königsberg Pr. 

Der Darlehnsnehmer beantragt und bewilligt fernerhin die Eintragung einer Vormerkung auf 
Löſchung folgender Belaſtungen, falls und ſoweit ſie ſich mit dem Eigentum in einer Perſon vereinigen; 


Blatt ic von Abt. III Nr. 
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Grundbuche. — 
— Zugleich wird beantragt, die erforderliche vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung zur Aufnahme des 
Darlehns und der vorſtehend beurkundeten Hypothekenbeſtellung einſchließlich der Verpflichtung zur Löſchung 
vorſtehender Rechte nach Ziffer 10 und des Verzichts auf die Befugniſſe aus $ 7 Aufw.⸗Geſ. zu erteilen. — 
Dem Grundbuchamt wird folgende Faſſung der Eintragungsformel vorgeſchlagen: 
a) Für die Hypothek: 


tilgbare Darlehnshypothek für ............ 
Eine Goldmark iſt gleich dem Preiſe von 1/2790 kg Feingold, mindeſtens ijt der Betrag in Reids- 
mark zu zahlen, der dem Nennbetrag der Leiſtung in Goldmark entſpricht. 
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b) 


c) 


Dom „ ab find 6 1/2 vom Hundert Zinſen und ein Verwaltungs- 
toſtenbeitrag von 0,75 vom Hundert jährlich, bei Rückzahlung unter Umſtänden eine einmalige 
Unkoſtenentſchädigung von bis zu 2 vom Hundert des zur Rückzahlung kommenden Darlehns⸗ 
betrages, zu entrichten. Die Zinſen erhöhen ſich unter Umſtänden auf 12 vom Hundert. Der 
jeweilige Eigentümer iſt der ſofortigen Zwangsvollſtreckung unterworfen. 


Eingetragen unter Bezugnahme auf die Bewilligung von 


Am 5 

Für die Löſchungsvormerkung nach $ 1179 B. G. B.: 

e e r 
zur Sicherung des Anſpruchs auf Löſchung er nnn 7 


falls und ſoweit ſie ſich mit dem Eigentum in einer Perſon vereinigen.“ 
Für den Rangvorbehaltsverzicht: 
„Eigentümer verzichtet auf alle ihm aus $ 7 Aufw.⸗Geſ. zuſtehenden Rechte.“ 


Von dieſer Verhandlung ſoll der Darlehnsgeberin eine vollſtreckbare und eine einfache Ausfertigung erteilt 
und die letztere zuſammen mit einer einfachen Abſchrift dem Grundbuchamt zur Erledigung der Eintragung und 
Erteilung des Hypothekenbriefes eingereicht werden. 

Eine Abſchrift dieſer Verhandlung ſoll mit der amtlichen Beſcheinigung, daß der darin enthaltene unwider⸗ 
rufliche Antrag auf Eintragung der Hypothek und Aushändigung des Hypothekenbriefes bei dem Grundbuchamt 
geſtellt iſt, und einem amtlich beſtätigten Auszug aus dem Grundbuch, aus dem ſich der weſentliche Inhalt der 
bei Eingang des Eintragungsantrages beſtehenden oder beantragten Grundbucheintragungen ergibt, der Darlehns- 
geberin unverzüglich erteilt werden. Ferner ſoll eine einfache Abſchrift dem Darlehnsnehmer erteilt werden. 

Alle aus der Darlehnsgewährung entſtandenen Koſten, insbeſondere die Koſten und Stempel dieſer 
Verhandlung, der Eintragungen im Grundbuch, der Erteilung des Hypothekenbriefes und der damit zuſammen⸗ 
hängenden Rechts verhandlungen, trägt der Darlehnsnehmer. 
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II B 9530/17. 4. O. St. III. 


Richtlinien 


für die Verwendung des im Rahmen der Oſtpreußenhilfe zu bildenden Betriebserhaltungsfonds. 


1. Zur Ergänzung der für die Oſtpreußiſche Landwirtſchaft im Wege der Kreditgewährung vorgeſehenen 
Hilfsmaßnahmen ſtellt die Reichsregierung einen Betrag von 10 Millionen Reichsmark zur Bildung eines „Betriebs- 
erhaltungsfonds“ zur Verfügung. 

2. Der Fonds dient der Gewährung von Beihilfen für landwirtſchaftliche Betriebe zur Abdeckung vor- 
handener Perſonalſchulden. Es dürfen nur ſolche Betriebe beriidjidtigt werden, bei denen die Aufnahme erſt⸗ 
und zweitſtelliger Hypotheken zur Abdeckung der Perſonalſchulden nicht ausreichen würde, die jedoch bei Abdeckung 
der vorhandenen Perſonalſchulden unter Berückſichtigung des Zuſtandes der Wirtſchaft und ihrer Leitung rationell 
fortgeführt werden könnten. 


3. Vorausſetzung für die Gewährung einer Beihilfe iſt, daß der zu unterſtützende landwirtſchaftliche Betrieb 
bein der Aufnahme von Realtrediten beſonders große Verluſte erlitten hat. Solche Verluſte bleiben bis zur Höhe 
von mindeſtens 10 v. H. der Kreditſumme in allen Fällen unberückſichtigt. 

Ausnahmsweiſe kann auch in anderen Fällen bei Vorhandenſein einer beſonderen unverſchuldeten Notlage 
eine Beihilfe gewährt werden. 


4. Außer in den Fällen der Ziffer 3 können aus dem Betriebserhaltungsfonds in dringenden Fällen 
vorläufige Beihilfen gewährt werden, wenn nach einer Beſcheinigung der Landesbank der Provinz Oſtpreußen die 
Vorausſetzungen für die Bewilligung eines zweitſtelligen Hypothekenkredits nach Abſchnitt II A der Richtlinien für 
Krediterleichterungen pp. gegeben find, Mittel des nach Ziffer II A 1 jener Richtlinien bereitgeſtellten Fonds von 
18 Millionen Reichsmark aber nicht mehr zur Verfügung ſtehen. In dieſen Fällen ijt die Beihilfe nach Aufnahme 
der Hypothek aus den Mitteln der vom Provinzialoerband Oſtpreußen aufzunehmenden Auslandsanleihe zurück— 
zuzahlen. 

5. Die Zahlung der Beihilfe iſt in der Regel unmittelbar an die Gläubiger, insbeſondere an Arbeiter, 
Handwerker, Kaufleute, Genoſſenſchaſten uſw. zu leiſten. 

6. Die Anträge auf Gewährung der Beihilfe ſind in der Regel in Verbindung mit den Anträgen auf 
Gewährung eines zweitſtelligen Kredits bei den nach Ziffer 11 B 2 der Richtlinien für Krediterleichterungen pp. 
in den Kreiſen zu bildenden Ausſchüſſen anzubringen. 

7. Über die Bewilligung der Beihilfe und ihre Verwendung entſcheidet der nach Ziffer II B 6 der Ridt- 
linien für Krediterleichterungen uſw. gebildete Kreditausſchuß mit der Maßgabe, daß gegen das übereinſtimmende 
Votum des Oberpräſidenten der Provinz Oſtpreußen und des Landesſinanzamtspräſidenten in Königsberg bezw. 


ihrer Stellvertreter eine Beihilfe nicht bewilligt werden darf. 


8. Über die Bewilligung oder Ablehnung der Beihilfe iſt dem Antragſteller ein Beſcheid zu erteilen. 
Dieſer Beſcheid iſt endgültig. 

9. Die Beihilfe iſt zurückzuerſtatten, wenn feſtgeſtellt wird, daß die von dem Antragſteller über feine Ver- 
hältniſſe gemachten Angaben grobe Unrichtigkeiten enthalten haben. Darüber, ob dieſe Vorausſetzung vorliegt, 
entſcheidet unter Ausſchluß des Rechtsweges der Oberpräſident der Provinz Oſtpreußen. 
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ö Beleihung des Grundſtücks S Y Wertfeſtſetzung Belleihungsgrenzen 
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ö 54 | | 65| fehlt fehlt & 22800 351 | 9120 5938| 13680 7742] 7800 7700 
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56 105| fehlt 31200 30900 29412360 12368] 18540 6172] 6500 6100 
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57 | 308| 73055 87880 K 154000 | 500 | 61600 35332} 92400 57068} 58000 57000 
1925 D 19% | | 
58 168| 9281, 25584 25 800 154 | 10320 10300| 15480 5180] 4900, 4900 
q | | | 
| 59 | 34| 3450 8000 & 20000 | 556 | 8000 4300| 12000 7700) 4000 4000 
| | 1925 | f | abgelehnt 
60 2936|387000/683026 K 738430 | 252 295372 1050290443058 338029 160000 160000 
| Name, Ort und Kreis 1928 | | 
| 61 | find hier der Vertraulichkeit 145] 12000 17500 X 60000 | 414 24000 25000} 36000 11000) 11000 11000 
| wegen nicht angegeben. 1928 | i 1921 
' 62 1014]148240 309920 322 500 318 [129000/128950|193500| 64550) 59000 64500 
| 1928 | i $1927 t | | 
| 63 176| 69300 89505 93 900 | 534 | 37560 37423| 56340. 18915] 16000 16500 
| | 1928 90 1926 | | abgelehnt 
64 678101110 221000 212 000 | 313 84800 107732127200 19468| 19400; 19400 
| ) | 1998 | | 1924 | | 
| 65 86] 4280 19650, 9300 | 108 | 3720 3220] 5580 2360| 3700| 2300 
| 1927 0 © 1928 
66 | 239| 67758 107896 114600 | 479 45840 60641| 68760 8119| 6700 8100 
| | 1927 l | abgelehnt 
| 67 | 152] 21377 43900 K 53153 | 350 | 21261 11420| 31891 204710 8000 7400 
| 1928 0 1913/28 
68 137) 14000: 37000 25 500 | 186 | 10200, 9740) 15300 5560) 5000 5500 
| 1928 | | © 1925 | 
| 69 | 102] 16190, 23800 18000 | 176 | 7200, 6600| 10800, 4200| 2300, 2400 
| 1928 | 
70 51] 10290 14300 K 19000 | 373 | 7600 6000 11400, 5400] 4000 4100 
1928 | 
71 | | 488] 66350 150000 K 173500 | 356 | 69400 850480104100 19052] 18100) 18000 
1927 O 1923 42900 | 
72 | 310] 15472 42000 K 42850 138 17140 20235] 25710 5475 11000 5400 
1925 | 
73 | 42| 7030 13120 K 12000 | 286 | 4800, 2500) 7200; 4700| 3500 3500 
1925 
74 | 81] 11720 21100 K 24600 | 304 | 9840, 4850| 14760 99100 8800 8800 
| 1995 $ 1910 29600 | 
75 1701 22190' 52000 K 44950 265 | 17980, 150751 26970 11895] 8600 8600 
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Jahresleiſtung 

Geſamtbelaſtung 1) pro Morgen!) 
0% | pro bis⸗ zukünf⸗ 

Summe der Mor⸗ Ea 


gen herige tige 


| | 
zy | | Rh | Rh al 


16 19 | 20 


13 900 | 125 11— 10 
54 500 47 101 10.16 8 
a) 68 a) 133 a) 12 
15390 b) 60 b) 117] 13.60 b) 11 
| 
13 638 60 210| 16.60 13 
a) 62 | a) 134 
9300 |b) 60 b) 129] 11.61 9 
| d 
| 
a) 97 al 285 a) 22 
18468 b) 60 b) 1760 24.08 b) 14 
a) 61 a) 305 2) 23 
92 332 b) 60 b) 299] 28.29 b) 22 
a) 65 a) 100 a) 10 
15200 b) 59 b) 90| 10.56 b) 9 
8 300 | 42 244) 21.15) 17 
265 029 36 90 9.— 8 
a) 82 a) 340 a) 32 
36000 5) 60 b) 248] 34.40 b) 22 
a) 61 a) 195 a) 16 
193450 b) 60 b) 191] 15.78 b) 15 
53923 57 305) 24.— 21 
2) 67 a) 212 a) 14 
127 132 0 60 d) 187] 15.94 b) 13 
| | | 
a) 109 a) 118 a) 8 
5520 b) 60 b) 63| 8.42 b) 6 
:a) 67 | a) 323 a) 23 
68741 bon b)288| 25.60 b) 20 
| | 
18820 35 124 7.20 7 
| | | 
15240 60 111, 13.— 12 
9000 | 50; sa 7— 6 
! | 
10100 | 53 198) 11.16 12 
| | 
103048 | 59 2110 14— 13 
| A 
25 635 60 83 9—' 6 
6 000 50 43 26.90 24 
13 250 55 18680 15.— 11 
| | 
23 675 53 1391 12.30 10 


1) Falls in Spalten 16—20 a und b 
2) Bankmäßige Unterlagen vorhanden. 
3) Aberſchießende Beträge. 


a) Zubringerinſtitut 
b) Bürgſchaft übernimmt 


Beantragte Beihilfe 
aus dem Betriebs⸗ 


erhaltungsfonds 


5 Skarzinner Spar- u. Darl.⸗Kaſſ.⸗Verein 
a) direkt 

b) fehlt 

a) Kreisbank Ortelsburg 

b) fehlt 

a) Kreisbank des Kreiſes Ortelsburg 

b) 3100 Kreisbank, 650 Kreisſpark. Ortelsb. 
N Marwalder Darlehnstafjen-Berein 


” ” It 


2) 1100 


a) Erml. Zentralkaſſe Wormditt 

b) Biſchofſteiner Spar- und D. K. V. 
a) Kreisſparkaſſe Heinrichswalde 

b) 47000 Spk., 10000 Vorſch. V. Heinrichsw. 
a) Landw. An⸗ und Verk. G. Treuburg 
b) fehlt 

a) Erml. Zentralkaſſe Wormditt 

b) Splitter Spar⸗ und Darl. K. V. 

a) Stadtſparkaſſe Mohrungen 

b) fehlt 

Es Kreditbank Raſtenburg 

a) direkt 

b) 10 % der Sa. Oſtpr. An- u. Verk. G. 
a) direkt 

b) Volprecht & Ballhauſen, Riejenburg 


a) Sparkaſſe des Kreiſes Roſenberg 
b) fehlt 2) 4100 


a) Sparkaſſe des Kreiſes Roſenberg 
b) „ „ 


a) Rehhofer Darlehnskaſſen-Verein 2) 3872 
b) 


D D ” 

a) Sparkaſſe des Kreiſes Stuhm 
b) fehlt 
a) Landw. Genoſſenſchaft zu Lötzen 
b) 16 % der Summe an dieſelbe 
a) Engelſteiner Spar- u. Darlehnsk. Verein 
b) ” ” ” ” H 
a) Angerburger Vereinsbank 
b) UI ” 
a) Kreisſparkaſſe Infterburg 
b) feblt 
a) Mierunsker Spar- u. Darlehnsk.⸗Verein 
b HI ” ” H D 
a) Spar⸗ und Darlehnsk.⸗Verein Tiefenfee 

UI ” ” ” 
a) Erml. 3entraltafje Wormditt 
b) Glottauer Spar- und Darlehnsk.⸗Verein 
a) Erml. Zentralkaſſe Wormditt 
b) Glottauer Spar- und Darlehnsk.⸗Verein 


2) 4390 


” 


Entſcheidung 
des Kreditausſchuſſes 


3) 2101 laufende Schulden 
666 ” 


3) 378 D ” 


390 laufende Schulden 
4250 Ausgedinge Vorrang 
6825 (1825 Aufw. u. 5000 Goldm. 


3011465 Hypotheken⸗Vorrang) 


3) 1560 laufende Schulden 


3) 1500 Vorrang Ausged. 


3) 13282 laufende Schulden 


3) 4657 „ " 


1552 laufende Schulden 
13750 Bor. Hyp. Dt. Bauernbank 
3) 15302 

1600 Vorrang Vatererbteil 4 v. H. 

3200 e m 40.9. 
3) 4800 


3) 8531 laufende Schulden 


angegeben iſt, betrifft a) Spalte 11, 15 und 23, b) Spalte 11 und 15. 
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Ed 


Der Landeshauptmann. 
IX. 61. Königsberg Pr., den 22. Januar 1929. 


Abſchrift. 


Oſtpreußen ſteht am Abgrund! Ausgehend von der oſtpreußiſchen Wirtſchaft droht ein Zuſammenbruch 
unerhörten Ausmaßes und folgenſchwerſter Art. Der Schlüſſel zur Lage liegt bei der Landwirtſchaft. Nachdem 
ſie gezwungen worden iſt, ſich Jahr auf Jahr in immer neue Schulden zu ſtürzen, muß ſie nunmehr wieder in 
den Stand verſetzt werden, einen Ausgleich zwiſchen ihren Einnahmen und Ausgaben herzuſtellen und jenen Gewinn 
zu erzielen, ohne den auch bei beſcheidenſten Anſprüchen auf die Dauer keine Wirtſchaft beſtehen kann. Ich ſetze 
voraus, daß die hierzu erforderlichen Maßnahmen, für welche die Landwirtſchaftskammer bereits Vorſchläge unter⸗ 
breitet hat, ohne Zögern ergriffen werden. Bis ſie ſich aber auswirken können, werden immerhin noch zwei bis 
drei Jahre vergehen. Es müſſen daher außerdem noch Mittel und Wege gefunden werden, die es der ot: 
preußiſchen Landwirtſchaft geſtatten, den Anſchluß an die wiederhergeſtellte Rentabilität zu erreichen. Das kann 
nur geſchehen durch eine weitgehende Herabſetzung der öffentlichen und privaten Laſten. Dabei wird beſonders 
die Senkung der drückenden kommunalen Abgaben ins Auge zu faſſen ſein. Da aber die in der Hauptſache 
zwangsläufigen Ausgaben der Kommunen und Kommunalverbände nicht vermindert werden können, wenn man 
nicht den ſozialen und kulturellen Abſtand Oſtpreußens zu den übrigen Reichs- und Landesteilen gewaltſam und 
in nicht wieder gut zu machender Weiſe vergrößern will, iſt eine kommunale Laſtenſenkung nur bei vermehrtem 
ſtaatlichem Laſtenausgleich zugunſten Oſtpreußens durchführbar. 

In einer gemeinſamen Beſprechung hat ſich eine Anzahl führender Perſönlichkeiten der Provinz mit der 
Frage befaßt, welche beſonderen Maßnahmen nötig ſind, um die oſtpreußiſche Landwirtſchaft und damit die oſt⸗ 
preußiſche Wirtſchaft überhaupt aus der Kriſis he rauszuführen und allmählich geneſen zu laſſen. Folgende Vor⸗ 
ſchläge ſanden einmütige Billigung: 

1. Die oſtpreußiſche Landſchaft muß in die Lage verſetzt werden, die erſtſtellige Beleihung bei den 
hierfür noch in Frage kommenden Beſitzungen durchzuführen. Zu dieſem Zweck muß ſie die Möglichkeit erhalten, 
in erforderlichem Umfange niedrig verzinsliche Pfandbriefe zu einem erträglichen Abrechnungskurſe unterzubringen. 
Hierzu wird die Generallandſchaftsdirektion in einem beſonderen Bericht Stellung nehmen. 

2. Für die Ablöſung der im Laufe der nächſten drei Jahre fällig werdenden 36 000 000 Golddiskont⸗ 
anleihe⸗Hypotheken müſſen langfriftige Kredite zur Verfügung geſtellt werden. Bei der Beſchaffung der Kredit⸗ 
mittel etwa entſtehende Kursverluſte dürfen nicht zu Laſten der Schuldner gehen. Höhere Zinſen als die bisherigen 
dürfen nicht entſtehen. 

3. Die Begebung zweiter Hypotheken im Wege der im Gange befindlichen Umſchuldungsaktion iſt ohne 
Stocken zu Ende zu führen. Kein Umſchuldungsbedürftiger und umſchuldungsfähiger Betrieb darf dabei un- 
beriidjidjtigt bleiben. Benötigt wird im ganzen eine Summe von 150000000 #4. Davon find bisher 
18 000 000 24 aus Mitteln der Oſtpreußenhilfe und 30 000 000 % aus Anleihemitteln aufgebracht, 10000000 24 
vom Reich vorſchußweiſe bereitgeſtellt worden. Es wären alſo noch weitere 92 000 000 .24 zu beſchaffen, notfalls 
auch im Wege der Vorſchußgewährung durch das Reich. 

4. Der Betriebserhaltungsfonds, der augenblicklich mit 10 000 000 2% ausgeſtattet it, ijt mindeſtens auf 
die urſprünglich vorgeſehene Geſamthöhe von 13 000 000 % zu bringen. 

5. Eine über 5% hinausgehende Verzinſung der innerhalb der erſtſtelligen Beleihungsgrenze ſtehenden 
Hypotheken iſt der Landwirtſchaft für die nächſten 2 bis 3 Jahre unmöglich. Die Zinſen ſind daher ſo lange 
mit Mitteln des Reiches und Staates allgemein auf 5 %% zu ſenken. Hierfür werden jährlich 6 000 000 24 
erforderlich ſein. 

6. Die preußiſche Grundvermögensſteuer ift für die nächſten 2 bis 3 Jahre allgemein nicht zur Hebung 
zu bringen. Das gleiche gilt für die Reichsvermögensſteuer, ſoweit ſie das Grundvermögen und das Betriebs⸗ 
vermögen jeder Art erfaßt. Dabei handelt es ſich hinſichtlich der Grundvermögensſteuer um eine Summe von etwa 
11000000 . Was die Reichsvermögensſteuer anbetrifft, fo ijt mir eine genaue Angabe des in Frage kommenden 
Betrages nicht möglich. Das Geſamtaufkommen an Reichsvermögensſteuer in der Provinz beträgt rund 
6 000 000 RA. 

7. Dent alten Wunſche des Provinzialoerbandes auf Erhöhung ſeiner Dotationsrente muß endlich ent- 
ſprochen werden. Der Preußiſche Landtag hat bereits in ſeinem Beſchluß vom 17. Dezember 1925 gefordert, 
daß bei der Verteilung der Dotationen auf die preußiſchen Provinzen die dreifache Beoölkerungszahl Oſtpreußens 
zugrunde gelegt wird, wie es bei der Provinz Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen ſtets geſchehen ijt. Die Dotation 
für die Provinz Oſtpreußen würde ſich dadurch zur Zeit um rund 5 000 000 % erhöhen. 


| 
| 


Beilage Nr. 6. 81 


8. Etwa ein Drittel der Ausgaben des Provinzialverbandes entfällt auf die Straßenbau- und Straßen⸗ 
unterhaltungskoſten. Die bereits wiederholt geäußerte Bitte des Provinzialverbandes, ihm, wie es bei den beſetzten 
Gebieten des Weſtens der Fall ijt, einen Voraus von 6000000 2% aus der Kraftfahrzeugſteuer zu bewilligen, 
erſcheint in höchſtem Maße gerechtfertigt und wird jetzt auch von den Landeshauptleuten der anderen Provinzen 
als berechtigt anerkannt. Man kann nicht beſtreiten, daß die Notlage der Provinz ebenſo ein Ergebnis des ver⸗ 
lorenes Krieges iſt, wie die Beſetzung der weſtlichen Provinzen, nur daß die wirtſchaftlichen Folgen in Oſtpreußen 
viel ſchwerere ſind. 

Die erhöhte Dotationsrente und der Voraus an Kraftfahrzeugſteuer würden es dem Provinzialverbande 
ermöglichen, keine Provinzialſteuer zu erheben. Es würde alſo eine ſteuerliche Entlaſtung der Stadt- und Land- 
kreiſe und damit auch der Kreiseingeſeſſenen in Höhe von 11000000 .24 eintreten können. 

9. Die Koſten der Wohlfahrtspflege ſind von Jahr zu Jahr angewachſen und z. Zt. nicht mehr tragbar. 
Im Jahre 1927 haben fie ſich bei den oſtpreußiſchen Landkreiſen auf rund 10 ½ Millionen belaufen . Mit Rüd- 
ſicht auf die den Kreiſen auf dem Gebiete der Wohlfahrtspflege übertragenen Aufgaben werden dieſen zwar zur 
Deckung ihres Finanzbedarfs gewiſſe Hauszinsſteueranteile überwieſen, die aber bei dem herrſchenden Verteilungs- 
modus und unter den gegebenen oſtpreußiſchen Verhältniſſen zu niedrig ſind. Es wird daher in Vorſchlag gebracht, 
daß das Land Preußen für die Dauer von 2 bis 3 Jahren auf ſeinen eigenen zur Deckung ſeines allgemeinen 
Finanzbedarfs beſtimmten Anteil an der Hauszinsſteuer, ſoweit er aus der Provinz Oſtpreußen aufkommt, verzichtet 
und ihn den oſtpreußiſchen Stadt- und Landkreiſen für Zwecke der Wohlfahrtspflege zur Verfügung ſtellt. Dieſe 
Maßnahme würde eine erhebliche Herabſetzung der kommunalen Steuerlaſt zu bewirken geeignet ſein. Es iſt 
geboten, an ihr auch die kreisfreien Städte teilnehmen zu laſſen, deren Ausgaben für Wohlfahrtspflege bekanntlich 
beſonders hohe ſind und ſein müſſen. Es iſt eingangs ſchon auf die ſtarke Abhängigkeit der oſtpreußiſchen Wirtſchaft 
von der Landwirtſchaft hingewieſen worden. Handel, Induſtrie und Gewerbe, auf denen die Steuerkraft der 
Städte hauptſächlich beruht, leiden daher ebenfalls unter der Unrentabilität der Landwirtſchaft. Auch ihnen 
muß alſo eine Atempauſe verſchafft werden, bis die Beſſerung der landwirtſchaftlichen Lage ſich in einer Belebung 
der oſtpreußiſchen Geſamtwirtſchaft auswirken kann. Hierzu wird auch die vorgeſchlagene Nichterhebung der Grund— 
vermögensſteuer und der Neichsvermögensſteuer ſowie mittelbar die geforderte Entlaſtung des Provinzialverbandes 
beitragen. 


10. Die ländlichen Gemeinden werden durch die Schullaſten erdrückt. Eine vollſtändige Befreiung der 
Landgemeinden und kreisangehörigen Städte für die Dauer von 2 bis 3 Jahren von allen Barleiſtungen zur 
Volksſchulunterhaltung ijt notwendig. Dabei kann es ſich um eine Summe von 12 ½ Millionen in Jahre handeln. 

Die ſofortige Verwirklichung der vorſtehenden Vorſchläge würde geeignet ſein, der großen Maſſe der land— 
wirtſchaftlichen Betriebe über die Gefahrenzeit der kommenden Jahre hinwegzuhelfen. In einer aber nicht geringen 
Anzahl von Fällen wird dieſe Hilfsaktion allein jedoch noch nicht ausreichen, um die Betriebe aus der Kriſis 
herauszuführen und ſie den Anſchluß an die Wiederherſtellung der landwirtſchaftlichen Rentabilität gewinnen zu 
laſſen. Ihnen ohne weiteres die Lebensfähigkeit abzuſprechen, wäre falſch. Es gilt vielmehr, ihnen durch indi— 
viduelle Sondermaßnahmen die Kriſis überwinden zu helfen. Die trotzdem zuſammenbrechenden Betriebe — auch 
deren Zahl wird leider nicht gering ſein — müſſen zur Stützung des Gütermarkts und zwecks Abwendung eines 
infolge der mannigfachen Kreditverflechtungen um ſich greifenden Zuſammenbruchs aufgefangen werden. Zu 
dieſem Zweck wird vorgeſchlagen: 

Die Aufgabe der Beſitzerhaltung und der Aufnahme zuſammenbrechender Beſitzungen wird einer provinziellen 
Stelle übertragen. Als ſolche iſt die „Treuhandſtelle für Umſchuldungskredite im Bezirk Oſtpreußen G. m. b. H.“ 
nach entſprechender Erweiterung ihres Geſellſchaftsvertrages beſonders geeignet. Dieſe Stelle iſt mit den erforderlichen 
öffentlichen Mitteln und denjenigen Befugniſſen auszuſtatten, die ihr ein ſchnelles, zwedmäßiges und der Lage des 
einzelnen Falles angepaßtes Eingreifen ermöglichen. 

Die Geſamtheit aller dieſer Maßnahmen wird, wenn ſie ſofort eingeleitet und mit Nachdruck durchgeführt 
werden, Oſtpreußen in letzter Stunde noch zu retten vermögen, falls im übrigen unverzüglich Vorſorge für die 
Wiederherſtellung der allgemeinen landwirtſchaftlichen Rentabilität getroffen wird. 


gez. Dr. Blunk. 


An 
den Herrn Oberpräſidenten der Provinz Oſtpreußen 


hier. 
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Abſchrift. 
Der Landeshauptmann 
der Provinz Oſtpreußen Königsberg, am 18. Januar 1929. 
Nr. IX 44/29 


An 


den Ausſchuß zur Unterſuchung der Erzeugungs- und Abſatzbedingungen 
der deutſchen Wirtſchaft 
Berlin W. 9, Bellevueſtraße 15. 
Betrifft: Anterausſchuß für Landwirtſchaft. 
Bezug: Schreiben vom 12. Dezember 1928 Nr. 22 480/28. 


Zu den im gefälligen Schreiben vom 12. Dezember geſtellten Fragen Nr. 7 und 8 nehme ich im Nachgang 
zu meinem Bericht vom 29. Dezember 1928 ergebenſt noch folgendermaßen Stellung: 

Die Maßnahmen der Bayeriſchen Landesſiedelung verdienen zweifellos größte Beachtung. Sie ſind aber 
auf Zuſtände zugeſchnitten, die einen bei weitem weniger kriſenhaften Charakter tragen als die oſtpreußiſchen. 
Grundlage, Stadium und Umfang der landwirtſchaftlichen Kriſis in Oſtpreußen bedingen, daß ſich Inhalt und 
Organiſation des Hilfswerks von denen der Bayeriſchen Landesſiedelung vielfach werden unterſcheiden müſſen. Um 
zu einem klaren Bilde zu kommen, wird man ſich zunächſt einmal unabhängig von irgend welchen Vorbildern klar 
machen müſſen, was z. Zt. in der Provinz noch geſchehen kann, und mit welchen Mitteln und auf welche Weile 
es durchführbar erſcheint. Bei einer ſolchen Betrachtung ſchälen ſich aus dem ganzen Fragenkomplex alsbald drei 
Hauptprobleme heraus: Die reftlofe Durchführung der Umſchuldungsaktion, die Ge- 
winnung des Anſchluſſes an die Wiederherſtellung der Rentabilität und, beide 
hoch überragend, das Problem der Rentabilität ſelber. Dabei muß ich allerdings die 
Auffaſſung der Preußenkaſſe unbedingt ablehnen, daß auch die verſchärfte landwirtſchaftliche Kriſis in Oſtpreußen 
eigentlich nur durch eine fehlerhafte agrarpolitiſche Struktur verurſacht ſei, und daß es daher nur darauf ankomme, 
dieſe Struktur zu ändern. Dieſe Annahme der Preußenkaſſe ijt im übrigen bereits durch das vorläufige Gutachten 
des Unterausſchuſſes für Landwirtſchaft zur Genüge widerlegt worden. 

1. Die Amſchuldung darf nicht ſtocken. Sie muß ohne Einſchränkung bis zum Ende durchgeführt 
werden. Die erforderlichen Mittel müſſen verfügbar gemacht werden. Der landwirtſchaftliche Unterausſchuß des 
Enquéteausſchuſſes rechnet mit 150 000 000 24. Ich habe urſprünglich 100 000 000 24 veranſchlagt. Die 
Wahrheit wird zwiſchen beiden Summen liegen. 

Als allgemeine Hilfsmaßnahme ſind die Zinſen der II. Hypotheken herabzuſetzen. 

II. Denjenigen Betrieben, die aus eigener Kraft den Anſchluß an die Wiederherſtellung 
der Rentabiliät nicht mehr erreichen können, darf deswegen nicht ohne weiteres die Lebensfähigkeit 
abgeſprochen werden. Es wird vielmehr darauf ankommen, ihnen durch die Übergangszeit hindurchzuhelfen. 
Hierbei wird es ſich hauptſächlich um ſolche Beſitzungen handeln, die als noch ſanierbar im Wege der Umſchuldung 
zweitſtellig beliehen ſind. Den von der Umſchuldung als nicht mehr ſanierungsfähig ausgeſchloſſenen Beſitzungen 
wird allerdings nicht mehr zu helfen ſein. Aber auch bei der erſteren Gruppe muß ſelbſtverſtändlich in jedem 
einzelnen Fall eine gewiſſenhafte Prüfung der Lage und der wirtſchaftlichen Ausſichten, auch hinſichtlich der Eignung 
des Beſitzers, jeder Hilfsmaßnahme vorhergehen. 

A. Die Beſitzerhaltung kann dadurch ermöglicht werden, daß eine mit beſtimmten Befugniſſen 
und Geldmitteln ausgeſtattete Stelle geſchaffen wird, die zwiſchen den Gläubigern und dem Eigentümer bzw. 
Pächter vermittelt, gegebenenfalls ſelber einſpringt, und dadurch die ordnungsmäßige Fortführung des Betriebes 
ſichert. Folgende Wege können hierbei — vorbehaltlich der Entſcheidung von Fall zu Fall — beſchritten werden: 

1. Erlaß von Steuern, vor allem der Grundvermögensſteuer, 

2. Stundung und Nachlaß von Kapital- und Zinsforderungen, insbeſondere von Zinſen der im Wege 
der Umſchuldung aufgenommenen zweiten Hypotheken, 

3. Übernahme von Ausfallbürgſchaften, 

4. Übernahme von Forderungen. 

5. Gewährung unverzinslicher oder niedrig verzinslicher Darlehen zum Zwecke der Bezahlung dringlicher 
Schulden, der Ablöſung kurzfriſtiger und hochverzinslicher Kredite und der Betriebsfortführung, 

6. Sanierung durch Abverkauf. 

Die mit der Durchführung dieſer Maßnahmen zu betrauende Stelle muß, da ſie mit öffentlichen Mitteln 
arbeitet, die Berechtigung haben, eine gewiſſe Betriebsaufſicht auszuüben, ohne aber eine eigene Verantwortung 
zu übernehmen. Sie muß durch Einſichtnahme in den geſamten Betrieb, in die Buchführung und in den 
Geſchäftsverkehr ſich ſtets über den Stand der Wirtſchaft informieren können, um jederzeit Entſchlüſſe über die 
Fortführung der Hilfsaktion zu faſſen. 
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Durch die Möglichkeit der Sanierung werden bie Befiger veranlaßt werden, ſich rechtzeitig in Betriebs- 
aufſicht zu begeben. Die Gläubiger werden geneigt ſein, größtmöglichſte Schonung zu üben. 

Die Hilfsaktion hat ſich auf die Betriebe aller Größen zu erſtrecken. 

Auch die vorbezeichneten Maßnahmen werden allerdings die Beſitzerhaltung nicht immer ermöglichen 
können. Dazu treten die Fälle, in denen fie überhaupt nicht zur Anwendung kommen, weil eine Sanierung von 
vornherein ausſichtslos erſcheint. Der Ankauf von Grundbeſitz mit öffentlichen Mitteln („Aufnahme“) zwecks 
Stützung des Gütermarktes und zur Abwendung eines um ſich greifenden Zuſammenbruchs wird daher auch 
noch notwendig ſein. 

B. Für die Aufnahme von Gütern muß Grundſatz ſein, daß ſie erſt dann ſtattfinden darf, 
wenn im einzelnen Falle die Unmöglichkeit der Beſitzerhaltung feſtgeſtellt iſt. Bei den Ankäufen darf nicht der 
Eindruck entſtehen, als ob die Notlage der Landwirtſchaft bewußt ausgenutzt wird. Es muß daher der in 
Anbetracht des Zuſtandes der betreffenden Beſitzung angemeſſene Preis gezahlt werden. Bei einem öffentlichen 
Hilfswerk würde jede andere Preisbemeſſung von den dadurch Betroffenen — und das würden nicht nur die 
Beſitzer ſondern auch zahlreiche Gläubiger ſein — als Härte und ungerechtfertigte Schädigung empfunden werden. 
Die praktiſche Folge würde die ſein, daß eine vermehrte Anzahl von Gläubigern und infolge der Kreditverflechtung 
noch zahlreichere Dritte in Mitleidenſchaft gezogen werden. Die ſchleichende Kriſis aber, die man bekämpfen will, 
würde man künſtlich verlängern, weil die Güter bei ſchlechter Preisbemeſſung noch ſpäter zum Verkauf gebracht 
werden. 

Für die Verwertung der angekauften Güter gibt es folgende Wege: 

1. Wenn möglich, durch Verkauf an ein Siedlungsun ternehmen, vorzugsweiſe die Oſtpreußiſche Lanb- 

geſellſchaft, 

2. durch Verkauf an den Forſtfiskus oder Kommunen zwecks Aufforſtung, 

3. durch Verkauf an den Domänenfiskus, 

4. durch Verkauf an Privatperſonen, 

5. notfalls durch Verpachtung, aber immer mit dem Ziele ſpäterer Abſtoßung, 
in den Fällen zu 2 bis 5, wenn zweckmäßig, unter Aufteilung, und in den letzten beiden Fällen auch unter 
Schaffung von Erleichterungen ähnlich den oben für die Beſitzerhaltung angeführten. 

Bei der Zwiſchenbewirtſchaftung durch die aufnehmende Stelle ſoll die Leitung des Betriebes bei vor- 
liegender Einigung möglichſt dem früheren Beſitzer überlaſſen bleiben. Dadurch wird ihm Zeit gegeben, ſich nach 
einer anderen Exiſtenzmöglichkeit umzuſehen. Die Zwiſchenwirtſchaft der auſnehmenden Stelle ſoll nicht länger 
als unbedingt nötig dauern. Wollte die aufnehmende Stelle ſelber ſiedeln oder aufforſten, oder ſich einen 
Domänialbeſitz ſchaffen, fo würde ſie ganz unnötigerweiſe in Konkurrenz mit den hierfür beſtimmten bereits vor- 
handenen und eingearbeiteten Stellen treten. Nur bei Verkauf oder Verpachtung an Privatperſonen wird die 
Zwiſchenwirtſchaft unter Umitánden längere Zeit dauern müſſen. 

Die ganze Hilfsaktion muß notwendigerweiſe eine Einheit darſtellen. Sie muß demgemäß in eine Hand 
gelegt werden. Dabei würde zweckmäßig an das Gegebene angeknüpft werden. Die in den Richtlinien für die 
Umſchuldung vorgeſehene, in der Errichtung begriffene „Treuhandſtelle für Umſchuldungskredite im Bezirk Oft- 
preußen G. m. b. H.“ wäre zweifellos in der Lage, mit erweiterten Befugniſſen und entſprechend vermehrten 
Mitteln ausgeſtattet, die gezeichneten Aufgaben ſämtlich durchzuſühren. In dem Geſellſchaftsvertrag der Treu— 
handſtelle iſt übrigens ſchon die Möglichkeit, die zweiten Hypotheken zu übernehmen, Grundſtücke im Wege der 
Zwangsverſteigerung zu erwerben und ſie beſtmöglichſt zu verwerten, geſchaffen. Dann würde die Organiſation 
in den drei Geſellſchaftern Reich, Land und Provinz geeignete und mit ſtarker Autorität ausgeſtattete Träger 
erhalten, wobei im Geſellſchaftsvertrage Reich und Preußen mit Rückſicht darauf, daß fie die Mittel für das 
Hilfswerk im weſentlichen aufzubringen haben werden, auch ein entſprechender Einfluß zu ſichern wäre. Zu den 
wichtigſten Entſcheidungen — Einführung und Aufhebung der Betriebsaufſicht, Gewährung von Stundungen und 
Nachläſſen, Bewilligung von Darlehen, Erwerbung und Verwertung der Grundſtücke — wären, wie es bei der 
Umſchuldung im Kreditausſchuß geſchieht, Sachverſtändige hinzuzuziehen. 

Was die Koſten anbetrifft, ſo laſſen ſie ſich ſehr ſchwer ſchätzen. Die Koſten der Betriebsaufſicht und der 
damit in Verbindung ſtehenden Maßnahmen werden ſich aus vielen, aber verhältnismäßig kleinen Summen zu— 
ſammenſetzen. Sie werden als Ganzes größer werden, je länger es dauert, bis die oſtpreußiſche Landwirtſchaft 
wieder rentabel gemacht wird. Die Kaufpreiſe werden die Treuhandſtelle nicht zu ſehr belaſten, da fie im weſentlichen 
durch Hypotheken belegt werden, ſchließlich kommen noch die notwendigen Inveſtierungen und die Verluſte bei 
den Verkäufen in Frage, wobei allerdings mit größeren Summen gerechnet werden muß. Das eine aber läßt 
ſich mit Beſtimmtheit ſagen, daß dieſe Aktion ſehr viel billiger wird, als die von der Preußenkaſſe propa- 
gierte Aufnahmeorganiſation. 

III. Letzten Endes hängt das Gelingen der Hilfsaktion von der baldigen Wiederherſtellung der land— 
wirtſchaftlichen Rentabilität ab. Bleibt ſie aus, dann iſt der ganze Aufwand, auch der der bisherigen Umſchuldung, 
umſonſt geweſen. Ich darf mir vorbehalten, hierüber demnächſt weitere Vorſchläge zu machen. 


gez. Dr. Blunt 
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VII 5917. 
Königsberg Pr., am 1. Dezember 1930. 


An 


1. den Herrn Reichsminiſter der Finanzen 
Berlin W 66. Wilhelmplatz 1. 


Li 


den Herrn Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft 
Berlin W 8. Wilhelmſtraße 72. 


3. die Oſtſtelle bei der Reichskanzlei 
Berlin W 8. Wilhelmſtraße 77. 


4. den Herrn Oberprajidenten 


oie: 
Betrifft: Rückbürgſchaften innerhalb der Umſchuldungsaktion. 


Bei der letzten Geſellſchafterverſammlung der Treuhandſtelle für Umſchuldungskredite in der Provinz 
Oſtpreußen, die am 20. November d. Is. im hieſigen Oberpräſidium ſtattfand, wurde von der Landesbank zur 
Sprache gebracht, daß die Treuhandſtelle beim Erforderlichwerden einer erneuten Sanierung eines umgeſchuldeten 
Betriebes in einzelnen Fällen ohne Befragen der Geſellſchafter dazu übergegangen ſei, außer den von dem Schuldner 
für den Provinzialverband als Garanten beſchafften Ausfallbürgſchaften in Höhe von 25 Prozent des erhaltenen 
Darlehns noch zuſätzliche Sicherheiten in Form ſelbſtſchuldneriſcher Bürgſchaften für die beiden anderen Garanten 

Reich und Staat — zu verlangen. Die Landesbank äußerte gegen dieſes Vorgehen ernſte Bedenken und 
zwar ganz beſonders in denjenigen Fällen, in denen die Bürgſchaft von denſelben Bürgen verlangt worden war, 
die bereits der Landesbank gegenüber die Ausfallbürgſchaft übernommen hatten. 

Eine Einigung über dieſen Punkt konnte in der Geſellſchafterverſammlung nicht erzielt werden, vielmehr 
glaubten die Vertreter der Reichs- und Staatsbehörden den übergeordneten Miniſterien berichten zu müſſen. Ich 
erlaube mir, in folgendem die Einſtellung der Prooinzialverwaltung zu dieſer Frage zur Kenntnis zu geben. 

Bei den Beratungen über die zur Stützung der oſtpreußiſchen Landwirtſchaft zu ergreifenden Maßnahmen 
und bei der Ausarbeitung der Richtlinien für die Umſchuldungsaktion im Rahmen der Oſtpreußenhilfe wurde 
ausdrücklich und unter Übereinſtimmung aller beteiligten Stellen davon ausgegangen, daß nur das Riſiko des 
Provinzialverbandes durch die Hereinnahme von Rückbürgſchaften verringert und auf diejenigen Perſonenkreiſe 
abgewälzt werden dürfe, denen als Gläubiger der umgeſchuldeten Betriebsinhaber die Barmittel aus der Aktion 
zufloſſen. Maßgebend hierfür war der Gedanke, daß nach Auffaſſung der Reichs⸗ und Staatsregierung 25 Prozent 
des Riſikos ohnehin in der Provinz verbleiben ſollten, und daß es daher zur Entlaſtung des Provinzialoerbandes 
der Provinz Oſtpreußen tragbar wäre, wenn ſtatt des Provinzialverbandes die oſtpreußiſchen Privatgläubiger 
dieſen Teil des Rifitos übernähmen. Zu 75 Prozent aber ſollte das Rifito in der wirtſchaftlich ſo ſtark geſchwächten 
Provinz Oſtpreußen nicht verbleiben, ſondern von Reich und Staat getragen werden. Dieſe Art der Regelung 
ſcheint mir ein ſo weſentlicher Beſtandteil der ganzen Hilfsaktion zu ſein, daß ſie unter keinen Umſtänden auf- 
gegeben werden darf. Ich bin jedenfalls der Meinung, daß es mit dem Sinn der Umſchuldungsaktion nicht mehr 
vereinbar iſt, wenn ſich auch Reich und Staat durch Rückbürgſchaften ſichern wollten, und ich glaube, daß es 
hierüber in der Provinz Oſtpreußen nur eine Meinung geben wird. Um zu einer Ablehnung dieſer Rückbürg⸗ 
ſchaften zu kommen, wird es genügen, ſich nur einmal die Folgen vor Augen zu ſtellen. Es kann kein Zweifel 
darüber ſein, daß die für das volle Riſiko verhafteten Gläubiger ſchon allein durch die Übernahme der Rüd- 
bürgſchaft in ihrem geſchäftlichen Leben ſchwer geſchädigt werden. Bei Inanſpruchnahme der Rüdbürgen dürfte 
deren Exiſtenz in Frage geſtellt und meiſtens vernichtet werden. Bei der ganz außerordentlichen Haftverflechtung, 
die jetzt innerhalb der Provinz überall beſteht, können ſich aber des weiteren Auswirkungen für andere Privat- 
perſonen bzw. Geſchäftsleute, Genoſſenſchaften und Kreditinſtitute ergeben, die zu ſchweren Erſchütterungen des 
Wirtſchaftslebens führen können. Nach der Aufmerkſamkeit, die die Reichs- und Staatsregierung gerade dem 
Zuſtande der inneroſtpreußiſchen Haftverflechtung geſchenkt haben, möchte ich annehmen, daß das Beſtreben der 
Treuhandſtelle, Rückbürgen auch für die Reichs- und Staatsanteile zu beſchaffen, der auf Löſung der Haftverflechtung 
abzielenden Tendenz der Reichs- und Staatsregierung direkt zuwiderläuft. 

Für den Provinzialverband ſelber hat dieſe Forderung noch ihre beſondere Seite. Die Möglichkeit, ſich 
eine Rückbürgſchaft für die von ihm übernommene Garantie zu verſchaffen, bildete, wie geſagt, eine Ausnahme 
zugunſten des Provinzialverbandes, um dieſen nach Möglichkeit vor Verluſten zu ſchützen. Die Heranziehung von 
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Rückbürgen auch für die Reichs⸗ und Staatsgarantie ift geeignet, den Provinzialverband in ſeinen berechtigten 
Intereſſen zu verletzen, und zwar immer ſchon dann, wenn die Rückbürgen irdendwie auch der Provinz verhaftet 
find. Ganz klar liegt die Verletzung des provinziellen Intereſſes auf der Hand, wenn die Treuhandſtelle die 
Bürgſchaft für Reich und Staat von denſelben Bürgen verlangt, die in dem gleichen Fall bereits die Ausfall⸗ 
bürgſchaft dem Provinzialverbande gegenüber übernommen haben. Denn es bedarf keines Beweiſes, daß durch 
die Inanſpruchnahme der Rückbürgen zugunſten von Reich und Staat die Bürgen wirtſchaftlich ſo geſchwächt, wenn 
nicht ruiniert werden, daß der Provinzialverband nicht mehr damit rechnen kann, ſeinen Ausfall decken zu können. 
Die Gefahr wird vergrößert in allen denjenigen Fällen, in denen die Bürgen für mehrere Umſchuldungshypotheken 
Bürgſchaften übernommen haben, fie wird verſtärkt dadurch, daß die Bürgſchaft für Reich und Staat eine ſelbſt— 
ſchuldneriſche ¡ft und auch den regelmäßigen Zinſeneingang umfaßt, während der Provinzialverband nur Ausfall⸗ 
bürgſchaft hat. Mit der Sicherheit der Bürgſchaft kommt aber für den Provinzialverband eine weſentliche Vor- 
ausſetzung in Fortfall, unter der er der Umſchuldung in dieſen Fällen ſeinerzeit zugeſtimmt hat. Es wird zu prüfen 
ſein, welche Folgerungen der Provinzialverband daraus zu ziehen hat. 

Ich darf ſchließlich darauf hinweiſen, daß das Vorgehen der Treuhandſtelle mit dem Geſellſchafterverhältnis, 
in dem der Provinzialverband zu Reich und Staat ſteht, nicht vereinbar iſt. Zweck einer Geſellſchaft iſt die 
Förderung der gemeinſamen Intereſſen der Geſellſchafter. Durch das von der Treuhandſtelle jetzt eingeſchlagene 
Verfahren werden teils die Intereſſen des einen Geſellſchafters des Provinzialverbandes einſeitig geſchädigt, 
teils die Intereſſen der anderen beiden Geſellſchafter bevorzugt behandelt. Ich möchte ſchon jetzt zum Ausdruck 
bringen, daß meines Erachtens die Geſchäftsführer hierfür auch perſönlich haftbar ſind. Die außerordentlich 
ſchwierige Finanzlage des Provinzialverbandes und die Ungeklärtheit der Beanſpruchung des Provinzialverbandes 
durch Ausfälle bei der Umſchuldungsaktion zwingt mich, ſeine Belange auf jede Weiſe wahrzunehmen. 

Ich bitte, daß aus allen dieſen Erwägungen heraus von der Hereinnahme von Rückbürgſchaften für Reich 
und Staat abgeſehen wird. Sollte im Einzelfalle aus beſonderen Erwägungen eine ſolche Bürgſchaft doch einmal 
angebracht erſcheinen und ſich nicht umgehen laſſen, ſo müßte darüber im Kreiſe der Garanten — am beſten bei 
den jetzt allwöchentlich ſtattfindenden Beſprechungen — verhandelt werden. 


gez. Dr. Blunk. 
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Gtatiſtiſcher Anhang Nr. I. 89 


Zwangsverſteigerungen ländlicher Grundftiide in Oſtpreußen 
1924 bis 1930. 


1 


Verſteigerte Davon entfielen auf die Betriebsgrößenklaſſen von .. ha 
Grundſtücke “Y aT ze Ea . 
Zeit ? bis 2 ha | 2 bis 5 ha] 5 bis 20 | 20 bis 100] 100 bis 200] über 200 
Ge: Geſamt⸗ ’ 
ſamt⸗ | fläche | | 
zah! ha Zahl] ha Zahl ha Zahl ha [Zahl ha [Zahl ha [Zahl ha 
> 3 „ Se ee 
1 ES 4 3 67 89 | 40) 11 a ae ETE 


Rechnungsjahr 1924 34 


| 2 oa 1 322 
S 1925 | 60 | | 231] 10 572 1 114] 1 223 


1. 4. bis 31.12.1926 | 136 | | 327] 40/2045] 12 | 1754 8 | 3606 


Kalenderjahr 19271) | 215 
7 1928 | 306 | | 6980 68 | 21 | 2949] 21 | 7150 
E 1929 | 445 | 1091| 110 48 | 6814| 23 | 6874 


o 19302) | 641 | 1 466] 163 77 10 882] 53 19 434 


1) Für das Jahr 1927 liegen Angaben über die Zwangsverſteigerungen ländlicher Grundſtücke innerhalb 
der einzelnen Betriebsgrößenklaſſen nicht vor. 
2) Vorläufige Ergebniſſe. 
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Anteil der einzelnen landwirtſchaftlichen Betriebsgrößenklaſſen an Geſamtzahl und 
Geſamtbetrag der bis zum 31. Dezember 1930 bewilligten und ausgezahlten 
Kredite in v. H. 

(Hypothekar⸗, Pächter⸗, Tome Kleinbauern⸗, Bauern: und Kleinpächterkredite) 


Betriebsgrößenklaſſen in ha 


bis 5 | 5 bis 20 20 bis 100/100 bis 200/200 bis 500) über 500 | zufammen 


= 


am: | 4 |. ates ee 
| | 
| 


Anteil in v. $. an: 


1. der Geſamtzahl der Kredite 


a) bewilligt.. ao 4% 220 m 4,5 11 100 

b) aus gezahlt 24,8 40,7 | 223 | 5,7 5,2 1,3 100 
2. dem Gejamtbetrag der bis 100 ha 1) en 

Kredite | 

bei 40,0 17 28,8 137 100 

b) ausgezahlt. 36,6 | 17,8 30,7 14,9 100 


1) Bei den Kleinbauern- und Kleinpächter⸗ jowie Bauerntrediten iſt die Prozentberechnung der auf die 
Betriebsgrößenklaſſen bis 5 ha, 5 bis 20 ha und 20 bis 100 ha entfallenden Beträge infolge fehlender Unter⸗ 
lagen nicht durchführbar. 
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Stand der Amſchuldungsaktion. 
a) Vierteljahresüberſichten. 


I. Amſchuldungshypotheken. 
30. Juni 1928: 


in Bearbeitung ... 151 Stück 2% 5 473 375, 
bewilligt ......... 16 Stück 2% 504 900,— 
ausgezahlt. - 

30. Geptember 1928: 
in Bearbeitung ... 869 Stück .24 23 562 519, — 
bewilligte 688 Stück 2% 17 422 850, 
ausgezahlt 33 Stück 24 2 550 800, 


31. Dezember 1928: 
in Bearbeitung ... 1 635 Stück 24 36 720 466, 
bewilligt ......... 1735 Stück 24 46 878 300, 
ausgezahlt. 679 Stück 24 20 841 750, 


31. März 1929: 
in Bearbeitung .. . 1 592 Stück 2% 28 117 414, 


Bi 3116 Stück 24% 76 101 200, 

ausgezahlt. 1 456 Stück 24 42 153 800, 
30. Juni 1929: 

in Bearbeitung .. . 1 995 Stück 2 36 142 782, 

Dewilligt ......... 3 394 Stück 24 79 818 500, 

ausgezahlt. 1776 Stück 2% 48 767 600, 


30. September 1929: 
in Bearbeitung ... 2 222 Stück 2% 40 363 481, 


bewilligte 3 326 Stück 24 79 282 550, 

ausgezahlt 2 507 Stück 24 61 946 050, 
31. Dezember 1929: 

in Bearbeitung ... 942 Stück RA 33 344 293, 

bewilligt ......... 4 158 Stück 24 83 873 700, 

ausgezahlt........ 2 871 Stück 2% 68 338 900, 
31. März 1930: 

in Bearbeitung ... 626 Stück 2% 17 688 170,— 

bewilligt ......... 4 132 Stück 2% 85 909 200, — 

ausgezahlt........ 3 414 Stück 24 76 017 700,— 
30. Juni 1930: 

in Bearbeitung ... 584 Stück 2% 13 809 161, 

bewilligt ......... 4 116 Stück 24 87 230 825, 

ausgezahlt 3 659 Stück 2% 79 537 825, 
30. September 1930: 

in Bearbeitung ... 326 Stück 24 6 797 594, 

bewilligt ......... 4 153 Stück 24 91 592 800,- 

ausgezahlt 3 809 Stück 2% 83 194 100, 
31. Dezember 1930: 

in Bearbeitung... 192 Stück 24 4 260 700,- 

bewilligt ......... 4 208 Stück 24 90 737 900,— 

ausgezahlt........ 3 924 Stück 24 85 456 200,- 


II. Betriebserhaltungsfonds. 


30. Juni 1928: 


bewilligt ......... 2 Stück 24 8 991,45 
ausgezahlt. Ss aes 


30. September 1928: 


bewilligt... een. 33 Stück 24 506 734,— 
ausgezahlt. 17 Stück 2% 465 164,81 


31. Dezember 1928: 


bewilligt ......... 501 Stück 24 5571 896,— 
ausgezahlt 156 Stück ZA 2 128 313, — 


31. März 1929: 


bemilliat -........ 1 164 Stück 24 10 723 630, — 
ausgezahlt. 447 Stück 24 4 994 309, — 


30. Juni 1929: 


bewilligt ......... 1140 Stück 24 10 044 763, — 
ausgezahlt 636 Stück 24 6 604 686,— 


30. Geptember 1929: 
Dewilligte. 20.08. 1128 Stück 2 10 063 023, — 
ausgezahlt........ 842 Stück 24 7 990 724,— 


31. Dezember 1929: 


Dewinlig g 1213 Stück 24 10 146 194,90 

ausgezahlt 993 Stück 24 8 795 316,90 
31. März 1930: 

bewilligt ......... 1 252 Stück 24 10 176 262,90 

ausgezahlt. 1096 Stück 24 9 192 854,90 


30. Juni 1930: 


bewilligt 1273 Stück 24 10 107 864,90 
ausgezahlt. 1145 Gtiid 24 9 356 080,90 


30. Geptember 1930: 


bewilligt ......... 1 251 Stück 24 10 154 430,90 
ausgezahlt. 1155 Stück 24 9 581 099,90 


31. Dezember 1930: 


bewilligt ......... 1 269 Stück 24 10 104 476,90 
ausgezahlt 1198 Stück 24 9 745 475,90 
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Stand der Amſchuldungsaktion am 31. Dezember 1930. 


b) Geſamtüberſicht. 


— — ¼hẂ˙.ꝛꝛ.. U ͤ——— — . —— —— . —‚— 2 ——————r——— 


Kreditmittel 


Oſtpreußenhilfe 
ay bewillgt.......-.--. 
b) ausgezahlt. 


Anleihe der Landesbanken⸗ 
zentrale A.⸗G. 


eee 
Deatsasahlt.......... 


Reichsvorſchüſſe von 20 Mill. 
N 
b) ausgezahlt 


Reichs vorſchüſſe von 10 Mill. 24 
F 
e eee 


Reichs vorſchüſſe von 3 Mill. RA 
(Rentenbank⸗Kreditanſtalt) 


ayepemiligt............ 
oeh 


Reichsvorſchüſſe von 5 Mill. 2% 
(Rentenbank-⸗Kreditanſtalt) 


r 


Mittel im Rahmen des $ 13 des 
Oſtpreußenhilfsgeſetzes 
vom 18. 5. 1929 


a) bewilligt oc 
Bisausaesahli ........»- 


Insgeſamt 


{ 
1 


9 


28 090 012 
28 025 911 


30 731 200 
30 731 200 


21 548 900 
21 548 900 


10 737 400 
10 737 400 


2 415 700 
2 415 700 


5 281 700 


10 824 359 
5 335 719 


— D — — —u—ę— 


Zuſammen: 
r 
b) ausgezahlt. 


Kreditarten 
Hypothekar⸗ S . , 
kredite Pächterkredite Kian e 
Zahl RM Zahl 2% Zahl RA Zahl 
2 a 3 4 5 al 6 7 en 7 
903 20 023 000} 119 | 2025 400] 4 256 6 6041 612] 5278 
903 20 023 000} 119 | 2025 400] 4 210 | 5977511] 5232 
1105 30 7312000 — = = 1 105 
1105 [30731 200 — — — — 1 105 
1 095 21 548 9001 — = = — 1095 
1095 21 548 900| — — — — 1095 
715 (10737 400 — — — — 715 
715 10 737 400} — = = = 715 
116 2415 700 — a 3 = 116 
116 | 2415700) — = = = 116 
274 | 5281700) — = Ss = 274 
— — — — 3 830 10 824 359] 3 830 
— — — — 1982 5 335719] 1982 
4 208 '90 7379001 119 | 2025 400] 8 086 16 865971] 12 413 
3934 85 456 20 119 | 2025 40016 192 11 313 230] 10 245 


109 629 271 


98 794 830 


Stand der Amſchuldungsaktion am 31. Dezember 1930. 


c) Verteilung der Kredite (Hypothekar⸗, Pächter⸗, Kleinbauern⸗ und Kleinpächter⸗, PS Bauern: Kredite) nach Betriebsgrößenklaſſen 
(ohne Betriebserhaltungsfonds). 


o + Shentlaffen in ha 


Kreditmittel 5 bis 5 = 5 bis 20 oil 20 bis 100 e 100 bis 200 a 200 bis 500 3 über 500 J. nne = 
| aus» | 


N gezahlt bewilligt * ausgeht bewilligt ausgezahlt bewilligt ausgezahlt] bewilligt ausgezahlt] bewilligt ausge bewilligt ausgezahlt 


| 1 ` 2 | 3 4 | 5 E 6 oe Mos E 10 | 11 12 | 13 14 E 
— — Dh A 2. O O PA CO 14 15 
a) Zahl der Kredite 
Snpothetartrebite ... 27 27 829 | 806 2 132 1 965 619 565 487 110 4208 | 3934 
Pächterkredite — EE — — 11 11 21 au 68 19 119 | 119 
Kleinbauern⸗ und | | | 
Kleinpächter⸗, ſowie | | | 
Bauern⸗Kredite . | 2944 2512 4 550 3 369 592 311 = | — = == 8086 | 6192 
Insgeſamt | 2971 2539 5379 4175 2735 2 287 640 586 555 129 12 413 10 245 
v. H. der Geſamtzahl] 239 24,8 43,4 40,7 220 | 223 a Gë 4,5 1,3 100 100 


b) Höhe der Rreditbetráge in 2% 


Hypothekarkredite ... | 70 700 70 700 3 293 050 3 188 750/23 522 000 21 514 500/18 962 250/17 403 750130 285 800/28 995 900/14 604 100 14 282 600] 90 737 900/85 456 200 
Padtertredite ...... ZI e E 94 600 94600) 184200 184 200] 1232800| 1 282 800 463 800 463800] 2025 400 2 025 400 


bis 100 ha 1) | 


y 


bewilligt ausgezablt 
Sleinbauern= und 55 ae ee 
Kleinpächter⸗, ſowie : 
Bauern-Kredite .. 16 865 971 a 11 313 230 = | — — Ue = 16 865 971 11 313 230 
Insgeſamt 43 846 321 36 181 780 19 146 450 17 587 950/31 568 600 30 278 700/15 067 900 14 746 400109 629 271 98 794 830 
v.9.d.Gejamtbetrages 40,0 | 36,6 17,5 | 28,8 30,7 137 | 149 100 100 


1) Bei den Kleinbauern⸗ und able jowie Bauern⸗Krediten ift die Aufteilung der Beträge auf die Betriebsgrößenklaſſen bis 5 ha, 5—20 ha und 20-100 ha infolge fehlender Unterlagen nicht 
durchführbar; ebenſo iſt auch eine Unterteilung in Klein bauern und Klein pächterkredite nicht möglich. 
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Stand der Amſchuldungsaktion am 31. Dezember 1930. 
d) Verteilung der Mittel aus dem Betriebserhaltungsfonds nach Betriebsgrößenklaſſen. 


Betriebsgrößenklaſſen in ha 


Gegenſt and zuſammen 


bis 5 | 5 bis 20 20 bis 100100 bis 200/200 bis 500) über 500 


5 


3 


4 


Zahl der Beihilfen 
a) bewilligt 1) N 7 141 522 272 266 62 1 269 
DIausacianll ............ 7 135 | 483 255 255 62 1197 


Höhe der Beihilfen in RA 


a) bewilligt 11) 13189 137 139 1459 715 2347 184 4 460 594 1686 65610 104 477 
b) ausgezahlt 13189 | 126807 1365 453 2 219 5180 4 332 108 1 686 656| 9 743 711 17 


| 


Sonderbeihilfen 


2 34 
83830 | 521 622 


E A e 29 10 12 
Betrag in RH ........... — 873 | 52756 | 111348 | 272815 


1) davon find fogenannte | | 
| 
| 
| 
| 
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Stand der Amſchuldungsaktion am 31. Dezember 1930. 


e) Verbleib der ausgezahlten Kreditbeträge, zuſammen mit den Beträgen aus dem Betriebserhaltungsfonds. 


Kreditmittel 


1. Oſtpreußenhilfe 
a) Hypothekarkredite 
b) Pächterkredite . 


c) Kleinbauern- und 
Kleinpächter⸗ 
Kredite 


d) Bauernkredite zum 
Zwecke der Beſitz⸗ 
erhaltung gemäß 
§ 13 des Ge). v. 
18. 5. 1929 


2. Anleihe der Landes- 
bankenzentrale A.⸗G. 


3. Reichsvorſchüſſe 
20 Millionen 


4. Reichsvorſchüſſe 
10 Millionen 


„Reichsvorſchüſſe von 
3 Millionen (Renten⸗ 
bank⸗Kreditanſtalt) . 


6. Beihilfe aus dem Be- 
triebserhaltungs⸗ 
fonds 2) 


von 


von 


Kal 


Steuer⸗ Genoſſen⸗ 
kaſſen 


ſchaften 


RÁ Ih 


534711 6 888 148 
22 721 1 198 889 


39 046 2164757 


18 916 2748 439 


931 467/10 032 838 


| | 


577 740 7 469 503 


228 696 3784519 
| 


51350) 952 930 


| 
55 889, 203 428 
| 


Sparkaſſen 


öffentlich⸗ 
rechtliche 
Kredit⸗ 
anſtalten 


RA 
372 571: 5 591 688 
26 059 165 958 


805 5890 264194 


447 910 204967 
536 187, 9 099 275 


1751487 4793 184 


1066 023 1 983 236 
151970; 500 600 
159 052 874 347 


Privat⸗ 
banken 


499 247 
38 186 


53 323 


30 164 
1 097 908: 
495 843 


233 667, 


88 900 
| 


99 018 


Privat⸗ 
gläubiger 


RI 


6 131 752 
470 466 


2590 874 


1862 209 


9 584 622 


6 550 604 


3 110 927 


593 214 


179 869 


Gejamt- 
Eigen⸗ ſumme 
tümer 1) [ der aus⸗ 
$ Der gezahlten 
zuſammen | belichenen Betráge 
Sp.2--7) Grund⸗ Sy. 8-!- 


TA SH 


20 018 117| 2 150 7860 22 168 903 
1922279| 103121} 2025 400 
5 917 783 59728 5 977511 
5 312 605 23 114] 5 335 719 


31 282 297] 2911 882] 34 194 179 


21 638 361] 1945 426) 23 583 787 
10 407 068] 821 706] 11 228 774 
2338 9644 190 270 2529 234 
1494 603 4311 1495 034 


— —˙ . —  ———— ——— _———_n——_ EE 


Insgeſamt: 


) 


2 460 53635 443 451 


5 316 84823 477 449 2559 256 31 074 537 100 332 077 


8 206 sof 538 541 


1) Hierunter find aufgeführt: Die Kursdifferenzen, d. h. die Unterſchiedsbeträge zwiſchen den ausgezahlten Beträgen 


und den Nominalbeträgen, mit denen die Beſitzer belaſtet wurden; ferner Zinsverluſte und Unkoſten, 


in einzelnen Fällen Schuldſummen, deren eigenhändige Abdeckung der Beſitzer nachwies, ſowie kleine Spitzenbeträge. 


2) Beihilfen aus dem Betriebserhaltungsfonds, die im 
find bereits in den Angaben zu Ziffer 1a, 2, 3, 4 und 5 


die einbehalten wurden; 


Zuſammenhang mit zweitſtelligen Hypotheken bewilligt wurden, 
mitenthalten. 
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Verwaltungsbezirk 


Braunsberg..... 
Fiſchhauſen 
Friedland 
Gerdauen 
Heiligenbeil ..... 
Heilsberg 
Königsberg. 
Labiau 
Mohrungen ..... 
SEN... 
Pr. Holland.. 
Raſtenburg 
Wreplal........ 
Regierungsbezirk 
Königsberg 


Angerburg 
Darkehmen 
Goldap 
Gumbinnen 
esmierburg......: 
Niederung 
Gelee... 
Pillfallen....... 
Stallupönen .... 
Tilfit-Ragnit .... 
Regierungsbezirk 
Gumbinnen 


„„ 


Allenſtein 
Johannisburg .. 
Lötzen 
0) EE 
Neidenburg ..... 
Ortelsburg 
Oſterode 
Rößel 
Sensburg 
Regierungsbezirk 
Allenſtein 


Elbing 
Marienwerder . 
Marienburg. 
Roſenberg 
CM... 2...» 
Regierungsbezirk 
Weſtpreußen 


Biblioteka Glówna UMK 
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Stand der Amſchuldungsaktion am 31. Dezember 1930. 
5) Überſicht nach Verwaltungsbezirken. 


II. Hypothek 


bewilligt 
Gud, Kl 


beantragt 


77 1842000 
40, 954 300 
1765 700 
3 487 800 
3505 950 

2 565 100 
3 179 000 
69 1567 500 
2 490 400 


— 
Co 
© 


101, 1620200 
124 1 439 400 
220 2931 300 
116 2273 450 

99 1836 400 
1 340 600 
2627 100 


| 

101 1 629 200 
129: 1516 400 
226 2973 100 
134 2 472 050 

99 1849 300 
118 1 414 800 
117 2708 200 
166 1812200] 164 1731 000 
113 2.527200] 109 2 455 600 


— — — — 


114 
115 


120318 902 450 1157 18 255 050 


| 


36 767 400 
90 1534 200 
21 501 600 
62 1194 950 
88 1 330 500 


38 787 800 
99 1750 500 
22! 518 200 
63) 1326 950 
95 1520 800 


Betriebserhaltungsfonds 


Urt. abge). ausgezahlt bewilligt ausgezahlt | 
Stück 26 Stück RH Stüc RIN Stück RN | 
61 7 — 9 10 11 12 13 | 
| | | 
144| 1989 400| 142 1944900) 15 59 277, 15 59 277. 
151 6 499 700] 144 6 346 200 77 997 002,11 76 994 270,11 
107 3 486 700] 100, 3 361 200 43) 331815, 42 331815, 
91 4265 500 88 4 220 000 39 596 225, — 36, 594 163,-- d 
108 2830 100| 106 2 778 000 34 413 079,23 34 413 079,23 
186 2 725 200 183: 2617600] 40) 304 125,— 39 268 129, 
109 4 827 000} 101 4712800] 65 733 814,— 60 688 549, | 
134 2 708 800 129 2614 300] 47 294 835,40 46 284 573,40 | 
116 2 270 300 107, 2134 1001 26 187 891,— 25 185 265, 
144 4303 400| 139 4 150 000 69 660 460,73 67, 646 615,73 
42 958300) 42 958500] 16 141 634, 16 141 634, 
128 2883 250] 119 2790650) 48 440 185,90 45, 436 442,90 
92 3684 800] 84 34140001 48) 501 594,— 8 479 886,-- 
43 432 950 1484 42 042 050] 567 5 661 938,37 544 5 523 600,37 
108 3068600] 95; 2723800 33 295 407,— 28: 272137, ' } 
64 1617100] 56 1475100) 36 226 726,— 34 223 487,— 
40 954300) 40 948000) 39 311 481,— 37 308 475,— 
116 1 643 000| 105 1543 900| 32 197711,— | 29, 157793,— 
151: 3 160 000) 141 2 993 500] 39. 303 115,— 36 296 075,— 
254 3 439 550] 238, 3286650; 70 242 379,15 67 234397,15 
126 2 164 500| 114 2046100) 27 211 849, 25 201 915,— 
131 3067 600| 117 2 809 900 48| 262 150,50 40: 243 742,50 
67 1567600} 62 1381800] 37 154761, — 36 137001, - 
= 2 256 400] 131: 2334 200 4 214 664,25 34 213 139,25 
191 542 950 396 2 420 243,90 366 2 288 161,90 | 
| | 
99 1 580 200 90 1442400] 17 91523,— 15 85 015,— 
123 1 424 200] 110 1 2917000 10 51 172.— 9 50 711, 
222 2 910 900} 211) 2 760 500 47 312 622,63 45 300 156,63 
113 2173 1500 103 2 074 150 20) 104 357, — 18 98 788, — 
98 1 836 4001 95 1709200| 22 154339,— | 22 154 339,— | 
111) 1298 900 107 1 254 2001 25 188 826,— 25 188 826,— 
112 2627100] 107 2494200| 24 372 630,— 23 357 130, — | 
163 3 725 500) 160 1 692 800 27 154 693, — 25 153 469, 
109 2 455 900] 99 2378000] 35, 201 546,— 33 196 555, — | 
1150 18 032 250 1082 17 097 150) 227 1 631 708,63 | 215) 1 584 989,63 
36 767 400 36 767 400 3 5 654, — 3 5 654,— 
91 1500200] 80 1 284 100 26 96 189, 24 76 424,- 
211 5016001 19 377 700 4  43106,— 4 43 106, 
60 1173550) 54 1101150] 20 77 269,.—] 19 76457, — N 
88) 1 328 200 4 1243 700 26 168 368, — 23: 147 083,-— 
9 4774050 70 390 586,—- 73 348 724, 


317 5 924 250) 297 
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